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Deutscher Rat für Landespflege (DRL)

30 Jahre Eingriffsregelung - Bilanz und Ausblick

- ein Resümee -

1 Einführung

Das 30-jährige Bestehen1 der Eingriffs-
regelung war Anlass, im Rahmen einer Fach-
tagung am 27. Oktober 2006 im Bundesamt
für Naturschutz in Bonn eine Bilanz zu
bisherigen Erfahrungen und weiteren
Entwicklungstendenzen zu ziehen.

Folgende Themen wurden im Kreis von
mehr als einhundert Experten aus Verwal-
tung, Praxis, Wissenschaft und Verbänden
referiert und ausführlich diskutiert:

Dr. Stefan Lütkes, Bundesministerium für

Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-

heit, Bonn:

Inhaltliches Grußwort

Prof. Dr. Hans Walter Louis LLM, Mitglied

des DRL, Umweltministerium Hannover:

Geschichtlich-rechtlicher Rückblick auf die
Eingriffsregelung

Matthias Herbert, Bundesamt für Natur-

schutz, Außenstelle Leipzig:

Die Eingriffsregelung im derzeitigen
Naturschutzrecht

Steffen Pingen, Deutscher Bauernverband,

Berlin:
Landwirtschaft und Eingriffsregelung

Dr. Ivo Gerhards, Regierungspräsidium

Gießen:

Eingriffsregelung in der Bauleitplanung

Klaus Müller-Pfannenstiel, Bosch & Part-

ner GmbH, Herne:

Eingriffsregelung an der Schnittstelle
Landschaftsplanung und Artenschutz

Axel Steffen, Ministerium für Ländliche

Entwicklung, Umwelt und Verbraucher-

schutz, Potsdam:

Die Eingriffsregelung im Länderrecht - am
Beispiel Brandenburg

Wolfram Siewert, Planungsgruppe Cassens

+ Siewert, Berlin:

Ansätze zur Folgenbewältigung im interna-
tionalen Bereich

Prof. Dr. Beate Jessel, Mitglied des DRL,

Lehrstuhl für Strategie und Management

der Landschaftsentwicklung (Allianz-

Stiftungsprofessur),TU München:

Die Zukunft der Eingriffsregelung im Kon-
text internationaler Richtlinien und Anfor-
derungen.

2 Bilanz der Eingriffsregelung

Der DRL hat sich bereits im Zuge der lang-
wierigen Vorarbeiten bis zum Bundes-
naturschutzgesetz 1976 und danach immer
wieder in Abständen schwerpunktmäßig2

mit dem Thema „Eingriffe in Natur und
Landschaft und ihr Ausgleich bzw. Ersatz“
kritisch und konstruktiv auseinandergesetzt.
Trotz mancher kritischer Äußerungen in der
Vergangenheit und trotz der weiter unten
genannten Defizite ziehen die Mitglieder
des DRL3 nach 30 Jahren Erfahrungen mit
diesem Instrument eine überwiegend positi-
ve Bilanz.

Zu den Grundanforderungen des Bundes-
naturschutzgesetzes, die von der Eingriffs-
regelung zu erfüllen sind, gehören

- das Flächendeckungsprinzip (flächend-
eckende Anwendung bei Vorliegen der
Voraussetzungen eines Eingriffstatbe-
standes, keine Beschränkung auf Schutz-
gebiete),

- die Präventivwirkung (um die Eingriffs-
regelung anwenden zu können, genügt
bereits die hinreichend große Wahr-
scheinlichkeit, dass die Leistungs- und
Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes
oder das Landschaftsbild erheblich be-
einträchtigt werden können; die Beweis-
last liegt faktisch beim Verursacher),

- das Verursacherprinzip (Kosten, die als
Folge eines bestimmten Tuns oder Unter-
lassens entstehen, sind dem Verursacher
anzurechnen),

- das Verschlechterungsverbot (der Status
quo von Naturhaushalt und Landschafts-
bild soll erhalten bleiben; dies bedeutet
in gewisser Weise Umsetzung des
Nachhaltigkeitsgrundsatzes) und

- die Entscheidungsabfolge (Priorität von
Vermeidung vor Ausgleich, von Aus-
gleich und Ersatz vor der Abwägung
sowie in der Praxis oft Ersatz vor Ersatz-
geld).

Vor diesem Hintergrund zeigt sich, dass das
Instrument „Eingriffsregelung“ zu den be-
deutendsten und auch erfolgreichsten In-
strumenten des Naturschutzes in Deutsch-
land gehört.

Grundsätzlich ist es heute allgemein akzep-
tiert, dass Folgen von Beeinträchtigungen
zu kompensieren, zu „reparieren“ sind. Ge-
legentlich können Eingriffe auch im Vor-
feld durch rechtzeitige Absprachen vermie-
den werden. Das über die bundesrechtliche
Vorgabe hinaus in verschiedenen Landes-
naturschutzgesetzen4 vorgesehene Einver-
nehmen führt im Allgemeinen nur in ver-
hältnismäßig wenigen Fällen zur Ableh-
nung eines Vorhabens durch die Natur-
schutzbehörden; vielmehr lässt sich nach-
weisen, dass durch eine frühzeitigere Betei-
ligung der Naturschutzbehörden die Ver-
fahren fachlich qualifizierter sind, was im
Ergebnis zu größerer Rechtsicherheit führt
und sogar einen Beschleunigungseffekt ha-
ben kann5. Dies verdeutlicht, dass die Ein-
griffsregelung kein Instrument zur Verhin-
derung von Vorhaben ist, sondern tatsäch-
lich der Erhaltung des Status quo und der
Wiederherstellung von Qualitäten in Natur
und Landschaft dient. Entsprechend hat sich
sowohl in der Ausgestaltung Landschafts-
pflegerischer Begleitpläne als auch bei der
Aufstellung von Landschafts- und Grün-
ordnungsplänen, die häufig Vorschläge für
baurechtliche Ausgleichsflächen enthalten,

1 Das Gesetz über Naturschutz und Land-
schaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz) da-
tiert exakt vom 20. Dezember 1976 und ist im
BGBl. I, S. 3574, veröffentlicht.

2 Letztlich setzen sich fast alle Hefte der
Schriftenreihe des DRL mit Eingriffen in
Natur und Landschaft auseinander. In fol-
genden Ausgaben
- Heft Nr. 7, 1966: Rechtsfragen der Landes-

pflege
- Heft Nr. 17, 1971: Recht der Landespflege
- Heft Nr. 34, 1980: 20 Jahre Grüne Charta
- Heft Nr. 36, 1981: Neues Naturschutzrecht
- Heft Nr. 55, 1988: Eingriffe in Natur und

Landschaft
- Heft Nr. 68, 1997: Betrachtungen zur „Grü-

nen Charta von der Mainau“
- Heft Nr. 75, 2003: Naturschutz in Deutsch-

land – eine Erfolgsstory
wurde speziell auf Fragen der Eingriffs-
regelung eingegangen.

3 Die Vorarbeit für das vorliegende Resümee
wurde von den Ratsmitgliedern Dr.-Ing.
Thomas Grünebaum, Prof. Dr. Dr. h. c. Wolf-
gang Haber, Dipl.-Ing. Adrian Hoppenstedt,
Prof. Dr. Beate Jessel, Prof. Dr. Hans-Walter
Louis und der Mitarbeiterin des DRL, Dipl.-
Ing. Angelika Wurzel, geleistet.

4 Bayern, Berlin, Brandenburg, Hamburg,
Mecklenburg-Vorpommern, Saarland, Sach-
sen, Schleswig-Holstein und Thüringen.

5 JESSEL, B. (2002): Einvernehmens-
regelungen und Naturschutzbeiräte – Ihre
Rolle in der Naturschutzpraxis am Beispiel
Brandenburgs. - Natur  und Landschaft, 77,
H. 12, 493-499.

Schr.-R. d. Deutschen Rates für Landespflege (2007), Heft 80, S. 5-8
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und bei der Umsetzung von Kompensati-
onsmaßnahmen mittlerweile ein vergleichs-
weise hohes Niveau etabliert. In vielen Lan-
desnaturschutzgesetzen finden sich Öko-
konten oder Flächenpools, die ebenfalls dazu
dienen die Umsetzung der Eingriffsrege-
lung zu erleichtern und die wichtige Be-
standteile eines kommunalen oder regiona-
len Flachenmanagements sind. Die Ein-
griffsregelung ist damit heute sowohl ein
Prüfinstrument als auch ein Instrument zur
Entwicklung und Gestaltung von Natur und
Landschaft sowie zur Erreichung von Zie-
len des Naturschutzes, das deutlich über die
bloße Erhaltung des Status quo hinausgeht.

Da die Eingriffsregelung bei Vorliegen der
gesetzlichen Voraussetzungen flächendeck-
end greift, ermöglicht sie die Umsetzung
von Naturschutzzielen auch außerhalb von
Schutzgebieten und damit die Erhaltung von
gewissen Mindeststandards in der „Normal-
landschaft“. Umfang und Verteilung von
Kompensationsflächen bewegen sich dabei
heute in Dimensionen, die spürbaren Ein-
fluss auf die Landschaftsentwicklung ha-
ben. Dies macht die Notwendigkeit einer
engen Verzahnung der Eingriffsregelung
mit der Landschaftsplanung über entspre-
chende räumlich differenzierte landschaft-
liche Leitbilder sowie die Formulierung von
Vorgaben zur zielgerichteten Einbindung
von Kompensationsmaßnahmen in land-
schaftliche Zusammenhänge deutlich.

Angesichts geringer finanzieller Mittel bei
den Naturschutzverwaltungen wäre ohne
die Eingriffsregelung der finanzielle Spiel-
raum für die Umsetzung von Naturschutz-
maßnahmen spürbar enger und der Natur-
schutz würde bei der Umsetzung von Maß-
nahmen mit noch mehr Schwierigkeiten zu
kämpfen haben. Zu beachten ist dabei die
Zweckbindung entsprechender Mittel, auch
derer der Ersatzzahlungen: Neben einem
zweckgebundenen Einsatz für die Belange
von Naturhaushalt und Landschaftsbild ist
es wichtig, dass eine naturschutzfachliche
Aufwertung herbeigeführt wird und die Ein-
griffsregelung nicht zum Finanzierungs-
instrument für jedwede Naturschutz-
maßnahme wird. Diese Art Kompensati-
onsgeschäft darf allerdings nicht dazu füh-
ren, dass sich der Staat aus seiner auch
finanziellen Verantwort für Natur und Land-
schaft  zunehmend herauszieht.

Im Hinblick auf europäische Vorgaben von
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) und
Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (FFH-RL),
die die Darlegung und ggf. auch die Umset-
zung von Vermeidungs-, Ausgleichs- bzw.
(mit Blick auf das Netz NATURA 2000)
von Sicherungsmaßnahmen fordern, stößt
das deutsche Modell der Eingriffsregelung

auch in anderen europäischen Ländern auf
zunehmendes Interesse. Denn es setzt sich
die Erkenntnis durch, dass auch die UVP als
logische Konsequenz einer umfassenden
Prüfung der eintretenden Beeinträchtigun-
gen eine darauf Bezug nehmende Kompen-
sation erfordert. Auch dies kann als ein
Erfolg gelten. Interesse haben auch die deut-
schen Bewertungsverfahren zur Ableitung
von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen ge-
funden; ihr Standard ist hoch entwickelt und
Erfahrungen darüber sollten auch in Europa
und international weiter verbreitet werden.

Trotz der genannten positiven Wirkungen
der Eingriffsregelung sollen auch einige
Defizite erwähnt werden. Anzuführen sind

- fachinhaltlich-methodische Aspekte (z.
B. uneinheitliche Auslegung der unbe-
stimmten Rechtsbegriffe „Ausgleich“
und „Ersatz“, nicht akzeptierte bzw. nicht
durchsetzbare Methodenstandards bei
den vielfältigen länderspezifischen Be-
wertungsverfahren, abweichende Rege-
lungen im Hinblick auf Kompensations-
flächenkataster und Flächenpools und
unterschiedlicher Vollzug der Kompen-
sationsregelungen in den Ländern),

- rechtliche Aspekte (widersprüchliche
Rechtsprechung, Komplexität der
Rechtsbegriffe, verwaltungspraktische
Unzulänglichkeiten),

- zunehmender Mangel an geeigneten Flä-
chen für Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen,

- mitunter fehlende Prüfung, ob geforder-
te Kompensationsmaßnahmen in der Flä-
che umgesetzt wurden; oftmals fehlende
Nachkontrolle über die Wirkung und
Effektivität von Maßnahmen; darüber
hinaus auch fehlende Pflege von Flä-
chen, auf denen Maßnahmen initiiert
wurden; daher kann auch nicht hinrei-
chend festgestellt werden, wie effizient
der Mitteleinsatz gemessen am Erfolg war,

- Kommunikationsprobleme (innerhalb
der beteiligten Verwaltungen, aber auch
Akzeptanzprobleme bei Landnutzern, z.
B. wenn sie Kompensationsflächen zur
Verfügung stellen sollen) oder

- politische Gesichtspunkte (unterschied-
liche Regelungen in den einzelnen Bun-
desländern, mangelnder politischer Wil-
le zur Schaffung effektiverer Regelun-
gen, teilweise Bestrebungen zu einer Re-
duzierung der Eingriffsregelung).

Eine häufig angeführte Kritik besteht auch
darin, dass die Eingriffsregelung die
Flächeninanspruchnahme von Natur und
Landschaft nicht hat verhindern oder rück-
führen können, obwohl diese schon längst
von der Entwicklung der Bevölkerungszahl
abgekoppelt ist und obwohl die Eingriffs-
regelung selbst - wie erwähnt - auf die

Erhaltung des Status quo angelegt ist. Hier
ist allerdings auch die derzeitige Ausgestal-
tung der Flächenstatistik zu beachten: So
kann die ausgewiesene Siedlungs- und
Verkehrsfläche nicht mit der tatsächlich
versiegelten Fläche gleich gesetzt werden;
die Flächen für Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen gehen in der Statistik in die
Siedlungs- und Verkehrsfläche mit ein und
tragen so unter dem Strich sogar mit zu einer
Zunahme der Flächeninanspruchnahme bei.

Die von der EU in den letzten Jahren vorge-
gebenen Richtlinien zur UVP, SUP und
FFH-VP sollen das Instrumentarium der
Prüfung von Umweltfolgen ergänzen. Ihre
sich überlappenden Anwendungsbereiche
untereinander und mit der Eingriffsrege-
lung stoßen jedoch nicht selten auf Unver-
ständnis bei den Planern, in der Verwaltung
und vor allem bei den Betroffenen, d. h. sie
schwächen die Akzeptanz. Es besteht daher
auch unter Fachleuten noch dringender Klä-
rungsbedarf, wie diese Prüfinstrumente so-
wohl untereinander als auch in ihrem Bezug
zur Landschaftsplanung so zueinander ins
Verhältnis gesetzt werden können, dass
Doppelarbeiten vermieden und Verfahrens-
abläufe möglichst effizient ausgestaltet
werden, ohne dass dabei auf bereits erreich-
te materielle Standards verzichtet wird.

3 Aktuelle Rahmenbedingungen

Mit der im vergangenen Jahr verabschiede-
ten Verfassungsreform wurde das Natur-
schutzrecht in die Konkurrierende Gesetz-
gebung überführt. Dabei wurde den Län-
dern allerdings das Recht auf abweichende
Regelungen eingeräumt, das ab 2010 greift.
Abweichungsfest im Bundesnaturschutzge-
setz bleiben die allgemeinen Grundsätze
des Naturschutzes6, der Artenschutz und der
Meeresnaturschutz. Damit bietet sich derzeit
die Möglichkeit, das Bundesnaturschutzge-
setz umfassend zu novellieren, indem für
die einzelnen Aussagebereiche Vollrege-
lungen getroffen werden. Für diese stellt
sich allerdings die Frage, welcher Kern
daraus dann auch abweichungsfest gestaltet
werden kann und wie die betreffenden Re-
gelungen so ausgestaltet werden können,
dass sie bei den Ländern auf Akzeptanz
treffen, um nicht zu viele und heterogene
landesspezifische Abweichungen zu provo-
zieren.

Eine weitere Konsequenz der Föderalismus-
reform ist die Absichtserklärung der Bun-
desregierung, nunmehr nach dreißigjähri-
ger Diskussion ein für Deutschland weitge-

6 Generell besteht Klärungsbedarf, was
überhaupt abweichungsfeste Grundsätze im
Naturschutz sind.
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hend einheitliches Umweltgesetzbuch zu
erarbeiten, in dem wichtige Umweltvor-
schriften gebündelt sowie übersichtlich und
nachvollziehbar dargestellt werden sollen.
Auch die Vorschriften des Bundes-
naturschutzgesetzes sollen hier später im
„Besonderen Teil“ Eingang finden.

Der DRL sieht den Sinn eines zusammen-
fassenden Umweltgesetzbuches in erster
Linie in einer Konsolidierung und Fortent-
wicklung der im Natur- und Landschafts-
schutz erreichten Standards und Ziele und
befürwortet daher dessen Erarbeitung. Ein
wichtiger Effekt liegt zudem in einer stärker
einheitlichen und gebündelten Handhabung
des Naturschutzrechts, die damit durchaus
auch den von manchen Wirtschaftsverbän-
den vertretenen Effekten der „Standortsi-
cherung“ und (bundesweit einheitlichen)
„Wettbewerbsfähigkeit“ zugute kommt.

Allerdings geben die in der derzeitigen ge-
sellschaftspolitischen Diskussion ebenfalls
vorgebrachten Schlagworte und Forderun-
gen wie Verfahrensbeschleunigung, Ver-
waltungsvereinfachung und Bürokratieab-
bau, Um- und Abbau der Umweltverwal-
tung7, Forderungen nach einer Verlagerung
von Zuständigkeiten auf die Kommunale
Ebene u. a. mehr großen Anlass zur Sorge,
dass bei den anstehenden Gesetzes- und
Organisationsvorhaben wichtige Errungen-
schaften und hohe Standards im Natur- und
Umweltschutz verloren gehen könnten, die
nicht zuletzt auch im Rahmen der Rechts-
und Wirtschaftseinheit von Bedeutung sind.

4 Perspektiven, Vorschläge und
Empfehlungen für die
Weiterentwicklung der
Eingriffsregelung

Mit der jetzigen Möglichkeit, ein umfassen-
des Naturschutzgesetz zu erlassen, bieten
sich Chancen, die Effektivität und Effizienz
der Eingriffsregelung zu verbessern und
bestehende Unzulänglichkeiten abzustellen.
Ein fachlicher Konsens über Ländergrenzen
hinweg wäre trotz unterschiedlicher natur-
räumlicher, juristischer, administrativer und
historischer Voraussetzungen hierbei anzu-
streben.

Schon jetzt hat die Eingriffsregelung einen
umfassend angelegten Anspruch im Hin-
blick auf die Betrachtung der Schutzgüter
Boden, Wasser, Luft/Klima, Tier- und
Pflanzenarten und deren Lebensräume so-
wie Landschaftsbild in einem flächendeck-
enden Ansatz. Die künftige Ausgestaltung
der Eingriffsregelung erfordert nach Mei-
nung des DRL starke bundeseinheitliche
Vorgaben, denn hier können Standards ge-
setzt werden, die vor allem im Interesse der

Landnutzer und der Wirtschaft mehr Klar-
heit schaffen. Gerade für diese ist es wich-
tig, dass bei Nutzungs- oder Standort-
entscheidungen in Deutschland nach ein-
heitlichen und nachvollziehbaren Kriterien,
Genehmigungsgrundsätzen und Verfahren
entschieden wird.

Die künftigen Grundsätze des Bundes-
naturschutzgesetzes sollten um Aussagen
zur Anwendung und zum Umgang mit der
Eingriffsregelung ergänzt werden. Dies ist
u. a. auch wichtig, weil so das Verursacher-
prinzip und das Verschlechterungsverbot
verankert bleiben; auch ihre Bedeutung zur
Erreichung von Nachhaltigkeitszielen und
zur Sicherung der biologischen Vielfalt kann
so verdeutlicht werden. Als wesentlich
scheint es vor allem, das primär zu beach-
tende Vermeidungsprinzip, den Vorrang
einer Realkompensation sowie im Vor-
habensbereich eine weiterhin notwendige
Vollkompensation (d. h. ohne dass Abstri-
che über die Abwägung vorgenommen wer-
den dürfen) als Verursacherpflichten in den
Grundsätzen festzuschreiben. Dies ist nicht
zuletzt notwendig, um eine prinzipielle
Gleichbehandlung der Verursacher, die über
die Bundesländern hinweg oft in wirtschaft-
lichem Wettbewerb zueinander stehen, zu
gewährleisten.

Landschaftsplanung und Eingriffsregelung
wie auch andere Instrumente der Umwelt-
folgenabschätzung stehen in einem engen
Verhältnis zueinander und bauen aufeinan-
der auf. Daher ist es von wesentlicher Be-
deutung, dass auch das Instrument Land-
schaftsplanung umfassend und flächendeck-
end sowie in seinen Bezügen zur Eingriffs-
regelung in einem neuen Bundesnaturschutz-
gesetz geregelt bleibt.

Die bisherigen Vorgaben, die im Abschnitt
3 § 18 „Allgemeiner Schutz von Natur und
Landschaft“ des Bundesnaturschutzgesetzes
gesetzt sind, sollten erweitert und konkreti-
siert werden.

Das Ablaufschema bei der Prüfung von Ein-
griffen (sog. Kaskade) gem. § 19 Bundes-
naturschutzgesetz

- Vermeidung von Beeinträchtigungen;
- bei Unvermeidbarkeit eines Eingriffs:

Ausgleich von Beeinträchtigungen in en-
gem funktionalen Bezug zu den Beein-
trächtigungen und unter räumlicher Rück-
wirkung auf den Eingriffsort;

- sollte ein funktionaler Ausgleich in räum-
licher Nähe nicht möglich sein: in ihrem
funktionalen und räumlichen Bezug zum
Eingriffsort gelockerte Ersatzmaßnahmen;

- sofern die Möglichkeiten einer Realkom-
pensation ausgeschöpft sind: naturschutz-
rechtliche Abwägung, d. h. Prüfung, ob

das Vorhaben oder ob die Belange von
Natur und Landschaft Vorrang haben;

- Ersatzzahlung in Geld, wenn ein Eingriff
nicht anders kompensierbar ist

hat sich nach den vorliegenden Erfahrungen
grundsätzlich bewährt und sollte erhalten
bleiben. Zumindest aber muss der Vorrang
einer Realkompensation vor Ersatz-
zahlungen weiter gegeben sein und es ist
festzulegen, dass bei den zu treffenden
Maßnahmen ein konkreter Bezug zu kon-
kreten Beeinträchtigungen herzustellen ist.
Es muss gewährleistet bleiben, dass Ersatz-
gelder zweckgebunden nur für Maßnahmen
des Naturschutzes verwendet werden dür-
fen, wobei zugleich sicherzustellen ist, dass
nicht nur ein Status quo erhalten bleibt,
sondern Aufwertungseffekte eingeleitet
werden müssen.

Wünschenswert wäre die Vorgabe von
Mindeststandards für Bewertungsverfahren
für Eingriffe und ihre Kompensation (u. a.
fachliche Qualität, komplexe Betrachtung
des Naturhaushaltes, Beachtung von
Entwicklungspotenzialen, gleichberechtig-
te Einbeziehung aller naturschutzzrelevanten
Funktionsbereiche des Naturhaushaltes und
des Landschaftsbildes, Bezug der Maßnah-
men auf konkrete Beeinträchtigungen, Be-
zug zur Landschaftsplanung bei Orientie-
rung an örtlichen und überörtlichen Leitbil-
dern), um so zumindest die Vielfalt von
Verfahren auf Länderebene einzugrenzen
und die Qualität zu verbessern und zu si-
chern.

Zu Flächen- und Maßnahmenpools (Öko-
konten) sollten in einem künftigen Bundes-
naturschutzgesetz Aussagen hinsichtlich
einer Definition und Festlegung von Min-
deststandards für eine fachliche Zertifizie-
rung sowie hinsichtlich der Ausgestaltung
einer Flächenkulisse getroffen werden. Auch
dies dient der Qualifizierung dieser in den
Bundesländern eingeführten Instrumente.
Es sollten Möglichkeiten vorgesehen wer-
den, andere Landnutzer (z. B. Landwirt-
schaft, Forstwirtschaft, Wasserwirtschaft)
bei der Entwicklung und Organisation von
Flächen- und Maßnahmenpools rechtzeitig
kooperativ zu beteiligen. Die Möglichkei-
ten produktionsintegrierter Ausgleichs- und
Ersatzmaßnahmen sind schutzgutbezogen
verstärkt zu prüfen, auch um die zusätzliche
Flächeninanspruchnahme für Kompensati-
onsmaßnahmen zu begrenzen und die Ak-
zeptanz bei den Landnutzern (insbesondere

7 Vgl. in diesem Zusammenhang das vom Rat
von Sachverständigen erarbeitete Sonder-
gutachten: „Umweltverwaltungen unter
Reformdruck: Herausforderungen, Strategi-
en, Perspektiven“, das im Februar 2007 ver-
öffentlicht wird.
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aus der Landwirtschaft) zu fördern. Die
Grenzen und Möglichkeiten einer funkti-
onsräumlichen Trennung von Eingriff und
Kompensation sind - soweit möglich - fest-
zulegen. Der zunehmende Flächenmangel
macht eine Kompensation andernorts häu-
fig notwendig; was dabei sinnvoll für Natur
und Landschaft erreicht werden kann, muss
sich an den Vorgaben der Landschaftspläne
orientieren. Zudem sollte befördert werden,
dass für eine Flächeninanspruchnahme ver-
stärkt Entsiegelungsmaßnahmen an geeig-
neten Stellen als Kompensationsmaßnah-
men vorgenommen werden.

Auch für die Genehmigungsverfahren (§ 20
Bundesnaturschutzgesetz) würden sich deut-
liche Vorgaben zur Vereinheitlichung
insbesondere für Vorhabensträger aus der
Landnutzung oder der Wirtschaft als nütz-
lich erweisen. Statt der Herstellung des Be-
nehmens sollte künftig generell das Einver-
nehmen zwischen der für den Eingriff zu-
ständigen Genehmigungsbehörde und der
Naturschutzbehörde gelten, wie es bereits
in den meisten Bundesländern üblich ist.

Auf Bundesebene sind auch Aussagen
darüber zu treffen, dass Ausgleichs- und
Ersatzmaßnahmen in fortzuschreibende
Kompensationsflächenkataster einzutragen
sind. Dies ist schon deshalb sinnvoll, um
eventuelle nicht sinnvolle (und rechtlich
ggf. gar nicht zulässige) „Mehrfachbele-
gungen“ von Flächen zu vermeiden; zudem
erleichtert die Kenntnis über die Lage von
Kompensationsflächen auch anderen Ak-
teuren ihre Planungen und ermöglicht
darüber hinaus die bessere Einbindung in
naturschutzfachliche Konzepte (z. B. Bio-
topverbund). Zusätzlich sollten auch die
Vorhabensträger verpflichtet werden, den
Vollzug von Inhalten Landschaftspflegeri-

scher Begleitpläne und die Realisierung der
Ausgleichsmaßnahmen der zuständigen
Naturschutzbehörde anzuzeigen und nach-
zuweisen. Gegenüber der geltenden Fas-
sung des Bundesnaturschutzgesetzes sind
deutlichere und genauer fassbare Aussagen
zur Durchsetzung effizienter Kontrollen
notwendig. Dies würde die Umsetzung und
den Vollzug insgesamt, aber auch die späte-
re dauerhafte Pflege und das Monitoring
von Kompensationsflächen erleichtern. Die
Zuständigkeiten und Dauer von Pflegemaß-
nahmen sollten eindeutiger geklärt werden
(geht z. B. die Pflege über die Anwuchsga-
rantie bei Gehölzen hinaus oder sind bun-
desweite Regelungen über zu verwenden-
des Pflanzmaterial wie gebietsheimische
Gehölze in der freien Landschaft denkbar?).

Es sollte ferner geklärt werden, in welchem
Verhältnis die Eingriffsregelung zu anderen
Rechtsinstrumenten zur Umweltfolgenbe-
wältigung steht (Umweltverträglichkeits-
prüfung, Strategische Umweltverträglich-
keitsprüfung, Umwelthaftungsrichtlinie/
Umweltschadensgesetz, Fauna-Flora-Habi-
tat-Verträglichkeitsprüfung, Wasserrah-
menrichtlinie, wasserrechtliche Vorschrif-
ten). Auch im Sinne der Nationalen Nach-
haltigkeitsstrategie und als Instrument, das
mit zur Umsetzung der Konvention zur Bi-
ologischen Vielfalt dient, leistet die Ein-
griffsregelung wichtige Beiträge. Eine der-
artige Klarstellung würde die Transparenz
und ihre Nachvollziehbarkeit der Verfahren
erhöhen und die Akzeptanz der Eingriffsre-
gelung in der Öffentlichkeit erhöhen.

In einem späteren Umweltgesetzbuch ist
die Eingriffsregelung mit der integrierten
Vorhabenszulassung zu verknüpfen, ohne
dass dabei Abstriche von den Standards der
Eingriffsregelung gemacht werden.

Der DRL hat sich kürzlich8 für eine „dop-
pelte Innenentwicklung“ von Städten in
Wachstumsregionen ausgesprochen, d. h.
für eine innerstädtische Verdichtung bei
gleichzeitiger Erhaltung und Verbesserung
der Freiraumversorgung. Vor diesem Hin-
tergrund bedauert er die Regelungen der
zum 1. Januar 2007 in Kraft getretenen
Baurechtsnovelle, denen zufolge bei Be-
bauungsplänen der Innenentwicklung mit
einer festgesetzten Grundfläche von bis zu
20.000 m2 der baurechtliche Ausgleich künf-
tig entfällt. Die Praxis zeigt eindeutig, dass
hierdurch eine qualitätsvolle Innenentwick-
lung behindert wird. Die betreffende Be-
stimmung des § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB ist
kontraproduktiv und läuft den Zielen der
Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie zu Re-
duzierung der Flächeninanspruchnahme
zuwider; sie sollte daher zurückgenommen
werden.

Eine qualitätsorientierte und konsequente
Abarbeitung der Eingriffsregelung erfor-
dert klare und nachvollziehbare Regelun-
gen und qualifiziertes, motiviertes und aus-
reichendes Personal; es handelt sich um
eine Daueraufgabe, die letztendlich der
Umsetzung von Zielen der Nachhaltigkeit
und der Erhaltung der biologischen Vielfalt
dient.

Freiburg, den 31. Januar 2007
Der Sprecher

Prof. Dr. Werner Konold

8 DRL (2006): Durch doppelte Innen-
entwicklung Freiraumqualitäten erhalten.
Schr.-R. des DRL, Heft Nr. 78, S. 5-39.
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verständlich meiner Bewertung. Aber ich
möchte Sie mit einigen Fakten konfron-
tieren, die der Bundesgesetzgeber zu be-
achten hat:

Verfassungsrechtliche Vorgaben für die
Novellierung des BNatSchG Art. 72
(Konkurrierende Gesetzgebung) GG :
(1) Im Bereich der konkurrierenden

Gesetzgebung haben die Länder die

Befugnis zur Gesetzgebung, solange und

soweit der Bund von seiner Gesetzge-

bungszuständigkeit nicht durch Gesetz

Gebrauch gemacht hat.

(2) ...

(3) Hat der Bund von seiner Gesetzge-

bungszuständigkeit Gebrauch gemacht,

können die Länder durch Gesetz hiervon

abweichende Regelungen treffen über:

1. ...

2. den Naturschutz und die Landschafts-

pflege (ohne die allgemeinen Grund-

sätze des Naturschutzes, das Recht des

Artenschutzes oder des Meeres-

naturschutzes);

...

Art. 74 (Gegenstände der konkurrie-
renden Gesetzgebung des Bundes) GG
erhält folgenden Wortlaut:
Die konkurrierende Gesetzgebung er-

streckt sich auf folgende Gebiete:

…

29. den Naturschutz und die Land-

schaftspflege; ...

Art. 84 GG:
Abweichungsfestes Verfahrensrecht nur

mit Zustimmung des Bundesrates.

Moratorium/Art. 125b GG:
(1) abweichende Regelungen von ma-

teriellem Naturschutzrecht spätestens

ab dem 1. Januar 2010

(2) Abweichende Regelungen von

Verfahrensrecht nach dem 31.Dezem-

ber 2008.

Wir müssen das große Schiff Novelle des

Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG)

jetzt vom Stapel laufen lassen.
Dabei brauchen wir ein Prüfprogramm.

Aus Bundessicht eröffnen sich Chancen aus
der Verfassungsreform. Die Vollregelungs-
kompetenz zwingt den Bund aber auch dazu,

Sehr geehrte Damen und Herren,

schon in der Einladung zu dieser Veranstal-
tung hat der Deutsche Rat für Landespflege
(DRL) darauf hingewiesen, dass die Ein-
griffsregelung eines der bedeutendsten In-
strumente des Naturschutzes in Deutsch-
land darstellt.

Interesse des Bundesumweltministeriums
ist es, dass dies auch in der Zukunft so bleibt.
Soviel vorab: Die Eingriffsregelung steht
nicht zur Disposition.

Nun wird es in der nächsten Zeit ausrei-
chend Gelegenheit geben, sich mit der ge-
setzlichen Ausgestaltung der Eingriffs-
regelung zu befassen. Die „kleine“ Novelle,
die sich jetzt unmittelbar im Zulauf auf die
Ressorts befindet, wird an der Eingriffs-
regelung unmittelbar nichts ändern. Aber es
wird darin auch Regelungen geben, die sich
auf Eingriffe in Natur und Landschaft be-
ziehen: nämlich eine neue Vorschrift, die
das Verhältnis von Eingriffen und Arten-
schutz regelt. Die alte, die ersetzt werden
muss, ist durch das Urteil des Europäischen
Gerichtshofes vom Januar 2006 obsolet ge-
worden.

Wenn es eine „kleine“ Novelle gibt, ist eine
„große“ konsequenterweise zu erwarten. In
der Tat steht - obwohl das Gesetzgebungs-
verfahren für die „kleine“ noch gar nicht
richtig angefangen hat - bereits die „große“
Novelle vor der Tür.

An sich hätte man an der Front des Gesetz-
gebers etwas mehr Ruhe brauchen können,
nachdem die Umsetzungsfrist in den Län-
dern für die letzte „große“ Novelle erst im
April 2005 abgelaufen ist. Aber im Zuge der
ganz großen Reformen - dazu kann man
eine Verfassungsreform schon zählen - konn-
te auf solche Petitessen wohl keine Rück-
sicht genommen werden. Wie immer man
zu den Ergebnissen der Verfassungsreform
stehen mag, in Erinnerung bleibt zu rufen,
dass der alte Zustand durch die Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts wirk-
lich unzuträglich geworden war. Wir kom-
men also zu einer großen Novelle nicht wie
die Jungfrau zum Kind, sondern auf Grund
der Weitsicht des Verfassungsgebers.

Ob der Verfassungsgeber dabei auch
weise gehandelt hat, entzieht sich selbst-

sich mit Dingen zu beschäftigen, die bisher
den Ländern überlassen waren.

Bei allem Bedauern, dass die Rahmen-
kompetenz nicht die umfassende Regelungs-
kompetenz für den Bund hergab, die man
sich oft gewünscht hätte, war es manchmal
auch recht angenehm zu sagen: Hier können
wir leider nicht regeln. Da geben wir den
Ländern einen Regelungsauftrag. Und davon
gibt es viele im BNatSchG, z. B. bei der
Ausgleichsregelung für die Landwirtschaft
und auch beim Biotopverbund. Hier müssen
wir uns neue und überzeugende Lösungen
einfallen lassen.

Bei der Novelle des BNatSchG werden wir
auch daran gemessen, ob wir der Bundes-
verantwortung nach der neuen Verfassungs-
lage auch gerecht werden. Gerade in den
abweichungsfesten Abschnitten Arten-
schutz, Meeresnaturschutz und allgemeine
Grundsätze geht es auch darum, dass der
Bund ein schlüssiges Konzept entwickelt.
Insgesamt ist natürlich mit der Novelle der
Anreiz verbunden, ein Gesamtwerk vorzu-
legen, das aus sich heraus überzeugt und den
Ländern möglichst wenig Veranlassung
geben wird, von ihren Abweichungsrechten
Gebrauch zu machen. Ich sage das mit etwas
flauem Gefühl im Magen, da wir gerade die
internen Vorarbeiten für die kleine Novelle
des BNatSchG so weit vorangebracht ha-
ben, dass wir jetzt die Ressortabstimmung
einleiten können. Dieser Prozess war schon
bisher absolut kein Selbstläufer und ich sehe
auch nicht, dass es während des Gesetzge-
bungsverfahrens wirklich einfacher wird.

Die Frage ist, wie die Entwicklung bei einer
großen Novelle verlaufen wird, deren Pro-
gramm natürlich ungleich umfassender ist.
Die Tagung des DRL heute kommt daher zum
richtigen Zeitpunkt für uns. Wir steigen näm-
lich jetzt in die konzeptionellen Planungen ein.

Was lässt sich schon heute zum Thema
Eingriffsregelung berichten? Eingangs sag-
te ich, die Eingriffsregelung steht nicht zur
Disposition. Dies bedeutet für uns:
Wir werden in der großen Novelle des
BNatSchG aus dem Kern der Eingriffs-
regelung einen abweichungsfesten Grund-
satz machen.

Begreiflicherweise sind wir aber noch in der
Phase der Fragen, die Antworten folgen

Stefan Lütkes

Grußwort des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und

Reaktorsicherheit

Schr.-R. d. Deutschen Rates für Landespflege (2007), Heft 80, S. 9-10
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dann später; vielleicht ergeben sie sich auch
schon aus dieser Veranstaltung.

Zu den Fragen, welche Bereiche, die bisher
nur auf der Länderebene eine Rolle gespielt
haben, der Bund zukünftig regeln will und
muss, gehören z. B. Folgende:

- Was ist mit innovativen Instrumenten wie
Flächenpool-Lösungen/Ökokonten? Uns
schwebt vor, nicht überall das Rad neu zu
erfinden, sondern wir wollen uns auch an
funktionierenden Regelungsbeispielen auf
Länderebene orientieren.

- Wie soll eine Regelung zum Ersatzgeld
aussehen?

- Brauchen wir eine bundeseinheitliche
Vorschrift zur Kontrolle der Wirksamkeit
der Kompensationsmaßnahmen?

- Brauchen wir einen Genehmigungs-
tatbestand nach Ländervorbild für be-
stimmte Eingriffe, die keinem sonstigen
Zulassungserfordernis unterliegen?

- Wie kommt es überhaupt, das die Ein-
griffsregelung von Anfang an als
Huckepackverfahren ausgestaltet worden
ist und nicht als eigenständiger Genehmi-
gungstatbestand? Dem Kommentar von
E. Gassner ist zu entnehmen, dass die
Regelungen bereits im Gesetzgebungs-
verfahren des Jahres 1973 auf Grund ihrer
Brisanz heftig umstritten waren, woran
sich bis heute nichts geändert hat.

- Welches Gewicht wird die Eingriffsrege-
lung zukünftig haben? Sie hat im Laufe
ihrer 30-jährigen Karriere durchaus auch
intensive inhaltliche Wandlungen durch-
gemacht: Ich denke an den Baurechts-
kompromiss von 1998 und an die grund-
legende Neuregelung im Jahr 2002, die
eine veränderte Prüfungsabfolge im Ab-
laufschema der Eingriffsregelung mit sich
gebracht hat.

- Wie wird sich die Eingriffsreglung zu-
künftig verändern, nachdem sich die
europarechtlichen Instrumente der Natura

2000 Richtlinien eigenständig entwickelt
haben?

Ich bin persönlich dankbar, heute an dieser
Veranstaltung teilnehmen zu können. Uns
alle erwarten spannende Vorträge und
hoffentlich auch Hinweise und Erkenntnis-
se, die über die zukünftige Gestaltung der
Eingriffsregelung weiteren Aufschluss ge-
ben können.

Anschrift des Verfassers:

Dr. Stefan Lütkes

Bundesministerium für Umwelt,

Naturschutz und Reaktorsicherheit

Referat Recht des Naturschutzes und

der Landschaftspflege

Robert-Schumann-Platz 3

53175 Bonn

E-Mail: stefan.luetkes@bmu.bund.de
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Hans Walter Louis

Geschichtlich-rechtlicher Rückblick auf die Eingriffsregelung

Die Eingriffsregelung ist das Instrument
des Naturschutzes zur Erhaltung von Natur
und Landschaft in der Fläche. Als rechtli-
ches Institut wurde sie relativ spät instal-
liert. Während der Schutz abgegrenzter Flä-
chen und Objekte auf eine 150-jährige Tra-
dition zurückblicken kann, ist die Eingriffs-
regelung in der jetzigen Ausgestaltung ge-
rade 30 Jahre alt.

1 Geschichtliche Entwicklung bis
zum 2. Weltkrieg

Der der Eingriffsregelung zugrunde liegen-
de Gedanke eines umfassenden Natur- und
Landschaftsschutzes ist erheblich älter als
die gesetzlichen Regelungen. Hugo Conw-
entz begrenzte den Naturschutz auf einzelne
herausragende Tiere, Pflanzen und geologi-
sche Einzelformationen, insbesondere Na-
turdenkmale. Dieser Ansatz setzte sich im
Naturschutz – insbesondere im beginnen-
den staatlichen Naturschutz durch – und
prägte letztlich das Reichsnaturschutzge-
setz (RNG).
Ernst Rudorff hingegen begriff Naturschutz
als eine querschnittorientierte Wahrung der
Naturschutzinteressen. Diese Interessen
waren gegenüber allen Maßnahmen zu wah-
ren, die durch Eingriffe in den Raum ver-
wirklicht werden sollten. Grundgedanke war
hier ein einheitlicher Naturschutz, der das
Reservatsdenken ablehnte. Hermann Löns,
der ebenso dachte, bezeichnete den an
Schutzgebieten orientierten Naturschutz als
„Pritzelkram“.

Wenn das RNG in erster Linie auf Schutz-
gebiete setzte, so hatte es doch schon einen
darüber hinaus gehenden Ansatz. Nach § 20
RNG1 waren alle Behörden verpflichtet, vor
Genehmigungen von Maßnahmen oder Pla-
nungen, die zu wesentlichen Änderungen
der freien Landschaft führen konnten, die
Naturschutzbehörde rechtzeitig zu beteili-
gen, um den Belangen des Naturschutzes
Rechnung zu tragen. § 14 Reichsnaturschutz-
verordnung2 regelte zusätzliche Verfahrens-
schritte. Konnte zwischen der Genehmi-
gungsbehörde und der Naturschutzbehörde
keine Einigung erzielt werden, so entschied
die oberste Reichsbehörde als Aufsichtsbe-
hörde über die Genehmigungsbehörde im
Benehmen mit der obersten Naturschutzbe-
hörde. So erreicht man Naturschutz durch
Verfahren. Wurden sich Genehmigungsbe-
hörde und Naturschutzbehörde nicht einig,

musste die Genehmigungsbehörde einen
Bericht an die oberste Reichsbehörde schrei-
ben, die sich dann mit der obersten Natur-
schutzbehörde ins Benehmen setzte. Auch
die Naturschutzbehörde musste an ihre vor-
gesetzte Behörde einen Bericht verfassen.
Letztlich konnte sich der Naturschutz nicht
durchsetzen, aber die Abneigung an oberste
Behörden Berichte zu schreiben, dürfte in
vielen Fällen die Einigung gefördert haben.

2 Die Entwicklung des
Bundesnaturschutzgesetzes
(BNatSchG) von 1976

2.1 Der Stein´sche Entwurf eines

Bundesnaturschutzgesetzes

Nach dem Kriege galt das Reichsnatur-
schutzgesetz als Landesrecht fort. Anfang
der 1970er Jahre wurde der seinerzeitige
Bundesverfassungsrichter Prof. Dr. Erwin
Stein Vorsitzender einer Arbeitsgruppe, die
der Beauftragte der Bundesregierung für
Naturschutz, Prof. Dr. Bernhard Grzimek,
mit der Ausarbeitung eines Gesetzentwurfs
betraute. Der Arbeitsgruppe gehörten der
Deutsche Naturschutzring, die Arbeitsge-
meinschaft Deutscher Beauftragter für Na-
turschutz und Landschaftspflege und der
Deutsche Rat für Landespflege an. Hier
findet sich der Grundgedanke der Eingriffs-
regelung erstmalig in kodifizierter Form
vor.

Nach § 2 E3 sind „die Kräfte und Bestandtei-
le des Naturhaushalts (Landschaftsfaktoren)
– Boden, Wasser, Klima sowie Pflanzen-
und Tierwelt - ... als Lebensgrundlage der
Gesellschaft bei der Nutzung planmäßig zu
schützen, zu pflegen und zu entwickeln mit
dem Ziel, dass ihre nachhaltige Leistungs-
fähigkeit gesichert ist und das Wirkungs-
gefüge des Naturhaushalts auch nicht zum
Nachteile seiner Kräfte und Bestandteile
verändert wird“. Hier werden allgemeine
Schutzpflichten begründet, die auch außer-
halb von Schutzgebieten gelten. Sie finden
sich heute in den Grundsätzen und Zielen
der §§ 1 und 2 BNatSchG. Nach § 3 E sind
„bauliche, technische und wirtschaftliche
Einwirkungen auf Natur und Landschaft,
die geeignet sind, ihr Wirkungsgefüge, ihre
Eigenart oder ihre Schönheit zu gefährden
oder zu beeinträchtigen, ... auf das unbe-
dingt notwendige Maß zu beschränken und
dürfen nur vorgenommen werden, soweit

besonders wichtige Interessen der Gesell-
schaft dies zwingend erfordern. Ist eine sol-
che Einwirkung unumgänglich, so ist derje-
nige Weg zu wählen, der Natur und Land-
schaft am wenigsten beeinträchtigt“. Es han-
delt sich um ein gründlich ausgearbeitetes
Vermeidungsgebot kombiniert mit einer
Verbotsanordnung. Schon der Anwendungs-
bereich ist sehr breit, umfasst er doch alle
baulichen, technischen und wirtschaftlichen
Einwirkungen auf Natur und Landschaft.
Insbesondere wirtschaftliche Einwirkungen
auf Natur und Landschaft, im Gegensatz zu
baulichen oder technischen Einwirkungen,
sind schwer vorstellbar.
Die Norm greift, wenn das Wirkungsgefüge
von Natur und Landschaft - dies würden wir
heute als Funktions- und Leistungsfähigkeit
des Naturhaushalts umschreiben - gefährdet
oder beeinträchtigt wird. Eine Gefährdung
reicht schon aus. Diese Einwirkungen sind
nicht nur auf das notwendige Maß zu be-
schränken, sie sind unzulässig, soweit nicht
wichtige Interessen der Gesellschaft diese
Einwirkungen zwingend erfordern. Selbst
wenn die Einwirkung unumgänglich ist, ist
der Weg zu wählen, der Natur und Land-
schaft am wenigsten beeinträchtigt. Wie
sich diese Anforderung von der Beschrän-
kung auf das notwendige Maß unterschei-
det, erhellt der Gesetzesentwurf nicht. Dies
erscheint eher als eine Doppelregelung.
§ 6 E legt eine Verursacherhaftung fest. Er
bestimmt:
„(1) Wenn Eigentümer oder Nutzungs-
berechtigte durch die Art der Nutzung die
Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts un-
günstig beeinflussen oder das Landschafts-
bild nachteilig verändern, haben sie die Fol-
gen auszugleichen und zu beseitigen, so-
weit die dazu erforderlichen Aufwendun-
gen unter Berücksichtigung der Schwere
des Eingriffs und des Allgemeininteresses
zumutbar sind.

Schr.-R. d. Deutschen Rates für Landespflege (2007), Heft 80, S. 11-16

1 Reichsnaturschutzgesetz vom 26.5.1935,
RGBl. I S. 281.

2 Verordnung zum Schutz der wild wachsen-
den Pflanzen und der nicht jagdbaren wildle-
benden Tiere (Naturschutzverordnung) vom
18.3.1936, RGBl. I S. 181.

3 Zitiert nach Gassner, Entwicklung, Bedeu-
tung und gegenwärtiger Anwendungsbereich
der Eingriffsregelung, in: Ramsauer (Hg.):
Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung,
Die Neuregelungen durch das Investitionser-
leichterungs- und Wohnbaulandgesetz, Ba-
den-Baden, 1994, S. 9, 12.
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(2) Kommt der Eigentümer oder Nutzungs-
berechtigte dieser Verpflichtung nicht nach,
so kann ein anderer mit der Vornahme der
Handlung auf Kosten des Pflichtigen beauf-
tragt werden.“
Der Stein´sche Entwurf unterscheidet zwi-
schen Vermeidung einschließlich Untersa-
gung und Kompensation als Ausgleich oder
Beseitigung nachteiliger Einflüsse. Die
Vermeidungspflicht betrifft Einwirkungen
auf Natur und Landschaft durch bauliche,
technische und wirtschaftliche Einwirkun-
gen. Die Ausgleichs- und Beseitigungs-
pflicht hingegen obliegt denjenigen, die
durch ihre Nutzung Natur und Landschaft
nachteilig verändern. Dazu gehören
sicherlich die Einwirkungen nach § 3 E,
aber auch vieles andere mehr.

2.2 Das Bundesnaturschutzgesetz 1976

Der Eingriffstatbestand wurde in § 8
BNatSchG 19764 auf Veränderungen der
Gestalt oder Nutzung von Grundflächen
beschränkt, d. h. die Eingriffsregelung wur-
de bewusst zweidimensional ausgestaltet.
Maßnahmen und Vorhaben über oder unter
der Erdoberfläche sind danach keine Ein-
griffe. Das gilt ebenso für das Überfliegen
von Bereichen mit Modellflugzeugen wie
für die Ablagerung radioaktiven Abfalls in
vorhandenen Bergwerken. § 6 E wäre hier
weitergehend gewesen. Das Verursacher-
prinzip hingegen wurde ins BNatSchG 1976
übernommen. Wie im Stein´schen Entwurf
wurde die Verursacherhaftung nicht als
Entschädigungspflicht, sondern als Pflicht
zur Realkompensation angelegt. Da die
durch das Vorhaben zu erwartenden Nach-
teile für Natur und Landschaft betriebswirt-
schaftlich nicht kalkulierbar waren, waren
sie im Sinne einer Naturalrestitution auszu-
gleichen. Damit wurde dem Verursacher
die Pflicht zur Vermeidung und zur Kom-
pensation realiter aufgelastet.
Anders als im Stein´schen Entwurf wurde
die Vermeidungs- und Ausgleichspflicht als
Entscheidungskaskade konzipiert. Zunächst
sind die zu erwartenden Beeinträchtigun-
gen zu vermeiden, dann ist der Ausgleich
durchzuführen. Die nicht vermiedenen und
nicht ausgeglichenen Beeinträchtigungen
werden einer Abwägung zugeführt, die bei
einem Überwiegen der Belange von Natur-
schutz und Landschaftspflege zur Unzuläs-
sigkeit des Vorhabens führt. Es wird dadurch
eine Schmerzschwelle konzipiert, die nicht
zu Lasten von Naturschutz und Landschafts-
pflege überschritten werden darf. Scheitert
das Vorhaben nicht an dieser Schmerzgren-
ze, kann der Landesgesetzgeber nach § 8
Abs. 9 BNatSchG 1976 zusätzlich weiter-
gehende Vorschriften erlassen, insbesondere
für Ersatz; bundesrechtlich ist eine solche
Regelung aber erforderlich. Zu diesen wei-

tergehenden Vorschriften zählen auch das
Ersatzgeld sowie Regelungen zum Öko-
konto oder zum Flächenkataster für Kom-
pensationsmaßnahmen.

Die Länder konnten zudem Kataloge für
Vorhaben und Maßnahmen festlegen, die
immer als Eingriff anzusehen oder die von
der Eingriffsregelung ausgeschlossen wa-
ren. In der Folgezeit haben viele Länder
mehr oder weniger sinnvolle Negativ- und
Positivkataloge verabschiedet.
Gemäß § 8 Abs. 7 BNatSchG war zudem die
ordnungsgemäße land-, forst- und fischerei-
wirtschaftliche Bodennutzung von der Ein-
griffsregelung ausgenommen, weil sie per
Fiktion als Nicht-Eingriff festgelegt wur-
den. Diese Regelung besteht in leichter
Abwandlung heute noch.

Die Eingriffsregelung wurde rahmen-
rechtlich auf Fälle beschränkt, die einer
Anzeige oder Genehmigung bedurften oder
von einer Behörde durchgeführt wurden.
Die Entscheidung über die Eingriffsregelung
oblag und obliegt noch immer derjenigen
Behörde, die für die Zulassung des eingrei-
fenden Vorhabens zuständig ist. Damit ist
die Eingriffsregelung eine der wenigen
verwaltungsrechtlichen Entscheidungen, die
nicht von der zuständigen Verwaltungsfach-
behörde getroffen wird. Das Bundesrecht
sieht eine Beteiligung der Naturschutz-
behörde in Form eines Benehmens vor. Die
Länder können hier ein Einvernehmen fest-
setzen. Ebenso können sie vorschreiben,
dass Eingriffe, die keiner Genehmigung nach
anderem Recht bedürfen, nach Naturschutz-
recht genehmigungspflichtig sind.

Wie jedes neue juristische Instrument, wur-
de auch die Eingriffsregelung zunächst nur
zögerlich umgesetzt, nicht zuletzt, weil sie
erst einmal ins Landesrecht transferiert wer-
den musste. Das erfolgte in Niedersachsen
z. B. erst 1981, also mit fast fünfjähriger
Verspätung. Bis dahin galt dort das RNG. In
der Folgezeit versuchten Verwaltungen und
Gerichte der Eingriffsregelung Konturen zu
geben. Zunächst wurde definiert, was eine
ordnungsgemäße land-, forst- und fische-
reiwirtschaftliche Bodennutzung ist, die
gemäß § 8 (7) BNatSchG 1976 keinen Ein-
griff darstellt. Als Bodennutzung wurde die
unmittelbare Produktion mit Hilfe des Bo-
dens verstanden, also Acker- und Weide-
nutzung. Nicht zur Bodennutzung in diesem
Sinne gehörten Wege und Gebäude.5

Weiterhin wurde die ordnungsgemäße land-,
forst- und fischereiwirtschaftliche Boden-
nutzung auf die alltägliche Wirtschaftswei-
se des Land-, Forst- oder Fischereiwirts
beschränkt6 und zwar im bisherigen Um-
fang. Die Landwirtschaftsklausel deckte
zwar notwendige Unterhaltungsmaßnah-

men, nicht aber die Neuaufnahme einer
Nutzung oder Maßnahmen, die die Nutzung
verbessern sollten.7

Als nächstes wurde die Eingriffsregelung in
der Planfeststellung problematisiert. Das
Oberverwaltungsgericht (OVG) Berlin ent-
schied, dass Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen der Abwägung unterlägen.8

Dem trat das Bundesverwaltungsgericht
(BVerwG) entgegen und erklärte die Ein-
griffsregelung zu einem nicht abwägbaren
Planungsleitsatz.9

Ein neues Kapitel in der Geschichte der
Eingriffsregelung wurde aufgeschlagen, als
ihr Verhältnis zur Bauleitplanung in Frage
gestellt wurde. Nach bis dahin und auch
heute noch herrschender Auffassung stellen
Pläne keine Eingriffe dar, da sie nicht un-
mittelbar zu einer Änderung der Gestalt
oder Nutzung einer Grundfläche führen.
Erst der Vollzug des Plans im Rahmen einer
Zulassung führt die Nutzungs- oder Ge-
staltsänderung und die möglichen Beein-
trächtigungen der Leistungs- und Funkti-
onsfähigkeit des Naturhaushalts und des
Landschaftsbilds herbei. Infolgedessen wur-
de an die Eingriffsregelung in der Bauleit-
planung kein Gedanke verschwendet. Das
OVG Lüneburg10 sah die Sache anders und
stellte fest, dass im Rahmen der Bauleitpla-
nung auch die Realisierbarkeit der natur-
schutzrechtlich erforderlichen Ausgleichs-
und Ersatzmaßnahmen in Betracht gezogen
werden müsse, soll der Plan nicht abwä-
gungsfehlerhaft sein.11 Einige Aufsichtsbe-
hörden, wie die Bezirksregierungen Weser-
Ems und Detmold, machten die Genehmi-
gung von Bebauungsplänen von einer Be-
rücksichtigung der Eingriffsregelung auf der
Bauleitplanebene abhängig. Als Reaktion
auf diese Rechtsprechung wurde im Rah-
men des Investitionserleichterungs- und
Wohnbaulandgesetzes12 § 8a in das BNatSchG
eingeführt. Dadurch wurde die naturschutz-
rechtliche Eingriffsregelung in das Baupla-
nungsrecht überführt.

4 Gesetz über Naturschutz und Landschafts-
pflege (Bundesnaturschutzgesetz – BNatSchG)
vom 20.12.1976, BGBl. I S. 3574, ber. BGBl.
1977 I S. 650.

5 BVerwG, NuR 1985, 275.
6 BVerwG, NuR 1983, 272, 273.
7 OVG Lüneburg, NuR 1986, 178, 179.
8 OVG Berlin, NuR 1983, 280, 282.
9 BVerwG, NuR 1997, 497, 498.
10 NuR 1989, 443, 444.
11 Solche Forderungen war bereits vorher in

der Literatur erhoben worden von Louis/
Klatt NuR 1987, 347; Louis UPR 1990, 208.

12 Gesetz zur Erleichterung von Investitionen
und zur Ausweisung und Bereitstellung von
Wohnbauland (Investitionserleichterungs-
und Wohnbaulandgesetz) vom 22.4.1993,
BGBl. I S. 466.
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3 Die Integration der Eingriffs-
regelung in das Bauplanungsrecht

3.1 Die Regelungen der § 8a ff.

Bundesnaturschutzgesetz 1993

3.1.1 Beschränkung der

naturschutzrechtlichen

Eingriffsregelung auf den Außenbereich

Kernpunkt der neuen Regelung waren die
unmittelbar geltenden Vorschriften der §§
8a bis c BNatSchG 1993. Durch § 8a Abs. 2
und 4 BNatSchG 1993 wird der baurechtliche
Innenbereich der Anwendung der Eingriffs-
regelung entzogen. Bei der Zulassung bau-
licher Vorhaben im überplanten Bereich
und bei der Planaufstellung war die Ein-
griffsregelung gemäß § 8a Abs. 2 BNatSchG
1993 nur insoweit anzuwenden, als im
Bebauungsplan bzw. Bebauungsplan-
entwurf Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen
festgesetzt waren. Ansonsten entfiel die Ein-
griffsregelung.
Im unbeplanten Innenbereich wurden bauli-
che Vorhaben nicht als Eingriffe angese-
hen, mit Ausnahme der Abrundungssatzung
nach § 34 Abs. 4 Nr. 3 Baugesetzbuch
(BauGB) und der Satzungen nach § 4 Abs.
2a BauGB-MaßnG13. In diesen Satzungen
war bei der Vorhabenzulassung die Ein-
griffsregelung insoweit anwendbar, wie die-
se Satzungen Festsetzungen zu Ausgleich
oder Ersatz enthielten. Für diese Satzungen
bestand daher die Pflicht, in der Abwägung
auch über Ausgleichs- und Ersatzmaßnah-
men zu entscheiden.

3.1.2  Die Eingriffsregelung in der

Bauleitplanung

Nach § 8a Abs. 1 1 S. 1 BNatSchG 1993 galt
die Eingriffsregelung in der Bauleitplanung
für die Aufstellung, Änderung, Ergänzung
und Aufhebung von Bauleitplänen, sofern
durch diese Bauleitpläne Eingriffe in Natur
und Landschaft zu erwarten sind. Weiterhin
legte § 8a Abs. 1 BNatSchG 1993 fest, dass
über die erforderlichen Vermeidungs-, Ver-
minderungs- sowie Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen in der Abwägung nach § 1 Abs.
6 BauGB 1986 zu entscheiden war. Die
Umsetzung der in der Abwägung für erfor-
derlich gehaltenen Maßnahmen sollte durch
Darstellungen oder Festsetzungen nach den
§§ 5 und 9 BauGB erfolgen. Die Darstellun-
gen oder Festsetzungen zu Vermeidung,
Ausgleich oder Ersatz waren entweder auf
den Eingriffsgrundstücken oder im sonsti-
gen Geltungsbereich des Bauleitplans zu
treffen, wobei die Darstellungen im
Landschaftsplan zu berücksichtigen waren.
Erfolgte eine Festsetzung im sonstigen
Geltungsbereich eines Bebauungsplans, so
konnten diese Kompensationsflächen den
Eingriffsflächen im Bebauungsplan ganz
oder teilweise zugeordnet werden.14 Die
Darstellungen zum Ausgleich und Ersatz in

Flächennutzungsplänen spielten praktisch
keine Rolle, da sie, wie auch der Flächen-
nutzungsplan selbst, nur Teil der vorberei-
tenden Bauleitplanung waren.
Anders hingegen war dies bei Festsetzun-
gen im Bebauungsplan, denen unmittelbare
Rechtswirkung zukommt. § 8a Abs. 3
BNatSchG 1993 ging davon aus, dass die
festgesetzten Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen vom Vorhabenträger auszufüh-
ren sind. Das galt aber nur, wenn die Maß-
nahmen auf den Eingriffsgrundstücken fest-
gesetzt waren. Bei einer Festsetzung im
sonstigen Geltungsbereich des Bebauungs-
plans sollte die Gemeinde diese Maßnah-
men anstelle und auf Kosten des Vorhaben-
trägers durchführen, soweit diese Durch-
führung der Maßnahmen nicht auf andere
Weise gesichert war. Dafür war aber eine
Zuordnung zu den Eingriffsgrundstücken
erforderlich, denn ohne eine solche Zuord-
nung war die Gemeinde zur Durchführung
der Maßnahmen nicht verpflichtet. Dann
allerdings war in der Begründung zum
Bebauungsplan festzulegen, auf welche
Weise die Finanzierung der Maßnahmen
gesichert war. Der Verzicht auf eine Zuord-
nung ohne Sicherung der Durchführung der
festgesetzten Maßnahmen war abwägungs-
fehlerhaft.

Als Kernproblem stellte sich die Vorgabe
heraus, dass die Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen im gleichen Bebauungsplan
festzusetzen waren. Dadurch ergab sich eine
räumliche Begrenzung für diese Maßnah-
men, die in der Abwägung eine Reduzie-
rung oder einen vollständigen Verzicht auf
solche Maßnahmen begünstigte. Es ent-
brannte ein heftiger Streit, ob die Maßnah-
men in einem geteilten Bebauungsplan an
anderer Stelle des Gemeindegebiets festge-
setzt werden konnten.15 Das BVerwG stellte
fest, dass diese sog. geteilten Bebauungs-
pläne zulässig waren.16 Dadurch wurde das
„Wegwägen“ von Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen erheblich erschwert. Dennoch
meinten viele Gemeinden, sich durch Ab-
wägung von den lästigen Maßnahmen
zugunsten von Natur und Landschaft befrei-
en zu können. Unterstützt sahen sie sich
durch eine Entscheidung des OVG Müns-
ter17, das die Annahme, eine 100prozentige
Kompensation sei erforderlich, als einen
Abwägungsmangel einstufte. Dieser An-
satz des Gerichts war durchaus korrekt, denn
die Annahme, es bestünde eine Pflicht zur
Vollkompensation, verschließt den Weg zu
der erforderlichen Abwägung. Das ist ein
formeller Fehler, der immer auch einen Ab-
wägungsfehler darstellt. Aus dem Urteil zu
folgern, eine vollständige Kompensation sei
unzulässig, war juristischer Unfug.

Sollte ein Grundstück baulich genutzt wer-
den, waren die auf der Grundstücksfläche

festgesetzten Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen durchzuführen. Maßnahmen im
sonstigen Geltungsbereich des Bebauungs-
plans konnten bereits vor dem Eingriff durch-
geführt werden. Sobald das Grundstück bau-
lich nutzbar war, konnten die Kosten erho-
ben werden. Dafür war eine entsprechende
Satzung der Gemeinde nach § 8a Abs. 5
BNatSchG 1993 erforderlich.
Die Kompliziertheit der Regelung zeigt
Abbildung 1 (siehe nächste Seite).

3.1.3 Die Ermächtigungen an die Länder

nach § 8b Bundesnaturschutzgesetz 1993

§ 8b BNatSchG 1993 eröffnete den Ländern
die Möglichkeit, von den Regelungen des §
8a BNatSchG 1993 abzuweichen. Diese
Vorschrift war nur fünf Jahre in Kraft und
wurde bei der grundsätzlichen Revision der
Vorschriften über die Eingriffsregelung in
der Bauleitplanung durch das BauROG 1998
nicht übernommen. Die Regelungen stellen
daher nur eine kurze Episode in der Ge-
schichte der Eingriffsregelung dar und wer-
den entsprechend kurz abgehandelt.
Nach § 8b Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG 1993
konnten die Länder festlegen, dass die Ein-
griffsregelung in der Bauleitplanung nach §
8a BNatSchG 1993 bis zum 30. April 1998
ausgesetzt wurde. Weiterhin konnten sie
festlegen, dass für Vorhaben in Gebieten
nach § 34 BauGB oder mit Bebauungs-
plänen, die vor dem 1. Mai 1993 in Kraft
getreten sind, für die Beeinträchtigungen
von Natur und Landschaft ein Ersatzgeld zu
zahlen war. Der Vorhabenträger konnte dem
Ersatzgeld entgehen, wenn er freiwillig
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen durch-
führte.

3.2 Das Bau- und Raumordnungsgesetz

von 1998

Durch das Bau- und Raumordnungsgesetz
von 1998 wurden die Eingriffsregelung für
die Bauleitplanung fast vollständig in das
BauGB übernommen und die Regelungen
der §§ 8a bis c BNatSchG 1993 weitgehend
aufgehoben. § 8a Abs. 1 BNatSchG 1998
legt nur noch fest, dass bei Eingriffen, die
auf Grund der Aufstellung, Änderung, Er-
gänzung oder Aufhebung von Bauleitplä-

13 Maßnahmengesetz zum Baugesetzbuch i. d.
F. der Bekanntmachung vom 28.4.2993,
BGBl. I S. 622. Das Gesetz trat mit dem
BauROG (Bau- und Raumordnungsgesetz
1998 – BauROG) vom 18.8.1998, BGBl. I S.
2081.

14 Eine Zuordnung im Flächennutzungsplan
war damals nicht möglich, vgl. Louis, Bundes-
naturschutzgesetz, Kommentar der unmittel-
bar geltenden Vorschriften, Braunschweig
1994 (Louis, BNatSchG 1994), § 8a, Rdnr.
62.

15 Zum Meinungsstreit, Louis, BNatSchG 1994
(Fn. 15), § 8a, Rdnr. 52.

16 BVerwG, NuR 1997, 446,448.
17 OVG Münster, NuR 1996, 418,419.
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Eingriffsregelung und Baurecht

Abb. 1

nen zu erwarten sind, über Verminderung,
Ausgleich und Ersatz nach den Vorschriften
des BauGB zu entscheiden ist. Die Beschrän-
kung der naturschutzrechtlichen Eingriffs-
regelung auf den Außenbereich bleibt er-
halten und findet sich nun in § 8a Abs. 2
BNatSchG. Die Beteiligung der Natur-
schutzbehörden in Baugenehmigungsver-

fahren im Außenbereich und im Innenbe-
reich regelt § 8a Abs. 3 BNatSchG. Diese
Vorschriften sind praktisch unverändert als
§ 21 Abs. 1 bis 3 in das BNatSchG 2002
übernommen worden. Somit gilt für die
baurechtliche Eingriffsregelung nur noch
die Eingriffsdefinition des § 8 Abs. 1
BNatSchG 1998, heute § 18 Abs. 1

BNatSchG. Alle übrigen Regelungen fin-
den sich im BauGB. Die durch § 8a
BNatSchG 1993 eingeführte Systematik der
Eingriffsregelung in der Bauleitplanung ist
im Wesentlichen erhalten worden.

Es sind aber einige Neuerungen hinzuge-
kommen. § 1a Abs. 3 S. 4 BauGB stellt
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zunächst klar, dass ein Ausgleich nicht er-
forderlich ist, wenn die Eingriffe bereits vor
der planerischen Entscheidung erfolgt sind
oder zulässig waren. Bei der Überplanung
eines unbeplanten Innenbereichs oder eines
bestehenden Baugebiets werden diejenigen
Flächen nicht in die Eingriffsregelung ein-
bezogen, die bereits bebaubar sind.
Nach § 1a Abs. 3 S. 2 BauGB 1998 können
die Ausgleichsmaßnahmen an anderer Stel-
le als am Ort des Eingriffs erfolgen. Damit
steht nunmehr für den Ausgleich das ge-
samte Gemeindegebiet zur Verfügung, da
die Beschränkung des Ausgleichs auf den
Bereich des Bebauungsplans, wie sie 1993
noch vorgesehen war, entfallen ist. § 9 Abs.
1a BauGB 1998 ermöglicht es ausdrück-
lich, den Ausgleich auf den Eingriffsflä-
chen, an anderer Stelle im Bebauungsplan
oder in einem anderen Bebauungsplan fest-
zusetzen. Zudem kann der Ausgleich auf
Flächen erfolgen, die von der Gemeinde
bereitgestellt worden sind. Schließlich kann
der Ausgleich auch in einem städtebauli-
chen Vertrag geregelt werden. Auf diese
Weise soll ermöglicht werden, Ausgleichs-
maßnahmen im Gemeindegebiet zu kon-
zentrieren, um sinnvolle einheitliche Maß-
nahmen zu ermöglichen. Aus diesem Grun-
de werden in § 200a BauGB unter dem
Begriff des Ausgleichs nicht nur die natur-
schutzrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen,
sondern auch die naturschutzrechtlichen
Ersatzmaßnahmen erfasst. Es findet eine
weitgehende Gleichstellung der beiden
Kompensationsformen statt. Das Instrument
der Eingriffsregelung in der Bauleitplanung
ist viel flexibler geworden, wodurch das
sog. „Wegwägen“ des Ausgleichs erschwert
wird. Für den Ausgleich steht nunmehr das
gesamte Gemeindegebiet zur Verfügung.
Die Regelungen des BauROG 1998 wurden
inhaltlich aber auch sprachlich weitgehend
unverändert ins EAG-BauGB (Europa-
rechtsanpassungsgesetz) übernommen.

Nunmehr ist eine erneute Änderung des
BauGB beabsichtigt, die für Bebauungsplä-
ne gilt, die der Wiedernutzbarmachung von
Flächen, der Nachverdichtung oder anderen
Maßnahmen der Innenentwicklung dienen
(Bebauungsplan der Innenentwicklung). Bei
weniger als 20.000 m2 Fläche ist kein Aus-
gleich erforderlich. Grundflächen mehrerer
Bebauungspläne, die in einem engen sachli-
chen und räumlichen Zusammenhang auf-
gestellt werden, sind dabei mitzurechnen.18

4 Die Änderungen der
Eingriffsregelung durch das
Bundesnaturschutzgesetz von 1998
und 2002

Das Bundesnaturschutzgesetz 1998 verän-
derte die Eingriffsregelung nicht. Erst das
Bundesnaturschutzgesetz von 2002 sah auch

Änderungen der Vorschriften über die Ein-
griffsregelung vor, die sich nunmehr in den
§ 18 ff. BNatSchG finden. Zunächst wurde
als Eingriff auch die Veränderung des mit
der belebten Bodenschicht in Verbindung
stehenden Grundwasserspiegels eingestuft.
Grundlage war, dass bei einer Grundwasser-
entnahme eine Änderung der Gestalt oder
Nutzung von Grundflächen nicht erforder-
lich ist, insbesondere wenn bereits beste-
hende Anlagen genutzt werden. Dann fehlt
es an dem Einstieg in die Eingriffsregelung.19

Dieses Manko heilt die neue Eingriffs-
definition, die nunmehr die Änderung des
Grundwasserspiegels zu einem Eingriff
macht.
Die Freistellung der land-, forst- und
fischereiwirtschaftlichen Bodennutzung
wird insoweit eingeschränkt, als sie nur für
die gute fachliche Praxis auf der Grundlage
der Rechtsvorschriften für die Land-, Forst-
und Fischereiwirtschaft unter Beachtung des
§ 17 Abs. 2 Bundesbodenschutzgesetz
(BBodSchG) gilt. In der Praxis ändert sich
dadurch wenig. Zudem liegt kein Eingriff
vor, wenn es um die Wiederaufnahme der
land-, forst- und fischereiwirtschaftlichen
Bodennutzung in angemessener Frist geht.
Privilegiert sind Land-, Forst- und Fischerei-
wirte, die ihre Bewirtschaftung auf Grund
von vertraglichen Vereinbarungen oder we-
gen der Teilnahme an öffentlichen Program-
men zeitweise eingeschränkt oder unterbro-
chen haben.
§ 18 Abs. 5 BNatSchG ermächtigt nunmehr
die Länder, Vorschriften zur Sicherung und
Durchführung von Kompensationsmaßnah-
men im Rahmen der Eingriffsregelung zu
erlassen. Hierzu gehören Regelungen über
das Flächenkataster für Eingriffe.
In § 19 Abs. 2 BNatSchG sind nunmehr
erstmalig auch Ersatzmaßnahmen bundes-
rechtlich vorgesehen. Durch die Regelun-
gen im Baurecht rückte auch im Naturschutz-
recht die Frage der Flächenbevorratung für
Kompensationsmaßnahmen immer mehr in
den Mittelpunkt, da die Beschaffung der
erforderlichen Flächen häufig schwierig ist.
Zudem wurden früher Ausgleichs- und Er-
satzmaßnahmen ohne planerisches Konzept
in der Landschaft verwirklicht, so dass sie
zum Teil nicht kompatibel und daher wenig
sinnvoll waren. Damit ergab sich ein Be-
darf, Kompensationsflächen zunächst zu
konzentrieren, wozu sich das Instrument
des Flächenpools eignet. Als nächster Schritt
wurde überlegt, ob es nicht sinnvoll ist,
Maßnahmen zugunsten von Natur und Land-
schaft vorab durchzuführen und sie dann
einem Eingriff zuzurechnen. So entstanden
die Ökokonten, die aus dem Bereich der
Bauleitplanung auch in die naturschutz-
rechtliche Eingriffsregelung übernommen
wurden. Die Eingriffsregelung entwickelte
sich durch diese Möglichkeiten immer mehr

auch zu einem planerischen Instrument, bei
dem es insbesondere um sinnvolle und zu-
sammenhängende Maßnahmen als Aus-
gleich und Ersatz für Beeinträchtigungen
von Natur und Landschaft geht. Für diese
Instrumente schafft § 19 Abs. 4 BNatSchG
eine rahmenrechtliche Grundlage. Zugleich
wird auch das Ersatzgeld ausdrücklich er-
wähnt. Es ist zulässig, wenn Eingriffe nicht
kompensierbar sind.

5 Die Nutzung der
Eingriffsregelung in Rahmen der
Umsetzung der Fauna-Flora-
Habitat- (FFH-)- und der
Vogelschutzrichtlinie

Schon § 19a Abs. 1 Nr. 8 b BNatSchG 1998
beschränkte den Projektbegriff für Berei-
che außerhalb der Gebiete von Natura 2000
auf Eingriffe in Natur und Landschaft. Die-
se Regelung wurde in § 10 Abs. 1 Nr. 11
BNatSchG 2002 übernommen. Hintergrund
dieser Verbindung von Eingriffsregelung
und FFH-Verträglichkeitsprüfung war der
Gesetzesentwurf der Bundesregierung zur
Neuregelung des Rechts des Naturschutzes
und der Landschaftspflege von 1996. § 20
BNatSchG-E 1996 sah vor, dass die FFH-
Verträglichkeitsprüfung in die Eingriffsre-
gelung integriert wurde und damit auch nur
für Eingriffe galt.20 Nach anfänglichem Zau-
dern war die Mehrheit der Länder im Bun-
desrat überzeugt, dass eine solche Umset-
zung mit der FFH-RL nicht vereinbar war,
weil die Eingriffsregelung ein flächende-
ckendes Instrument darstellt und die FFH-
Verträglichkeitsprüfung schutzgebietsbezo-
gen ist. Da Bund und Länder sich auch über
andere politisch wesentliche Fragen nicht
einigen konnten, wurde das Bundesnatur-
schutzgesetz in den Vermittlungsausschuss
verwiesen. Bund und Länder einigten sich
auf eine kleine Novelle, die auf die europa-
rechtlich erforderlichen Änderungen be-
schränkt wurde. Die große Novelle war da-
mit zunächst vom Tisch. Die erforderliche
kleine Novelle war dennoch sehr schwierig,
da die Bundesregierung auch im Vermitt-
lungsausschuss zunächst an der Umsetzung
der FFH-Verträglichkeitsprüfung durch die
Eingriffsregelung festhielt. Es wurde dann
unter der Federführung des Bundesumwelt-
ministeriums und der Beteiligung ausge-
suchter Länder eine Arbeitsgruppe gegrün-
det, die den Auftrag erhielt, innerhalb eines

18 Entwurf eines Gesetzes zur Erleichterung
von Planungsvorhaben für die Innen-
entwicklung der Städte, BR-Drs. 558/06, Art.
1 Nr. 8 § 13a Abs. 1 Nr. 4 i. V. m. Abs. 2 Nr.
4. Der Bundesrat hat diese Regelung nicht
beanstandet. BR-Drs. 558/06 (Beschluss)
vom 22.9.06.

19 So das OVG Lüneburg, NuR 1997, 253, 254/
255.

20 BR-Drs. 639/96, S. 15.
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Tages einen gemeinsamen Text zu verfas-
sen. Die Arbeitsgruppe schlug eine Umset-
zung der FFH-Verträglichkeitsprüfung in
einem eigenständigen Regelungsbereich vor.
Dieser fand sich in den §§ 19a ff. BNatSchG
1998 (heute §§ 34 ff. BNatSchG). Dennoch
blieb an einigen Stellen, z. B. bei der Defi-
nition des Projekts, die Beziehung zur Ein-
griffsregelung erhalten. Der Europäische
Gerichtshof (EuGH) hat gerade diese Ver-
bindung zur Eingriffsregelung in seinem
Urteil zur Umsetzung der FFH-RL in
Deutschland als europarechtswidrig gerügt.
Insbesondere beanstandet er die Freistel-
lung der land-, forst- und fischereiwirtschaft-
lichen Bodennutzung und von genehmi-
gungsfreien Vorhaben, die er für zu pau-
schal hält. 21 In Zukunft dürfte die Eingriffs-
regelung im Zusammenhang mit dem Pro-
jektbegriff keine Rolle mehr spielen.

Eine andere bedeutsame Folge eines zuge-
lassenen Eingriffs war nach § 43 Abs. 4
BNatSchG, dass die Verbote des Arten-
schutzes nicht galten. Die Bedeutung des
Schutzstatus von Tieren und Pflanzen war
als Teil der Funktions- und Leistungsfähig-
keit des Naturhaushalts in der Eingriffsre-
gelung zu berücksichtigen. Der EuGH be-
anstandete § 22 Abs. 3 BNatSchG 1976, der
§ 43 Abs. 4 BNatSchG systematisch ent-
sprach, weil er eine Freistellung der land-,
forst- und fischereiwirtschaftlichen Boden-
nutzung nicht ausschloss, selbst wenn ein
absichtliches Handeln gegeben war.22 Um
dem gerecht zu werden, wurde 1993 in § 20f
Abs. 3 BNatSchG 198723 der Vorbehalt auf-
genommen, dass die Privilegierung der Ein-
griffsregelung nicht galt, wenn die Beein-
trächtigung der geschützten Tiere und Pflan-
zen absichtlich erfolgte.24 Auch hier urteilt

der EuGH vom 10. Januar 2006, dass die
durch die Anwendung der Eingriffsrege-
lung bewirkte Freistellung der Eingriffe von
den Verboten des Artenschutzes europa-
rechtswidrig ist, weil die Voraussetzungen
der Freistellungen nach Art. 9 VRL (Vogel-
schutzrichtlinie) und insbesondere nach Art.
16 FFH-RL nicht berücksichtigt werden.
Die Freistellung nach § 43 Abs. 4 BNatSchG
ist dem EuGH zu offen. Das Bundesverwal-
tungsgericht hat sich dieser Auffassung an-
geschlossen und in einem neueren Urteil die
Anwendung des § 43 Abs. 4 BNatSchG als
Ausschluss der Verbote nach dem Arten-
schutz abgelehnt. Nunmehr ist bei einem
Verstoß gegen die artenschutzrechtlichen
Verbote des § 42 BNatSchG auch bei einem
zugelassenen Eingriff eine Befreiung erfor-
derlich.25

6 Die Zukunft der Eingriffsregelung

Auf Grund der Verfassungsreform ist das
Naturschutzrecht in Zukunft Gegenstand der
konkurrierenden Gesetzgebung. Für das
Naturschutzrecht konzipiert Art. 72 Abs. 3
Grundgesetz (GG) ein Abweichungsrecht
für die Länder, das aber voraussichtlich erst
ab dem 1. Januar 2010 gilt, sofern der Bund
nicht vorher eine Novelle des Bundes-
naturschutzgesetzes verabschiedet hat. Ei-
nige Bereiche sind als abweichungsfest im
Grundgesetz festgeschrieben, z. B. der Ar-
tenschutz. Die Eingriffsregelung wird
allerdings nicht erwähnt, doch sollen die
Grundsätze des Naturschutzes von den Län-
dern nicht angetastet werden können. Die
Eingriffsregelung gehört vermutlich zu den
Grundsätzen des Naturschutzes, wenn auch
nicht in der jetzige Form. Sie verankert das

Verursacherprinzip im Naturschutzrecht.
Darin liegt eine Grundentscheidung des
Bundesgesetzgebers, die die Länder nicht
vollständig ignorieren können. Fraglich ist
auch, ob nicht die Umweltverträglichkeits-
prüfung erfordert, dass Kompensations-
maßnahmen angeordnet werden können,
weil sonst ein wesentlicher Teil der Um-
weltverträglichkeitsprüfung nicht in die Re-
alität umgesetzt werden kann.26 Diese Dis-
kussion steht aber erst am Anfang. Wie sie
sich entwickeln wird, bleibt abzuwarten.
Solange die Politik aber statt grundsätzli-
cher Änderungen lieber an vermeintlichen
Problemen herumfeilt, wie die vorgesehene
Änderung des BauGB zeigt27, kann auch die
Eingriffsregelung derart oberflächlichen In-
itiativen zum Opfer fallen. Die Abschaf-
fung der Eingriffsregelung würde dem
Standort Deutschland nichts nutzen, da die
wirtschaftlichen Problemfaktoren auf ande-
ren Bereichen liegen. Die dann verloren
gehenden Werte von Natur und Landschaft
dürften hingegen nicht mehr ersetzbar sein.
Sie wären ein Opfer kurzsichtiger, auf Wahl-
perioden beschränkter Sichtweisen der Po-
litiker dieses Landes. Ich wünsche der Ein-
griffsregelung eine bessere Zukunft.

Anschrift des Verfassers:

MR Prof. Dr. Hans Walter Louis LL.M. (UC
Los Angeles)
Niedersächsisches Umweltministerium
Referat Naturschutzrecht
Archivstr. 2

30169 Hannover

E-Mail:
Hans-Walter.Louis@mu.niedersachsen.de

21 EuGH, Urt. v. 10.1.2006, Rs. C-98/03, Rdnr.
42.

22 EuGH, NuR 1988, 53.
23 Der § 22 Abs. 3 BNatSchG 1976 entspricht.
24 Art. 2 Nr. 1 Gesetz über die Errichtung eines

Bundesamtes für Naturschutz und zur Ände-
rung von Vorschriften auf dem Gebiet des
Artenschutzes vom 6.8.1993, BGBl. I S.
1458.25 BVerwG, Urt. v. 21.6.2006, 9 A
28.05, Rdnr. 38.

26 Vgl. Louis, ZUR 2006, 340, 342.
27 S. Fn. 18.
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materielle Pflichtenkanon der Eingriffs-
regelung ist auch in der Bauleitplanung nicht
reduziert (vgl. GASSNER et al. 2003). Mit
dem Europarechtsanpassungsgesetz Bau
(EAG Bau) vom Juni 2004 wurde die soge-
nannte Umweltprüfung als Trägerverfahren
unter anderem auch für die Eingriffsregelung
eingeführt. Aber auch mit dieser Rechtsan-
passung hat sich am naturschutzfachlich-
materiellen Gehalt der Eingriffsregelung in
der Bauleitplanung nichts geändert (zu De-
tails vgl. GERHARDS in diesem Heft).

Im Folgenden soll ein Überblick aus fachli-
cher Sicht gegeben werden, welche aktuel-
len Entwicklungen in bundesweiter Hin-
sicht zu erkennen sind. Dabei wird
schlaglichtartig auf Entwicklungen einge-
gangen, die das Bundesamt für Naturschutz
(BfN) auch aktiv durch Forschung oder Er-
probung begleitet hat. Einige weitere Ten-
denzen sollen zeigen, dass das Grundgerüst
der Eingriffsregelung auch in Zukunft der
rechtlichen und fachlichen Absicherung
bedarf.

2 Grundprinzipien der
Eingriffsregelung

Die allgemeinen Ziele des Naturschutzes
und der Landschaftspflege sind auf den
Schutz, die Pflege und die Entwicklung von
Natur und Landschaft im besiedelten und
im unbesiedelten Bereich und damit
flächendeckend ausgerichtet (§ 1 BNatSchG).
Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung
ist somit die Konkretisierung des Flächen-
deckungsprinzips von Naturschutz und
Landschaftspflege. Die Eingriffsregelung
stellt, so wie sie im § 18 ff BNatSchG und in
den Landesnaturschutzgesetzen geregelt ist,
das zentrale methodische Instrumentarium
zur Erkennung, zur Vermeidung und wenn
nicht anders möglich, zur Kompensation
von Beeinträchtigungen der Funktionsfä-
higkeit von Naturhaushalt und Landschafts-
bild bereit. Sie nimmt damit im Fach- und
im Verfahrensrecht eine herausragende
Rolle ein, da materielle Auslöser zu rechtli-
chen Folgen führen.
Deshalb ist die fachlich valide Ausfüllung
bestimmter Grundarbeitsschritte, die
zugleich wesentliche Grundprinzipien der
Eingriffsregelung darstellen, sehr wichtig.
Zur Verdeutlichung sollen die Folgen-
ermittlung, die Vermeidung und die Kom-
pensation herausgehoben werden.

Der unbestimmte Rechtsbegriff der erhebli-
chen Beeinträchtigungen löst im Folgen-
bewältigungsprogramm der Eingriffs-
regelung eine ganze Kaskade von formell
und materiell auszufüllenden Arbeits-
schritten aus. Der Begriff deutet aber
gleichfalls darauf hin, dass eine bestimmte
Schwere der Beeinträchtigung überschrit-
ten sein muss. Dabei spielt die Folgen-
ermittlung und -bewertung die zentrale Rol-
le als Stellgröße für das anzuwendende
Folgenbewältigungsprogramm.
Das Vermeidungsgebot, das hinsichtlich
seiner Wirksamkeit immer wieder in Frage
gestellt wird, ist durchaus als Ausfüllung
des umweltrechtlichen Vorsorgeprinzips
anzusehen. Denn allein schon die Vorgabe,
vermeidbare Beeinträchtigungen zu unter-
lassen, führt bei deren Einhaltung dazu, dass
die Kompensationspflicht gar nicht erst aus-
gelöst wird.
Die vorrangige Naturalkompensation ist
ebenso ein wichtiges Prinzip, das dem
Verursacher von Beeinträchtigungen mate-
rielle Pflichten für die Wiedergutmachung
auferlegt.

Die genannten Grundprinzipien lassen sich
in vergleichbarer Form im gemeinschaftli-
chen und im Recht anderer Nationalstaaten
wiederfinden (PETERS et al. 2003). Von
daher ist die Eingriffsregelung nicht als na-
tionaler Sonderweg zu bezeichnen, sondern
als anerkanntes Regelungsprogramm für die
Bewältigung von Eingriffsfolgen im inter-
nationalen Maßstab. Die rechtlichen Rege-
lungen sorgen dafür, dass diese Bewälti-
gung nicht der Beliebigkeit anheim fällt.
Nicht „irgendwas, irgendwie, irgendwann“
untergeordnet, sondern der enge Bezug zu
den erheblichen beeinträchtigten Funktio-
nen sorgt dafür, dass flächendeckende
Naturschutzanliegen trotz Nutzung Berück-
sichtigung finden. Die Grundprinzipien tra-
gen somit zur praktischen Verwirklichung
des integrativen Naturschutzes bei - ganz im
Sinne der EU-Lissabon-Strategie.

3 Ausgewählte derzeitige
Entwicklungen

Flächen- und Maßnahmenpools

In den vergangenen Jahren wurde die Flä-
chen- und Maßnahmenbevorratung zur
Kompensation als ein neuer umsetzungsori-
entierter Weg der Eingriffsregelung etab-
liert. Fachlicher Auslöser war der Gedanke,

1 Einführung

Im Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)
von 1976 wurde die naturschutzrechtliche
Eingriffsregelung in ihrer heute bekannten
Form eingeführt. Das bis dahin in der
Bundesrepublik Deutschland geltende
Naturschutzrecht wurde so um ein Instru-
ment ergänzt, das GASSNER (1995) als
zentrale Bestimmung des modernen
Naturschutzrechts bezeichnet. Er sieht die
Eingriffsregelung als gesetzestechnischen
Schlüsselbegriff des Umweltrechts sowie
als Dreh- und Angelpunkt aller naturschutz-
rechtlichen Bemühungen. An dieser Ein-
schätzung hat sich bis heute nicht viel geän-
dert. Die Eingriffsregelung genießt im in-
ternationalen Raum große Aufmerksamkeit.
Aber auch die Weiterentwicklung im natio-
nalen Maßstab zeigt, dass das Instrument
nach wie vor modern ist.

In den 30 Jahren seit der Einführung der
Eingriffsregelung haben viele Diskussio-
nen zur inhaltlich-methodischen Konkreti-
sierung und zur Verbesserung der prakti-
schen Anwendung stattgefunden. Die Er-
gebnisse dieses Prozesses sind inhaltlich-
methodische Anforderungen (vgl. Arbeits-
gruppe Eingriffsregelung ... 1988 und 1995,
LANA 1996), die als weitgehend akzeptiert
gelten. Zusammenfassend kann dazu fest-
gehalten werden, dass sich das Instrument
etabliert hat und in der praktischen Anwen-
dung einen hohen Stellenwert einnimmt.
Die Eingriffsregelung ist „in den Köpfen
angekommen“.

Das gilt fachlich auch für den Bereich der
Bauleitplanung, wenngleich die Entwick-
lung aus rechtlicher Sicht seit dem Jahr
1993 einen etwas anderen Verlauf genom-
men hat. So wurde mit dem Investitionser-
leichterungs- und Wohnbaulandgesetz vom
Mai 1993 die Anwendung der naturschutz-
rechtlichen Eingriffsregelung durch die Ein-
führung der §§ 8a-c BNatSchG in die
Bauleitplanung vorverlagert. Seither ist die
Eingriffsregelung im Zusammenhang mit
der Aufstellung, Änderung, Ergänzung oder
Aufhebung von Bauleitplänen abschließend
im Bauleitplanverfahren zu behandeln. Der
rechtliche Input der Regelung, die seit dem
Bau- und Raumordnungsgesetz (BauROG)
vom August 1997 direkt im Baugesetzbuch
(BauGB) zu finden ist, speist sich aber bis
heute fachlich aus dem BNatSchG. Der

Schr.-R. d. Deutschen Rates für Landespflege (2007), Heft 80, S. 17-21

Matthias Herbert und Florian Mayer

Die Eingriffsregelung heute
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das Zusammenwirken von Ausgleichs- und
Ersatzmaßnahmen zu verbessern. Dabei
sollten sowohl die funktionale als auch die
räumliche Umsetzung der Maßnahmen ver-
bessert werden, ohne die fachlichen Min-
destanforderungen der Eingriffsregelung zu
vernachlässigen (vgl. sinngemäß dazu
AMMERMANN et al. 1998). Eine weitere
Ursache für diese Entwicklung war sicher
auch die mangelnde Verfügbarkeit geeigne-
ter Flächen für Ausgleichs- und Ersatzmaß-
nahmen, insbesondere in Verdichtungsräu-
men und bei Großprojekten. Heute sind in
nahezu allen Bundesländern verschiedenste
Poolmodelle etabliert (vgl. Abb. 1).

In einem vom BfN in Auftrag gegebenen
F+E-Vorhaben wurden die verschiedenen
Poolträger durch die TU Berlin hinsichtlich
der aktuellen und geplanten Aufgaben be-
fragt (BÖHME et al. 2005). Dabei zeigte
sich, dass die Poolträger nicht nur die Be-
reitstellung geeigneter Flächen im Blick

haben, sondern auch ein umfassendes Ma-
nagement der Pools (Übernahmen der dau-
erhaften Pflege und Unterhaltung, Kataster-
führung, Öffentlichkeitsarbeit) praktizieren
bzw. anstreben (vgl. Abb. 2). Bei den betei-
ligten Akteuren handelt es sich zunächst um
Untere Naturschutzbehörden sowie Kom-
munen, von denen zumeist die Initiative
ausgeht. In gewissem Umfang sind aber
auch andere Fachbehörden (z. B. Landwirt-
schafts- und Forstbehörden), Flächen-
eigentümer und -nutzer sowie Verbände
(Naturschutz, Landwirtschaft) eingebunden.
Eine Übersicht über die in Deutschland er-
fassten Pools sowie weitere Themen bietet
das moderierte Internetforum „Flächen- und
Maßnahmenpools“ (www.tu-berlin.de/
~forumfmp/) der TU Berlin.

Das BfN hat die fachlich valide Flächen-
und Maßnahmenbevorratung durch zahlrei-
che Forschungsvorhaben wissenschaftlich
begleiten lassen. Im Rahmen eines Erpro-

bungs- und Entwicklungsvorhabens an der
mittleren Havel zwischen Potsdam und
Brandenburg wurden praktische Rahmen-
bedingungen dazu erprobt (vgl. JESSEL et
al. 2006). Die Vielzahl von Hinweisen und
Empfehlungen für die Umsetzung und Ein-
richtung von Flächen- und Maßnahmen-
pools verdeutlicht, dass die praktische Um-
setzung der Poolidee den inhaltlich-metho-
dischen Mindestanspruch der Eingriffs-
regelung nicht vernachlässigen darf. Dies
bedeutet, dass der enge funktionale Zusam-
menhang von erheblich beeinträchtigten
Funktionen und vorrangiger Natural-
kompensation gewahrt bleiben muss. Dar-
auf wird bei der Weiterentwicklung des
Naturschutzrechts zu achten sein.

Nachkontrollen

Auch wenn die Eingriffsregelung bereits
seit 30 Jahren besteht, zeigen sich immer
wieder Defizite bei der tatsächlichen Um-
setzung der Maßnahmen sowie deren Qua-
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Ergebnis einer Umfrage bei 630 Trägern von Flächen- und Maßnahmenpools aus dem Jahr 2003 (Quelle: BÖHME et al. 2005).
Die 630 Träger waren in einer Umfrage bei den Unteren Naturschutz-, Landschafts- und Landschaftspflegebehörden im Jahr 2001 benannt
worden (BUNZEL & BÖHME 2002).

Abb. 1: Poolmodelle in Deutschland – Rücklauf einer bundesweiten Umfrage zu Flächen- und Maßnahmenpools (BÖHME et al. 2005).



19

lität. Diese Umsetzungsdefizite sind für den
Naturschutz unbefriedigend, da sich seit der
Einführung der Eingriffsregelung Kompen-
sationsflächen in erheblichen Umfang sum-
miert haben. So sind bspw. im EKIS Bran-
denburg (Eingriffs- und Kompensations-
flächen-Informationssystem) inzwischen ca.
5000 ha Fläche für Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen erfasst (RÖßLING & JES-
SEL 2003). Auf diese für Naturschutzzwe-
cke reservierten Flächen können Naturschutz
und Landschaftspflege nicht verzichten.
Darüber hinaus werden im Zuge großer Pro-
jekte der Verkehrsinfrastruktur z. T. in sehr
großem Umfang Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen umgesetzt und entsprechende
Mittel investiert. Vor diesem Hintergrund
sind eine Qualitätssicherung der materiel-
len Anforderungen der Eingriffsregelung
im Allgemeinen und die Umsetzungs- und
Wirksamkeitskontrolle der Maßnahmen im
Besonderen für die Naturschutzseite von
herausragendem Interesse. Aber auch Vor-
habensträger erkennen zunehmend den ak-
zeptanzsteigernden Aspekt von Nachkon-
trollen.

Im Rahmen exemplarischer Nachkontrollen
an ausgewählten Projekten der Verkehrs-
projekte Deutsche Einheit durch das BfN
wurde eine Ausgleichsmaßnahme (Wie-
derherstellung eines Grabengewässers)
auf seine Funktionsfähigkeit hin über-
prüft.

Auf Grundlage der Zielvorgaben des
Landschaftspflegerischen Begleit- und Aus-
führungsplans wurde die Entwicklung des
Grabens untersucht. Durch turnusmäßige
Kartierungen der Zielarten (hier: Libellen)
und weiterer charakteristischer Arten (Am-
phibien, Mollusken) sowie vegetationskund-
licher Untersuchungen lassen sich Aussa-
gen zur Entwicklung der Maßnahme tref-
fen. Für den vorhabensbedingt beseitigten
Grabenabschnitt existiert eine relativ gute
Datenlage zur Fauna, sodass die Funktion
der Ausgleichsmaßnahme neben einem Soll-
Ist-Vergleich auch durch einen Vergleich
vor und nach der Eingriffssituation bewertet
werden konnte. Im Zulassungsbescheid für
dieses Vorhaben war die vorgezogene Rea-
lisierung im Hinblick auf die Zielarten Helm-
Azurjungfer (Coenagrium mercuriale) und
Vogel-Azurjungfer (Coenagrium ornatum)
festgelegt worden. Außerdem war nach fünf
Jahren eine Funktionskontrolle unter Betei-
ligung der Naturschutzbehörde durchzufüh-
ren. Im Auftrag des Bundesamtes für Natur-
schutz wurden zusätzlich die Bestands-
dichten der beiden Zielarten seit Anlage des
Grabens im zweijährigen Turnus erhoben.
Dabei zeigte sich, dass sich die Bestands-
zahlen der beiden Arten auf der neu ange-
legten Ausgleichsmaßnahme bislang posi-
tiv entwickeln (vgl. Abb. 3). Dies lag
einerseits an einer detaillierten Maßnahmen-
planung im Landschaftspflegerischen Aus-
führungsplan, aber auch an den günstigen

naturräumlichen Rahmenbedingungen, die
eine schnelle Wiederbesiedelung des Gra-
bens ermöglichte (RANA 2006). Abschlie-
ßende Aussagen zum Erfolg der Maßnahme
können nach der bisherigen Entwicklungs-
zeit von acht Jahren zwar noch nicht getrof-
fen werden. Das Beispiel dokumentiert je-
doch, dass die Qualitätssicherung der Pla-
nung, der Umsetzung und der Funktionsfä-
higkeit von Kompensationsmaßnahmen ein
wichtiger Arbeitsschritt zur dauerhaften
Sicherung der materiellen Anforderungen
der Eingriffsregelung ist. Nachkontrollen
dienen aber nicht nur der unmittelbaren
Durchsetzung von Kompensationspflichten.
Sie tragen auch dazu bei, die Erfolge der
Maßnahmen zu dokumentieren und Erkennt-
nisse auf zukünftige Planungen und dortige
Wirkungsprognosen zu transferieren.
Insgesamt kann so auch ein Beitrag zur
Akzeptanzsteigerung für die Instrumente
des Naturschutzes bei Vorhabensträgern und
Fachverwaltungen geleistet werden. Hin-
sichtlich der Sicherung und Weiterentwick-
lung geeigneter bundesgesetzlicher Vorga-
ben wird sicher ein Blick in fortschrittliche
Länderregelungen (bspw. § 23, Abs. 3
BWNatSchG, § 10, Abs. 5 Sächs. NatSchG)
hilfreich sein.

Die Nachkontrolle von Ausgleichs- und
Ersatzmaßnahmen ist für alle naturschutz-
rechtlichen Instrumente zur Bewältigung
von Eingriffsfolgen relevant. Dabei ist auch
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für Maßnahmen im Rahmen von Auflagen
bei artenschutzrechtlichen Ausnahmen/Be-
freiungen nach § 62 BNatSchG i. V. m. Art.
12, 16 FFH-RL sowie für Maßnahmen zur
Kohärenzsicherung nach § 34 Abs. 5
BNatSchG ein geeignetes Kontrollregime
zu entwickeln, zumal die Anforderungen an
den Erfolg dieser gemeinschaftsrechtlich
vorgegebenen Maßnahmen sehr hoch sind
(vgl. European Commission 2007).

Entsiegelung

Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung
bezieht sich auf die Funktionsfähigkeit des
Naturhaushaltsgefüges. Dazu zählt auch der
Boden mit seinen natürlichen Funktionen
(bspw. Speicher-, Reglerfunktion). Recht-
lich nicht umfasst und auch fachlich vom
Begriff der Funktionsfähigkeit nicht abge-
deckt sind die Funktionen des Bodens, die
auf wirtschaftliche Nutzungsfähigkeit oder
auf Altlastensanierung ausgerichtet sind
(Bosch & Partner 2000).

Bei der Kompensation erheblicher Beein-
trächtigungen von natürlichen Boden-
funktionen kommt durchaus die Entsiege-
lung bislang versiegelter Flächen als
Maßnahmentyp in Betracht. Bei der Kon-
zeption von Entsiegelungsmaßnahmen ist
jedoch zu berücksichtigen, dass die Ein-
griffsregelung keinen ausdrücklichen Vor-
rang einer bestimmten Naturhaushalts-
funktion vorsieht. Die erheblich beeinträch-
tigte Funktion und der naturale, möglichst
gleichartige Ausgleich stehen bei der Ablei-

tung von Kompensationsmaßnahmen im
Vordergrund. Die diesbezüglich anderwei-
tigen, fachgesetzlichen Aufträge (vgl. bspw.
§ 5 BBodSchG) müssen in diesen Zusam-
menhängen auch angewandt werden. Die
Eingriffsregelung kann in Einzelfällen nur
eine unterstützende Funktion haben.

Produktionsintegrierte Maßnahmen

Unter dem Stichwort „produktionsintegrier-
te Maßnahmen“ werden solche Ausgleichs-
und Ersatzmaßnahmen verstanden, die in
den landwirtschaftlichen Betriebsablauf in-
tegrierbar sind und gleichzeitig Effekte für
die erforderliche Kompensationsleistung im
Rahmen der Eingriffsregelung aufweisen
können. Damit könnte aus naturschutzfach-
licher Sicht grundsätzlich dem häufig unbe-
friedigend geregelten Pflegemanagement
von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen
entgegengewirkt werden. Unter diesen Ge-
sichtspunkten ist die Kooperation mit Land-
wirten, die vor Ort die Pflege der Kompen-
sationsmaßnahmen übernehmen, möglich
und wünschenswert. Bei der Auswahl ge-
eigneter Maßnahmen ist auch eine Koope-
ration mit den Landwirten erwünscht, wo-
bei den Anforderungen der Eingriffsrege-
lung, insbesondere dem funktionalen Ab-
leitungszusammenhang zwischen Eingriff
und Kompensation Rechnung getragen wer-
den muss (vgl. dazu auch RÖNNEBECK
2002).

Weitergehende Präzisierungen zu diesem
vor allem mit der Landwirtschaftsseite dis-

kutierten Ansatz müssen in Vorgaben be-
züglich fachlich valider Ableitung, dauer-
hafter Sicherung und Kontrollierbarkeit der
festgelegten Kompensationsmaßnahmen
münden. Einfache Postulate, dass bestimm-
te Maßnahmen „etwas Gutes für Natur und
Landschaft bewirken“, gehen am Auftrag
und an der Zielstellung der Eingriffsregelung
vorbei.

4 Fazit und Ausblick

Die seit Beginn der 1990er Jahre in der
Fachwelt beklagten, überwiegend prakti-
schen Umsetzungsdefizite sollten nicht zu
dem Trugschluss führen, dass diese Schwie-
rigkeiten in der rechtlichen Ausgestaltung
des Instruments Eingriffsregelung begrün-
det liegen. Vielmehr muss die Verbesse-
rung der praktischen Anwendung angestrebt
werden. Dafür gibt es eine Reihe aktueller
und zielführender Ansätze, die dazu beitra-
gen werden
- Umsetzungsdefizite weiter zu vermin-

dern,
- Planungen und Verfahren zu erleichtern,
- Investitionssicherheit zu schaffen und
- gleichzeitig natürliche Ressourcen zu si-

chern.

Bei der Anwendung und Umsetzung der
Eingriffsregelung wird die Berücksichtigung
der ökologischen Zusammenhänge – d. h.
die Kompensation erheblicher Beeinträch-
tigungen in fachlich angemessenen Funkti-
ons-, Raum- und Zeitbezügen – nach wie
vor die entscheidende fachliche Stellgröße
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der Eingriffsregelung sein. Die Respektie-
rung der rechtlich-materiellen Konsequen-
zen aus der Anwendung der Eingriffs-
regelung stellt angesichts der etablierten
praktischen Erfahrungen auch kein Problem
dar. Zukünftig werden aber zunehmend Fä-
higkeiten bei der Auseinandersetzung mit
gesellschaftlichen und ökonomischen
Rahmenbedingungen im regionalen Kon-
text wichtig. Insbesondere für Bevorratungs-
modelle werden angepasste Organisations-
konzepte an der Schnittstelle zwischen fach-
lichen und verwaltungsbezogenen Anfor-
derungen sowie regionalen Akteuren zu
entwickeln sein. Diese Konzepte müssen in
hohem Maß Kommunikations-, Kooperati-
ons- und Managementqualitäten aufweisen.

Die Grundprinzipien der Eingriffsregelung
finden sich in zahlreichen internationalen
Abkommen und Regelungen des Gemein-
schaftsrechts der EU wieder. Der Begriff
der erheblichen Beeinträchtigungen spielt
eine zentrale Rolle in den Regelungen der
Alpenkonvention, der EU-Richtlinien über
die Strategische Umweltprüfung, die Um-
weltverträglichkeitsprüfung, die Umwelt-
haftung sowie in der Fauna-Flora-Habitat-
Richtlinie. Das Vermeidungsgebot als Aus-
füllung des umweltrechtlichen Grundsatzes
der Umweltvorsorge findet sich in den EU-
Richtlinien über die Strategische Umwelt-
prüfung, die Umweltverträglichkeitsprüfung
sowie in der Fauna-Flora-Habitat-Richtli-
nie sowohl bezogen auf den Gebiets- als
auch auf den Artenschutz. Die Anforderun-
gen zur Ermittlung, Bewertung und Bewäl-
tigung von Eingriffsfolgen sind zentrale
Aufträge der Konvention über die biologi-
sche Vielfalt, der EU-Richtlinien über die
Strategische Umweltprüfung, die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung, die Umwelthaftung
sowie der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie.
Die Grundprinzipien der Eingriffsregelung
lassen sich also unschwer in vergleichbarer
Form in internationale Abkommen, im
Gemeinschaftsrecht und im Recht anderer
Nationalstaaten wieder finden (vgl. PETERS
et al 2003). Von daher ist die Eingriffs-
regelung kein nationaler Sonderweg. Viel-
mehr sollte das anerkannte, etablierte und
praktisch bewährte Regelungsprogramm zur
Umsetzung internationaler und gemein-
schaftlicher Anforderungen bei der Bewäl-
tigung von Eingriffsfolgen intensiv genutzt
werden.

In der Gesamtschau bleibt abschließend
festzuhalten, dass die Eingriffsregelung
und die ihr zugrunde liegenden Grundprin-
zipien zukunftsfähig sind, da
- 30-jährige gute Erfahrungen mit der me-

thodischen und inhaltlichen Umsetzung
vorliegen,

- sie eng mit internationalen und europa-
rechtlich verankerten Prinzipien verzahnt
ist und

- sie in Deutschland ein wichtiges Instru-
ment zur effizienten Umsetzung dieser
Anforderungen darstellt.

Dieser Erfahrungsschatz sollte in die No-
velle des BNatSchG und die Erarbeitung
eines Umweltgesetzbuches integriert wer-
den und langfristig erhalten bleiben.
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Einleitung

30 Jahre Eingriffsregelung sind ein wichti-
ges Jubiläum für eine der bedeutendsten
Errungenschaften der Naturschutzgeschich-
te. Aus der Geschichte heraus ist dieses
Instrument nachvollziehbar, hat es doch das
Ziel, die Auswirkungen von Siedlungs- und
Verkehrsmaßnahmen für Umwelt und Na-
tur zu vermeiden bzw. zu minimieren. Aus
landwirtschaftlicher Sicht weist die Bilanz
der Eingriffsregelung jedoch nicht nur Licht,
sondern auch deutliche Schatten auf. Die
Vermeidungsstrategie der naturschutzrecht-
lichen Eingriffsregelung hat in der Vergan-
genheit nur mäßigen Erfolg gehabt. Mehr
noch, wenn auch nur als mittelbare Folge
von Siedlungs- und Verkehrsmaßnahmen,
so führt die Eingriffsregelung aus landwirt-
schaftlicher Sicht nach dem eigentlichen
Flächenverbrauch zu einem weiteren – und
damit zu einem doppelten Verlust von land-
wirtschaftlichen Nutzflächen. Zudem wer-
den zunehmend Beispiele für Ausgleichs-
maßnahmen mit enormem personellem und
finanziellem Aufwand und mit nur mäßi-
gem naturschutzfachlichem Erfolg augen-
scheinlich.

Der Erhalt und die Pflege der Landschaft
sowie der Lebensräume für Tiere und Pflan-
zen sind heute allgemein anerkanntes Ziel.
Aber auch der Schutz und die nachhaltige
Nutzung der unvermehrbaren Ressource
Boden stellen eine gesamtgesellschaftliche
Aufgabe dar. Der Flächenverbrauch für Sied-
lungs- und Verkehrszwecke zählt heute in
Deutschland zu den drängendsten Umwelt-
problemen. Derzeit gehen in Deutschland
täglich ca. 100 ha zumeist landwirtschaft-
lich genutzte Flächen unwiederbringlich
verloren. Ziel der nationalen Nachhaltig-
keitsstrategie ist es, den Flächenverbrauch
bis zum Jahr 2020 auf 30 ha pro Tag zu
senken.

Landwirtschaft ist
Hauptbetroffener des
Flächenverbrauchs

Die Landwirtschaft ist Hauptbetroffener der
Flächeninanspruchnahme durch Siedlung
und Verkehr (vgl. Abb. 1 und Abb. 2). Der
Flächenverlust für die Landwirtschaft etwa
durch Versiegelung für Straßen und Gebäu-
de kann erhebliche nachteilige Veränderun-
gen für die Agrarstruktur zur Folge haben.
Landwirtschaftlichen Betrieben werden auf

Steffen Pingen

Landwirtschaft und Eingriffsregelung

Abb. 1 und Abb. 2: Die Landwirtschaft ist Hauptbetroffener der Flächeninanspruchnahme durch
Siedlung und Verkehr.

Dauer Produktionsflächen entzogen. Dabei
stellt der Boden den unvermehrbaren und
unverzichtbaren Produktionsfaktor für die
Land- und Forstwirtschaft dar. Oft betrifft
der Flächenverlust hochwertige landwirt-
schaftliche Böden für die Produktion von

Nahrungs- und Futtermitteln, nachwachsen-
den Rohstoffen sowie zur Verwertung von
Nährstoffen. Die agrarstrukturellen Auswir-
kungen des Flächenverbrauchs gefährden
oftmals die Betriebe in ihren Einkommens-
und Entwicklungspotenzialen oder gar ihrer

Schr.-R. d. Deutschen Rates für Landespflege (2007), Heft 80, S. 22-24
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Existenz. Dabei ist der Verkauf von Bau-
land – anders als häufig behauptet - im Sinne
der Bewirtschafter kein ökonomisch sinn-
volles „Fruchtfolgeglied“, da bei einem
Pachtflächenanteil von bundesweit 64 %
(regional bis über 90 %) die Bewirtschafter
überwiegend nicht Eigentümer der Flächen
sind. Sie haben in der Regel nicht die Mög-
lichkeit, Flächen zu tauschen oder gar neu
zu erwerben. Insofern muss der Verlust land-
wirtschaftlicher Produktionsflächen durch
Baumaßnahmen, aber auch durch agrar-
strukturell bzw. landwirtschaftlich proble-
matische Ausgleichsmaßnahmen gestoppt
werden.

Als mittelbare Folge der Bauvorhaben führt
zumeist auch die naturschutzrechtliche
Kompensation für diese Eingriffe zu einem
dauerhaften Verlust von landwirtschaftli-
chen Produktionsflächen. Zwar ist diese
naturschutzrechtliche Kompensation im Sin-
ne des Naturschutzes folgerichtig, jedoch
ist die Landwirtschaft dadurch doppelt be-
troffen. Neben dem direkten Verlust an Nutz-
flächen durch den Eingriff werden in zum
Teil erheblichem Maße landwirtschaftliche
Flächen aus der Produktion genommen
(bspw. für Renaturierung, Aufforstung oder
Sukzession), um die naturschutzrechtliche
Kompensation zu erbringen.

Die Landwirtschaft ist die tragende Säule
des ländlichen Raums, die landwirtschaftli-
che Produktion ist der Garant für die Erhal-
tung und Pflege der Kulturlandschaft. Inso-
fern müssen die bestehenden landwirtschaft-
lichen Nutzflächen als Potenzial für die Pro-
duktion von Nahrungs- und Futtermitteln
sowie nachwachsenden Rohstoffen bewahrt
werden. Die Reduzierung der Landwirt-
schaft auf die Funktion des Flächenbereits-
tellers für andere Nutzungen ist grundsätz-
lich falsch und wird den künftigen gesell-
schaftlichen Herausforderungen des ländli-
chen Raums nicht gerecht.

Flächenrecycling vorantreiben

Im Sinne einer nachhaltigen Flächennutzung
sind künftig flächensparende und intelli-
gente Planungen für Verkehrswege und
Siedlungsgebiete erforderlich. Hierfür be-
darf es einer differenzierten statistischen
Datengrundlage über die aktuelle und zu
erwartende Flächeninanspruchnahme durch
Siedlungs- und Verkehrsmaßnahmen. An-
gesichts der heute in Regionen zum Teil
unausgelasteten Infrastruktur und einer
zahlenmäßig schrumpfenden Bevölkerung
ist die Begrenzung neuer Baulandaus-
weisungen auch ökonomisch vernünftig. Die
Revitalisierung von Gewerbe- und Industrie-
brachen sollte daher vorangetrieben wer-
den, um etwa vorhandene Infrastruktur zu

nutzen. Gleichzeitig bedarf es der Erschlie-
ßung und Revitalisierung innerörtlicher
Potenziale (Innenstadt bzw. Dorfkerne).
Durch Flächenrecycling und Baulücken-
schließung im Rahmen von Innenstadt-
sanierungen und Dorferneuerungen kann
die Neuversiegelung deutlich reduziert wer-
den. Der Grundsatz “Neuversiegelung nur
bei Entsiegelung” sollte konsequent ange-
strebt werden.

Entsiegelung bei Neuversiegelung –

Positionspapier der Verbände

In Anbetracht der Problematik Flächenver-
brauch und Landwirtschaft, aber auch der
Problematik Effizienz und Erfolg der Ein-
griffsregelung hat sich auf Initiative des
Deutschen Bauernverbandes ein Bündnis
von Landwirtschafts- und Umweltverbän-
den, Behörden und Wissenschaftlern in ei-
nem gemeinsamen Positionspapier darauf
verständigt, dass der Flächenverbrauch deut-
lich stärker gesenkt werden muss und das
Prinzip „Entsiegelung bei Neuversiegelung“
gelten muss. Das gemeinsame Positionspa-
pier mit dem Titel „Entsiegelung bei Neu-
versiegelung – Eingriffsregelung optimiert
anwenden!“ wird getragen von den folgen-
den Verbänden und Institutionen: Bundes-

amt für Naturschutz, Bundesverband der

gemeinnützigen Landgesellschaften, Bund

für Umwelt und Naturschutz Deutschland,

Deutscher Bauernverband, Naturschutz-

bund Deutschland, Deutscher Verband für

Landschaftspflege, Umweltbundesamt, Ver-

band der Landwirtschaftskammern. Das
Bundesministerium für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit war an der
Erstellung der Broschüre beteiligt und trägt
die hierin getroffenen Aussagen mit. Die
Verbände unterstützen das Ziel der Natio-
nalen Nachhaltigkeitsstrategie, den Flächen-
verbrauch auf 30 Hektar pro Tag im Jahr
2020 zu senken, halten jedoch weitergehen-
de Schritte für dringend erforderlich, ebenso
eine qualitativ und quantitativ verbesserte
Nutzung der Eingriffsregelung.

Daneben hat der Deutsche Bauernverband
im Jahr 2006 in einem gemeinsam mit dem
Bundesamt für Naturschutz veranstalteten
Perspektivforum „Neue Wege des Mitein-
anders für Landwirtschaft und Naturschutz“
sowie in einer Fachtagung mit dem Bund
Deutscher Landschaftsarchitekten „Innova-
tive Konzepte für Landwirtschaft und Na-
turschutz bei der Eingriffsregelung“ ange-
stoßen und diskutiert.

Verbesserte Anwendung der

Eingriffsregelung geboten

Die Eingriffsregelung nach dem Bundes-
naturschutzgesetz ist das Instrument, mit
dem Beeinträchtigungen von Natur und

Landschaft vermieden, ausgeglichen bzw.
kompensiert werden, um den Schaden für
Natur und Landschaft zu minimieren. Das
verursacherbezogene Instrument der Ein-
griffsregelung hat sich zwar in mancher
Hinsicht bewährt, in der Praxis besteht aber
an verschiedenen Stellen erheblicher
Verbesserungsbedarf. Dies gilt sowohl für
seinen Beitrag zur Reduzierung der Flächen-
inanspruchnahme als auch im Hinblick auf
eine Kooperation mit der Landwirtschaft.
Heute werden zahlreiche Kompensations-
maßnahmen realisiert, die selbst aus
naturschutzfachlicher, aber erst recht aus
landwirtschaftlicher und agrarstruktureller
Sicht deutlich verbesserungsbedürftig sind.

Bei unvermeidbaren Eingriffen sollten ver-
stärkt Möglichkeiten zur Entsiegelung von
überbauten Flächen genutzt und kooperati-
ve Lösungen zwischen Landwirtschaft und
Naturschutz gesucht werden. Sofern land-
wirtschaftliche Nutzflächen betroffen sind,
darf der Flächenverlust nicht zur „Agrar-
struktursabotage“ werden. Ackerflächen
werden bisher allzu leicht verplant und für
Kompensationszwecke in Anspruch genom-
men, da ihnen in den angewandten pauscha-
len Bewertungsverfahren oftmals eine ge-
ringe ökologische Wertigkeit und damit ein
hohes Aufwertungspotenzial beigemessen
wird.

Dabei wird die enorme Bedeutung dieser
Flächen für Kulturlandschaft und Lebens-
raum und ihr meist hohes Ertragspotenzial
vernachlässigt. Daher wird für eine verbes-
serte Anwendung der Eingriffsregelung in
der Praxis eine Überarbeitung der vorhan-
denen Bewertungsverfahren im Rahmen der
naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung
notwendig sein. Die naturschutzfachlichen
Funktionen und die Potenziale landwirt-
schaftlicher Flächen müssen stärkere Be-
rücksichtigung finden, als in der Vergan-
genheit. So müssen Ackerflächen auch an-
gemessen hinsichtlich ihrer Funktion als
Lebensraum, als Teil der Kulturlandschaft,
für die Produktion von Lebensmitteln und
nachwachsenden Rohstoffen und als Res-
source bewertet und einbezogen werden.

Ferner bedarf es einer stärkeren Betonung
der Entsiegelung in den Punktesystemen
nach der Eingriffsregelung. Die Entsiege-
lung von Flächen muss die prioritäre Maß-
nahme sein, es muss sich hinsichtlich der
Punktesysteme lohnen, den enormen finan-
ziellen Aufwand der Entsiegelung zu betrei-
ben. Letztlich sollte ein Prüfungsvorbehalt
in der Planung  eingeführt werden, ob eine
hinreichende Prüfung der Entsiegelungs-
möglichkeiten stattgefunden hat. Ohnehin
bedarf es einer kritischen Überprüfung der
Punktesysteme in den Ländern, da allzu oft
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Kompensationsmaßnahmen nur am Punkte-
system orientiert wurden, anstatt an der vor-
handen Landschaft, deren Historie oder re-
gional entwickelter landschaftstypischer
Leitbilder für die Gestaltung der Landschaft.

Flächenkauf ist keine ökologische
Kompensation

Darüber hinaus ist auch bei der Umsetzung
von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen eine
qualitativ und quantitativ verbesserte An-
wendung geboten. So wird z. B. eine
Kompensationspraxis, für die parallel zur
Baumaßnahme Flächen bereitgestellt wer-
den müssen, aufgrund der dargestellten viel-
fältigen Flächenansprüche auch im ländli-
chen Raum zunehmend schwieriger. Die
vielfach vorzufindende Praxis, dass je nach
Verfügbarkeit auf wenig geeignete Flächen
oder auf Flächen mit zu hohen Preisen zu-
rückgegriffen wird, so dass für die eigentli-
chen Maßnahmen der Finanzrahmen enger
wird, ist wenig zielführend. Während allein
der Ankauf von Flächen noch keine ökolo-
gische Kompensation darstellt, wird
andererseits das Geld für die Anlage und
langfristige Erhaltung von Kompensations-
maßnahmen oft zu knapp bemessen. Das
Ziel wird insbesondere verfehlt, wenn die
Pflege bzw. Unterhaltung nicht dauerhaft
sichergestellt werden kann und zum „Pro-
blemfall“ wird.

In der Praxis ist zudem oftmals festzustel-
len, dass Kompensationsmaßnahmen oft
überhaupt nicht umgesetzt werden. Daneben

Abb. 3

sind umgesetzte Kompensationsmaßnahmen
oft in einem schlechten Zustand, es findet
keine Pflege statt und eine Erfolgs- und
Aufwertungskontrolle wird nicht vorgenom-
men. Zudem fehlt häufig die Beachtung der
Funktionalität beim Ausgleich – so etwa
wenn als Ausgleich für einen versiegelten
Acker eine Streuobstwiese angelegt wird.
Letztlich stellt die enorme Häufung der
Anlage von Streuobstwiesen als Ausgleich
für Eingriffe in Natur und Landschaft eher
eine Modeerscheinung dar und ist mitnichten
mit ökologischen, historischen oder land-
wirtschaftlichen Gesichtspunkten zu recht-
fertigen.

Naturschutz durch Nutzung

Bei den beiden Naturschutzprojekten des
Deutschen Bauernverbandes (DBV) in der
Eifel und insbesondere der Köln-Aachen-
Bucht – einer Bördelandschaft - wurde deut-
lich, dass die Landwirtschaft ein wichtiger
Partner sein kann, etwa um die Pflege von
Kompensationsflächen zu übernehmen.
Damit können eine Reihe der beschriebe-
nen Probleme entschärft werden. Die zu-
nehmend verfolgten Konzepte zur Bevorra-
tung von Flächen und Maßnahmen (Öko-
konten, Flächen- und Maßnahmenpools)
bieten die Chance für ein naturschutzfachlich
sinnvolles und nachhaltiges Kompensations-
flächen- und Maßnahmenmanagement.
Hierzu müssen Eingriff und Ausgleich in
der Praxis stärker zeitlich und räumlich
entkoppelt werden. Hierbei gilt es, die
Flächeneigentümer und –nutzer einzubin-

den und agrarstrukturelle Belange zu
berücksichtigen.(Vgl. Abb. 3).

Diese gesamträumlichen Kompensations-
konzepte müssen mit einem konsequenten
Flächenmanagement zur Lenkung der
Kompensationsflächen und –maßnahmen im
Interesse eines effektiven Naturschutzes und
der Landwirtschaft verbunden werden. Die
konsequente Umsetzung des Prinzips „Na-
turschutz durch Nutzung“ erfordert eine stär-
kere Integration von Kompensations-
maßnahmen in landwirtschaftliche Betrie-
be und ggf. Produktionssysteme in Anleh-
nung an den Vertragsnaturschutz. So kön-
nen eine besonders umwelt- und natur-
verträgliche Nutzung der landwirtschaftli-
chen Flächen sowie die ökologische Auf-
wertung von vorhandenen Biotopen durch
produktions- und betriebsintegrierte Maß-
nahmen (u. a. Blühstreifen) eine Kompen-
sation für bestimmte Eingriffe in Natur und
Landschaft an anderer Stelle darstellen.

Vorteile betriebsintegrierter
Kompensationsmaßnahmen

Die Vorteile dieser Maßnahmen sind offen-
kundig. Zunächst ist der Flächenverbrauch
für die Landwirtschaft wesentlich geringer.
Durch eine Umsetzung von Ausgleichs-
maßnahmen durch die Landwirtschaft kann
auch eine angemessene Honorierung der
von den Landwirten erbrachten Leistungen
erzielt werden. Zugleich kann die Landwirt-
schaft eine fachgerechte und dauerhafte
Umsetzung der Ausgleichsmaßnahmen ge-
währleisten. Zudem werden die finanziel-
len und personellen Mittel gezielt einge-
setzt. Zur Verbesserung des Vollzuges kön-
nen beispielsweise Stiftungen in Kooperati-
on von Landwirtschaft und Naturschutz bei-
tragen, die die Umsetzung und Qualität der
Maßnahmen verbessern und den langfristi-
gen Erhalt und die erforderliche Pflege si-
chern. Die Landwirte können als Partner
gewonnen werden, durch eine frühzeitige
Einbindung kann Akzeptanz geschaffen
werden. Hierdurch kann eine hohe Identifi-
zierung mit den Kompensationsmaßnahmen
erreicht werden, die bei bisherigen Maß-
nahmen oftmals nicht vorhanden war.

Anschrift des Verfassers:

Steffen Pingen
Umweltreferent des Deutschen Bauern-
verbandes
Claire-Waldoff-Str. 7

10117 Berlin

E-Mail: s.pingen@bauernverband.de
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1 Einführung

Üblicherweise wird das Thema „Eingriffs-
regelung in der Bauleitplanung“ erstmals
mit dem Jahr 1993 in Verbindung gebracht,
in dem das sog. Investitionserleichterungs-
und Wohnbaulandgesetz verabschiedet
wurde. Unstrittig ist aber, dass die tatsächli-
che Bebauung von Flächen schon immer zu
Veränderungen von Natur und Landschaft
geführt hat, die großenteils erheblich und
nachhaltig (im Sinne von langfristig) sind.
Insofern ist es nachvollziehbar, dass erste
Ansätze zur Berücksichtigung der materiel-
len Anforderungen der Eingriffsregelung
deutlich älter sind. So lassen sich von 1976
bis heute vier Phasen der Entwicklung un-
terscheiden, wobei die Jahre 1993, 1998 und
2004 jeweils wesentliche Einschnitte mar-
kieren.
Die nachfolgenden Ausführungen sollen die
allmähliche Etablierung der Eingriffs-
regelung auf dem Feld der Bauleitplanung
nachzeichnen, indem sie für jeden der vier
Zeiträume zunächst die rechtlichen Grund-
lagen auf Bundesebene und einige wesent-
liche Aspekte aus der Planungspraxis darle-
gen. Hierbei wird insbesondere auf eigene
Erfahrungen aus den Ländern Baden-
Württemberg, Hessen und Rheinland-Pfalz
zurückgegriffen. Anschließend wird auf of-
fene Fragen und Defizite hingewiesen, die
teilweise im Laufe der Zeit einer Lösung
zugeführt wurden. Hingewiesen wird jeweils
auch auf Beziehungen der Eingriffsregelung
zu anderen Instrumenten der sog. Umwelt-
folgenabschätzung, insbesondere zur Um-
weltverträglichkeitsprüfung.
Ausgehend vom Wandel der Eingriffs-
regelung in der Bauleitplanung, fasst dieser
Beitrag abschließend im Sinne einer Bilanz
Erfolge und verbleibende Defizite zusam-
men und zeigt einen Blick in die Zukunft.

2 Zeitraum 1976 – 1993

Rechtliche Grundlagen

Zum Beginn dieses Zeitraums bildete neben
dem Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)
vom 20. Dezember 1976 die wenige Monate
zuvor erlassene Novelle des Bundesbau-
gesetzes (BBauG) vom 18. August 1976 die
maßgebende gesetzliche Vorgabe für die
Bauleitplanung. Von Bedeutung war in § 1
Abs. 6 BBauG die gegenüber der Fassung
von 1960 ausdrückliche Hervorhebung der
Belange des Umweltschutzes: danach war
es auch Ziel der Bauleitplanung, „eine men-

Ivo Gerhards

30 Jahre Eingriffsregelung in der Bauleitplanung – Rückblick

und Ausblick

schenwürdige Umwelt zu sichern“. Damit
einher gingen verbesserte Möglichkeiten zur
Darstellung bzw. Festsetzung von Belan-
gen des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege in Flächennutzungs- und Bebauungs-
plänen gemäß § 5 Abs. 2 und § 9 Abs. 1.
Konkret ging es um die Auflockerung und
Durchgrünung der Baugebiete, vor allem
unter ästhetischen Gesichtspunkten.
Das BNatSchG enthielt explizit den Auf-
trag, bei der Aufstellung von Landschafts-
plänen auf deren Verwertbarkeit für die
Bauleitplanung Rücksicht zu nehmen. Die
neu eingeführte naturschutzrechtliche Ein-
griffsregelung spielte dagegen nach allge-
meiner Rechtsauffassung im Zuge der
Bauleitplanung keine Rolle. Konsens be-
stand darin, dass Bauleitpläne selbst keinen
Eingriff darstellen, sondern lediglich Ein-
griffe vorbereiten. Weil die Entscheidung
über die Zulässigkeit eines Eingriffs erst mit
der (Bau)Genehmigung fällt, war erst zu
diesem Zeitpunkt die Eingriffsregelung an-
zuwenden.

Eine nochmalige Verstärkung erfuhren die
Belange von Naturschutz und Landschafts-
pflege mit dem Erlass des Baugesetzbuches
(BauGB vom 8. Dezember 1986), das an die
Stelle des BBauG trat. Bauleitpläne sollten
gemäß § 1 Abs. 5 nun auch dazu beitragen,
„die natürlichen Lebensgrundlagen zu schüt-
zen und zu entwickeln“. Inspiriert von der
Bodenschutzkonzeption der Bundesregie-
rung von 1985 wurde die sog. Bodenschutz-
klausel eingefügt: Im Sinne eines sparsa-
men und schonenden Umgangs mit Grund
und Boden sollten die Flächeninanspruch-
nahme minimiert und Möglichkeiten der
innerörtlichen Entwicklung geprüft werden.
Schließlich wurden mit § 5 Abs. 2 Nr. 10
und § 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25 erweiterte
Möglichkeiten geschaffen, konkrete Flächen
bzw. Maßnahmen für Naturschutz und Land-
schaftspflege in Bauleitplänen darzustellen
bzw. festzusetzen.

Als weitere gesetzliche Vorgabe im Kon-
text der Umweltfolgenabschätzung ist
schließlich das Gesetz über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVPG) vom 12.
Februar 1990 anzuführen. Danach war seit
1990 eine Umweltverträglichkeitsprüfung
(UVP) bei Bauleitplänen durchzuführen, die
die Grundlage für die Zulassung UVP-
pflichtiger Vorhaben sein konnten. Betrof-
fen waren sowohl Flächennutzungspläne als

auch Bebauungspläne, gerade auch plan-
feststellungsersetzende Bebauungspläne, für
Großvorhaben wie Fernstraßen, Hotel-
komplexe und Kraftwerke.

Praxis in der Bauleitplanung, Erfahrun-

gen

Relativ unabhängig von den bundesweit
geltenden, rechtlichen Vorgaben im Bau-,
Naturschutz- und Umweltrecht, die sich
zudem, wie gezeigt, zwischen 1976 und
1993 wandelten, stellte sich die Praxis der
Bauleitplanung in Baden-Württemberg,
Hessen und Rheinland-Pfalz während die-
ses Zeitraums recht unterschiedlich dar.
In Baden-Württemberg wurde im Zusam-
menhang mit konfliktträchtigen Siedlungs-
erweiterungsvorhaben, vor allem in den
Ballungsräumen, oft parallel zum Bebau-
ungsplan ein Grünordnungsplan aufgestellt
(vgl. KIK 1978). In einigen Fällen wurden
auch Landschaftspläne auf Flächennut-
zungsplan-Ebene erarbeitet. Regelmäßig
konzentrierten sich die Pläne auf Vorschlä-
ge zur Freihaltung bestimmter Landschafts-
teile (z. B. Täler, Überschwemmungsgebie-
te, sichtexponierte Lagen) von Inanspruch-
nahme und auf klassische „grünordnerische“
Maßnahmen zur Landschaftsgestaltung (z.
B. Ortsrandeingrünung). Bezogen auf das
Regelungsprogramm der naturschutzrecht-
lichen Eingriffsregelung handelte es sich
um Maßnahmen zur Vermeidung bzw. Min-
derung von Beeinträchtigungen, vor allem
aus ästhetischem Blickwinkel. Eine vorlau-
fende, konkrete Ermittlung der im Einzel-
nen zu erwartenden Auswirkungen von
Vorhaben fand nicht statt. Vorhaben im
Innenbereich waren von der Eingriffsrege-
lung ausgenommen, so dass in Baden-
Württemberg im Zuge von Baugenehmi-
gungsverfahren die Eingriffsregelung keine
Rolle spielte.
Anders in Hessen und Rheinland-Pfalz: hier
gab es die landesgesetzliche Pflicht zur
Aufstellung von Landschaftsplänen bzw.
landespflegerischen Planungsbeiträgen im
Rahmen der Bauleitplanung (vgl. § 4
HENatG und § 17 LPflG Rhld.-Pf.). Darin
sollten Umweltauswirkungen beurteilt und
Vorschläge zur Konfliktbewältigung unter-
breitet werden (vgl. GERHARDS &
MÜHLINGHAUS 1989).
Insofern wurden von einigen Kommunen –
auch in anderen als den genannten Bundes-
ländern – schon vor 1993 freiwillig die
materiellen Anforderungen der Eingriffs-

Schr.-R. d. Deutschen Rates für Landespflege (2007), Heft 80, S. 25-34
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regelung in der Bauleitplanung mehr oder
minder berücksichtigt, ohne dass es dafür
eine bundesgesetzliche Vorgabe gab. Ein
Augenmerk lag dabei oft auf Eingriffen
durch öffentliche Erschließungsanlagen
(Straßen, Kinderspielplätze etc.), für die die
Gemeinden einen Ausgleich bzw. Ersatz
auf öffentlichen Flächen, z. T. außerhalb
des Bebauungsplangebietes, vorsahen. Öko-
logische Festsetzungen auf privaten Flä-
chen erfolgten vor allem aus gestalterischen
Gründen, als sog. Bau-Begleitgrün (vgl.
BRAAM 1996).
Parallel dazu war seit Ende der 1980er Jahre
zu beobachten, dass zunehmend freiwillig
kommunale Umweltverträglichkeitsprüfun-
gen im Zusammenhang mit der Erstellung
von Bauleitplänen durchgeführt wurden. Seit
1990 galt dies allmählich für alle Bauleit-
pläne, die die Grundlage für Entscheidun-
gen über die Zulässigkeit eines Vorhabens
nach der Anlage zu § 3 UVPG sein konnten
(vgl. WAGNER 1993). Anders als bei der
naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung
waren nicht alle umweltrelevanten Vorha-
ben betroffen, sondern nur bestimmte Groß-
vorhaben.

Offene Fragen, Defizite

Trotz zunehmend deutlicherer Regelungen
im Baurecht und z. T. auch im Naturschutz-
recht wurde die Bauleitplanung vor 1993
von den meisten Kommunen als mehr oder
minder reine Bebauungsplanung verstan-
den. Von Ausnahmen abgesehen, wurde
Naturschutz nicht als eigenständige, wichti-
ge Aufgabe der Gemeinden im Rahmen der
Bauleitplanung begriffen.
Kritisiert wurde, dass die Bauleitplanung
das sog. Konfliktbewältigungsgebot zu we-
nig berücksichtigte. Im umfassenden Sinne
hätte dazu auch die vorausschauende Be-
wältigung negativer Folgen für Natur und
Landschaft gehört (vgl. GAENTZSCH
1990). Bei genauerer Betrachtung wurde
deutlich, dass der Vollzug der Eingriffs-
regelung (erst) im Baugenehmigungs-
verfahren aus verschiedenen Gründen
schwierig war. Auf Grund des Fehlens von
Standortalternativen kam gerade die Prü-
fung der Vermeidbarkeit von Eingriffen im
Zuge der Baugenehmigung regelmäßig zu
spät. Auch war der Spielraum für Ausgleichs-
und Ersatzmaßnahmen meist sehr eng; ge-
rade außerhalb der Baugrundstücke waren
häufig keine ausreichenden und geeigneten
Flächen für einen wirksamen Ausgleich zu
finden.
Konkrete Vorschläge zur Verbesserung der
unbefriedigenden Situation wurden erstmals
umfassend auf einer Fachtagung in Mainz
im Jahr 1988 diskutiert (BFANL/Institut für
Städtebau Berlin 1989). Wegweisende Vor-
schläge zum Themenkomplex „Eingriffs-
regelung in der Bauleitplanung“ stammten

dabei von GAENTZSCH (vgl. auch
GAENTZSCH 1990).
Deutlich wurde auch, dass Bau- und Natur-
schutzrecht nicht aufeinander abgestimmt
waren und missverständliche Regelungen
enthielten. Insofern bedurfte gerade die Fra-
ge des Verhältnisses der naturschutzrechtli-
chen Eingriffsregelung zur Bauleitplanung
dringend einer gesetzlichen Klärung (vgl.
RUNKEL 1992).
Demgegenüber weniger gravierend war die
ungeklärte Beziehung der 1990 eingeführ-
ten UVP zur Eingriffsregelung. Als Pro-
blem zeigte sich dabei auch, dass Flächen-
nutzungspläne oft zu abstrakt für eine sinn-
volle Beurteilung von Umweltauswirkungen
waren.

Insofern gab es Anfang der 1990er Jahre
eine ganze Reihe von Beweggründen, die
1993 schließlich zu tiefgreifenden gesetzli-
chen Regelungen führten.

3 Zeitraum 1993 – 1998

Rechtliche Grundlagen

Die formale Einführung der Eingriffs-
regelung auf dem Feld der Bauleitplanung
erfolgte mit dem Investitionserleichterungs-
und Wohnbaulandgesetz vom 22. April
1993. Ziel des darin gefundenen „Baurechts-
kompromisses“ war die Harmonisierung von
Baurecht und Naturschutzrecht, wobei
interessanterweise nicht das BauGB, son-
dern das BNatSchG (und zusätzlich das
UVPG) geändert wurde.
Zur Neuregelung des Verhältnisses der
Bauleitplanung zur naturschutzrechtlichen
Eingriffsregelung wurden die §§ 8a – c in
das BNatSchG eingefügt. Geregelt wurde
darin die Vorverlagerung der Eingriffs-
regelung auf die Ebene der Bauleitplanung.
Über konkrete Maßnahmen zur Minderung,
zum Ausgleich oder zum Ersatz sollte im
Rahmen der Abwägung über alle planungs-
relevanten Belange abschließend entschie-
den werden (§ 8a Abs. 1 BNatSchG). Damit
unmittelbar verbunden war die Regelung in
Abs. 2, dass bei der Durchführung von Vor-
haben, also auf der Genehmigungsebene,
keine Eingriffsregelung, d. h. eine nochma-
lige Prüfung des Eingriffstatbestandes,
durchzuführen war. Festsetzungen von Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen sollten auf
den Grundstücksflächen, auf denen Eingrif-
fe zu erwarten waren oder im sonstigen
Geltungsbereich des Bebauungsplans vor-
genommen werden. Letztere konnten den
Eingriffsgrundstücken zugeordnet und von
der Gemeinde anstelle und auf Kosten der
Vorhabenträger durchgeführt werden (§ 8a
Abs. 1 BNatSchG).

§ 8a Abs. 3 BNatSchG sah vor, dass im
Bebauungsplan festgesetzte Maßnahmen aus
städtebaulichen Gründen oder aus Gründen

des Naturschutzes bereits vor dem Eingriff
durchgeführt werden konnten.
Schließlich bestimmte § 8a Abs. 6 BNatSchG,
dass Vorhaben im Innenbereich – unbe-
schadet der Forderung nach Einfügung in
die Eigenart der Umgebung, die auch Natur-
schutzbelange umfassen kann – nicht als
Eingriff anzusehen waren.

Durch das Investitionserleichterungs- und
Wohnbaulandgesetz wurde auch das UVPG
geändert. Für Flächennutzungspläne und für
sog. Angebots-Bebauungspläne sollte künf-
tig keine UVP-Pflicht mehr bestehen.
Lediglich Bebauungspläne, durch die die
Zulässigkeit von bestimmten Vorhaben be-
gründet werden sollte, blieben UVP-
pflichtig. Dies betraf vorhabensbezogene
Bebauungspläne mit konkreter Standort-
entscheidung für ein in der Anlage zu § 3
UVPG genanntes Vorhaben (z. B. Einkaufs-
zentren) und – wie bisher – planfeststellungs-
ersetzende Bebauungspläne (vgl. WAGNER
1993, BATTIS 1995).

Praxis in der Bauleitplanung,

Erfahrungen

Als Folge der gesetzlichen Regelungen setzte
sich in der Planungspraxis der Gemeinden
zunehmend die Eingriffsregelung durch,
wenn auch einige Länder (z. B. Bayern) von
der im BNatSchG eröffneten Möglichkeit
Gebrauch gemacht hatten, die Anwendung
der Eingriffsregelung zeitlich befristet aus-
zusetzen. Die Gemeinden stellten umfas-
sender als bisher Überlegungen zu Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen an.
Rasch wurde deutlich, dass die Eingriffs-
regelung auf der Flächennutzungsplan- bzw.
der Bebauungsplan-Ebene idealerweise
jeweils spezifische Aufgaben zu erfüllen
hatte:
- auf der FNP-Ebene die Vermeidung/Min-

derung von Eingriffen im großräumigen
Zusammenhang, die Beurteilung großflä-
chiger Eingriffe, die Prüfung von Standort-
alternativen und die Einbindung von Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen in
gemeindeweite Konzeptionen

- auf der BPlan-Ebene die Optimierung der
einzelnen Bau- und Erschließungsvor-
haben, die konkrete Feststellung von Art
und Umfang des Eingriffs sowie die ab-
schließende Ermittlung der Erfordernisse
an Ausgleich und Ersatz (der konkrete
Eingriff war allerdings in den seltensten
Fällen genau absehbar, so dass hilfsweise
meist die maximale Ausnutzung bzw.
Ausschöpfung von Festsetzungen zu
Grunde gelegt wurde).

Sehr bald zeigte sich im Vergleich zu früher
eine Tendenz zu größeren Baugebieten, weil
zusätzlich der Flächenbedarf für Ausgleichs-
und Ersatzmaßnahmen zu berücksichtigen
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war (akzeptabel erschien vielfach eine Ver-
größerung der Baugebiete um bis zu 25 %).
Erste Abschätzungen für Baden-Württem-
berg rechneten mit Mehrkosten für Aus-
gleich und Ersatz von etwa 5 – 15 DM/m2

Grundstücksfläche, die theoretisch von den
Bauherren eingefordert werden konnten.
Häufig verzichteten die Gemeinden aber
auf die Erhebung der sog. Kostenerstat-
tungsbeträge, um das Bauen nicht zu verteu-
ern (auch wenn es sich dabei eher um ein
psychologisches Moment handelte, da die
genannten Beträge i. d. R. deutlich unter den
Erschließungskosten lagen). Stattdessen
versuchten die Gemeinden, Ausgleichs- und
Ersatzmaßnahmen vorrangig auf gemein-
deeigenen Flächen und auf Gemeindekos-
ten durchzuführen und verzichteten damit
auf die Zuordnung und die „Refinanzie-
rung“ durch die Eingriffsverursacher.
Bei der räumlichen Anordnung von Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen stellte sich
vielfach heraus, dass ein enger räumlicher
Zusammenhang mit dem Bauvorhaben nicht
möglich oder nicht sinnvoll war. Das Stre-
ben nach verdichteter Bauweise, die Kosten
für den Flächenerwerb, aber auch Gründe
des Naturschutzes ließen es oft besser er-
scheinen, entsprechende Maßnahmen in
gewissem Abstand zu den Baugebieten zu
realisieren (vgl. z. B. SCHINK 1995).

Damit war die Idee des sog. Ökokontos
geboren, das vor allem in Rheinland-Pfalz
und Hessen frühzeitig in die Planungspraxis
Eingang fand. Daran geknüpft war eine zeit-
liche und räumliche Flexibilisierung von
Ausgleich und Ersatz: Ausgleichs- und Er-
satzmaßnahmen konnten unter bestimmten
Voraussetzungen bereits vor dem Eingriff
umgesetzt und später angerechnet werden.
Entsprechende Festsetzungen erfolgten in
Bebauungsplänen mit zwei oder gar mehre-
ren getrennten Teilgebieten. Baden-
Württemberg betrachtete dies hingegen als
unzulässig und ermöglichte zwei getrennte
Bebauungspläne für die Festsetzung von
Eingriff und Ausgleich/Ersatz, allerdings
ohne Zuordnungsmöglichkeit.

Insgesamt lässt sich feststellen, dass die
Gemeinden – je nach Bundesland durchaus
unterschiedlich – rasch für sie gangbare
Wege fanden, um die Anforderungen an die
Eingriffsregelung in der Bauleitplanung zu
bewältigen. Allerdings war die rechtliche
Zulässigkeit der Vorgehensweise oft um-
stritten. Außerdem ergaben sich verschie-
dene Schwierigkeiten bei der praktischen
Umsetzung der gesetzlichen Vorgaben, wie
im Folgenden ausgeführt wird.

Offene Fragen, Defizite

Bereits kurz nach Einführung der gesetzli-
chen Vorgaben zur Eingriffsregelung in der

Bauleitplanung zeichnete sich gerade aus
juristischer Sicht eine Vielzahl offener Fra-
gen ab, die die Anwendung erschwerten.
Unklar waren zunächst mögliche (oder vom
Gesetzgeber bewusst gewollte) Unterschie-
de zwischen der naturschutzrechtlichen und
der städtebau(recht)lichen bzw. „planeri-
schen“ Eingriffsregelung. Strittig war die
Bedeutung der Eingriffs-Ausgleichs-Rege-
lung in der bauleitplanerischen Gesamtab-
wägung, konkret die Frage, ob auch in der
Bauleitplanung eine Pflicht zur vollständi-
gen Vermeidung und zum vollständigen
Ausgleich von Eingriffen bestand. Wäh-
rend die einen (z. B. Blume, Gassner, Heidt-

mann, Berkemann, VGH Mannheim, Urteil
vom 19. April 1996 – 8 S 2641/95) den
„100%-Ausgleich“ als Planungsleitsatz oder
zumindest als Optimierungsgebot betrach-
teten, sahen andere (z. B. Krautzberger,

Runkel, Mitschang, Erbguth, Schink, Louis,

OVG Münster, Urteil vom 28. Juni 1995 –
7a D 44/94) darin lediglich einen einfachen
abwägungserheblichen Belang. Diese Posi-
tion wurde letztlich höchstrichterlich bestä-
tigt durch ein Urteil des BVerwG vom 31.
Januar 1997 – 4 NB 27.96 (vgl. auch Be-
schluss des BVerwG vom 9. Mai 1997 – 4 N
1.96).
Juristisch ungeklärt war lange Zeit auch die
Frage, ob die in einigen Bundesländern prak-
tizierte Möglichkeit, den Ausgleich durch
geteilte bzw. mehrere Bebauungspläne zu
regeln, zulässig war. Auch diese Frage ent-
schied das BVerwG in seinem Beschluss
vom 9. Mai 1997 positiv.
Offen war daneben die rechtliche Zu-
lässigkeit des Ökokontos auch in zeitlicher
Hinsicht: Wie weit durften Eingriff und
Ausgleich zeitlich entkoppelt werden, muss-
ten Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen
bereits im Bebauungsplan festgesetzt sein,
bevor sie realisiert werden konnten?
Weitere Unklarheiten bestanden im Zusam-
menhang mit der Zuordnung und Refinan-
zierung von Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen (vgl. z. B. BRAAM 1996), aber
auch hinsichtlich sinnvoller Ansätze zur
Differenzierung nach der Schwere des Ein-
griffs (vgl. KRÄMER 1994).

Diese vielfältigen rechtlichen Unsicherhei-
ten blieben für die Planungspraxis nicht
ohne Folgen, auch hier zeigten sich mit
zunehmender Anwendung der gesetzlichen
Regelungen offene Fragen und Defizite.
Viele Schwierigkeiten waren primär in der
fehlenden Erfahrung der meisten Gemein-
den mit der Anwendung der Eingriffs-
regelung in der Bauleitplanung und der Sor-
ge vor einem nicht zu bewältigenden, zu-
sätzlichen Bearbeitungsaufwand bei der
Aufstellung von Bauleitplänen begründet.
Aus Sicht der Gemeinden verständlich war
die Tendenz, einfache, standardisierte

Bewertungsverfahren einzusetzen, die aus
naturschutzfachlicher Sicht allerdings zu
unbefriedigenden Ergebnissen führten.
Kritikpunkte waren unter anderem die feh-
lende Orientierung der Ausgleichs- und Er-
satzmaßnahmen an den tatsächlich vom Ein-
griff betroffenen Funktionen und Werten, d.
h. an den konkreten Beeinträchtigungen, die
fehlende Berücksichtigung funktionaler
Zusammenhänge (z. B. Sichtbeziehungen,
Tierwanderwege) und die ungenügende
Differenzierung zwischen Maßnahmen zu
Vermeidung, Ausgleich und Ersatz. Den
erkennbaren Bedarf an fachlichen Hinwei-
sen und Empfehlungen befriedigte als Ers-
tes das Niedersächsische Landesamt für
Ökologie mit einer viel beachteten und oft
zitierten Veröffentlichung (NLÖ 1994).
Bereits frühzeitig absehbar waren auch De-
fizite im Vollzug der Ergebnisse der Ein-
griffsregelung. Weil viele Bauvorhaben als
Folge von Änderungen der Landes-
bauordnungen genehmigungs- und anzeige-
frei waren, bestand kaum noch die Möglich-
keit, Ausgleich und Ersatz als Neben-
bestimmung in die Baugenehmigung aufzu-
nehmen. Offen blieb, durch wen und wann
die Umsetzung festgesetzter Maßnahmen
gerade auf privaten Grundstücken überprüft
werden sollte; die Bauaufsichtsbehörden
sahen sich dazu i. d. R. außer Stande. Unab-
hängig davon erwies sich auch die dauer-
hafte Pflege von Ausgleichs- und Ersatz-
flächen als schwierig. Aus eigenen Mitteln
konnten (oder wollten) viele Gemeinden
dies nicht bewerkstelligen. Eine Ein-
beziehung der Pflegekosten in die zu refi-
nanzierenden Kosten war nicht zulässig, so
dass die Gemeinden nach alternativen Lö-
sungen (vertragliche Regelung, Umlegung
auf den Verkaufspreis gemeindeeigener
Grundstücke) Ausschau halten mussten.

„Last but not least“ war für die praktische
Anwendung nicht geklärt, in welcher Be-
ziehung die Eingriffsregelung zur Um-
weltverträglichkeitsprüfung stand und wie
diese beiden Instrumente bei den betroffe-
nen Bebauungsplänen sinnvoll miteinander
verknüpft werden konnten.

Zusammenfassend lässt sich festhalten,
dass bereits kurz nach Einführung der
Eingriffsregelung auf dem Feld der
Bauleitplanung die offensichtlichen Un-
sicherheiten und Unklarheiten in der kom-
munalen Planungspraxis ebenso wie die
Vollzugsprobleme vielfach beklagt wur-
den (vgl. stellvertretend KRÄMER 1994,
SCHINK 1995, BRAAM 1996). Dies be-
wog den Gesetzgeber, rasch mit Vorar-
beiten für klarstellende und ergänzende
gesetzliche Regelungen zu beginnen, die
schließlich in eine Neufassung des BauGB
mündeten.
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4 Zeitraum 1998 – 2004

Rechtliche Grundlagen

Ergebnis der gesetzgeberischen Überlegun-
gen war das als Artikelgesetz erlassene Bau-
und Raumordnungsgesetz (BauROG) vom
18. August 1997, das zum 1. Januar 1998 in
Kraft trat. Durch das BauROG wurden so-
wohl das BauGB als auch das Raumord-
nungsgesetz (ROG) geändert. Zentral war
die Übernahme der Regelungen zur planeri-
schen Eingriffsregelung aus dem BNatSchG
in das BauGB. Fortan regelte das BNatSchG
das „Ob“ der Anwendung der Eingriffsre-
gelung und enthielt in § 8a einen Verweis
auf das BauGB. Das BauGB bestimmte hin-
gegen das „Wie“ (vgl. WEIHRICH 1999).
Für das BauGB war im Hinblick auf die
Eingriffsregelung eine Vielzahl von Rege-
lungen entscheidend, auf die hier nur kurz
eingegangen werden kann:

- § 1a forderte zunächst die gemeinsame
Behandlung aller Umwelt schützenden
Maßgaben (Bodenschutzklausel, Ein-
griffsregelung, UVP, FFH-Verträglich-
keitsprüfung) in der Abwägung und er-
öffnete damit die Möglichkeit, diese in-
haltlich verwandten Themen in der Pla-
nungspraxis in enger Verknüpfung zu
bearbeiten. Zugleich wurde klargestellt,
dass Vermeidung und Ausgleich der Ab-
wägung unterliegen, also nicht strikt zu
beachten waren.
Schon früh wies LOUIS (1998) darauf
hin, dass neben den explizit abwägungs-
fähigen eine Reihe naturschutzrechtlicher
Vorgaben existieren, die auch in der
Bauleitplanung nicht abwägbar sind (ge-
setzlich geschützte Biotope, naturschutz-
rechtlich geschützte Gebiete und Objek-
te, artenschutzrechtliche Vorschriften).

- In Verbindung mit § 200a wurde nun
geregelt, dass der Begriff des „Ausgleichs“
auch die bisherigen aus dem Naturschutz-
recht bekannten Ersatzmaßnahmen um-
fasste.

- §§ 1a Abs. 3, 9 Abs. 1a, 135 Abs. 2 und
200a ermöglichten die zeitliche und räum-
liche Entkoppelung von Eingriff und Aus-
gleich und schufen damit den offiziellen
Rahmen für die Einrichtung von Öko-
konten (vgl. GERHARDS 2002). Die
vorzeitige Maßnahmendurchführung war
nun auch ohne städtebauliche oder
naturschutzfachliche Gründe möglich, die
räumliche Flexibilisierung allerdings nur,
sofern dies mit den Zielen des Natur-
schutzes und der Raumordnung vereinbar
war.

Mit dieser Lockerung des räumlichen und
zeitlichen Zusammenhangs von Eingriff und
Ausgleich eng verknüpft waren erweiterte
Möglichkeiten der Zuordnung und Refinan-

zierung von Ausgleichsmaßnahmen (§ 1a
Abs. 3 i. V .m. § 9 Abs. 1a).
- § 1a regelte auch, dass bei der Über-

planung von bestehenden Baurechten
(einschl. des Innenbereichs) keine Aus-
gleichspflicht besteht (unabhängig davon
war es wünschenswert, auch in diesen
Fällen über Möglichkeiten der Vermei-
dung und Minderung nachzudenken).

- Bemerkenswert war daneben die explizi-
te Erwähnung des Belangs „Boden“ (als
besonders betonter Teilaspekt von Natur
und Landschaft) und die Erweiterung der
Bodenschutzklausel in § 1a um die Ver-
pflichtung, „Bodenversiegelungen auf das
notwendige Maß zu begrenzen“.

- Von Bedeutung war schließlich der in §
10 Abs. 2 ausgesprochene Verzicht auf
das Anzeigeverfahren für alle aus dem
Flächennutzungsplan entwickelten Be-
bauungspläne. Für die meisten verbindli-
chen Bauleitpläne entfiel in der Folgezeit
die Anzeige- oder Genehmigungspflicht.

Die im Kontext der Eingriffsregelung rele-
vanten Änderungen des ROG betrafen §§ 2
Abs. 2 und 7 Abs. 2. Sie ermöglichten es, die
materiellen Anforderungen der Eingriffs-
regelung bereits auf der überörtlichen Ebe-
ne zu berücksichtigen, und betonten die
übergeordnete Steuerungsfunktion der
Raumplanung für den Ausgleich von Ein-
griffen (vgl. WOLF 2005).

In den Zeitraum 1998 – 2004 fallen zwei
weitere Gesetzesänderungen, die ebenfalls
im Zusammenhang mit der Eingriffs-
regelung in der Bauleitplanung zu betrach-
ten sind.
Zunächst wurden mit einem Artikelgesetz
vom 27. Juli 2001 das BauGB und das
UVPG geändert. Es blieb dabei, dass für
Flächennutzungspläne weiterhin keine
UVP-Pflicht bestand. Neu eingeführt wur-
de die Notwendigkeit, nicht nur bei vor-
habensbezogenen und planfeststellungser-
setzenden Bebauungsplänen, sondern auch
bei Bebauungsplänen für bestimmte bau-
planungsrechtliche Vorhaben (z. B. Park-
plätze, großflächige Einzelhandelsbetriebe,
Industriezonen und Städtebauprojekte) ggf.
eine UVP durchzuführen. Die UVP-Pflicht
war aber abhängig von bestimmten Prüf-
werten, deren Erreichung in einer sog. Vor-
prüfung („screening“) abzuschätzen war.
Jedenfalls wurde die Zahl der (potenziell)
UVP-pflichtigen Vorhaben deutlich erwei-
tert. STÜER (2006) schätzt, dass seinerzeit
etwa 20 % der Bebauungspläne einer UVP-
Pflicht unterlagen. Die Anforderungen der
Eingriffsregelung spielten als Bewertungs-
maßstab für die Umweltauswirkungen eine
Rolle. Es wurde zugleich die Möglichkeit
eröffnet, Prüfungen im Rahmen der
naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung in

die UVP zu integrieren. Die UVP wurde
zum Trägerverfahren für die Eingriffs-
regelung (und die FFH-Verträglichkeits-
prüfung). Die Ergebnisse sollten in einem
Umweltbericht dokumentiert werden, der
unter anderem auch die erforderlichen Ver-
meidungs-, Minderungs- und Ausgleichs-
maßnahmen beschreiben sollte (§ 2a
BauGB).

Mittelbar von Bedeutung war schließlich
die Neufassung des Naturschutzrechts in
Form des Gesetzes zur Neuregelung des
Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG-
NeuRegG) vom 25. März 2002. Orientiert
an den Regelungen im Baurecht, wurde mit
diesem Gesetz auch die originäre natur-
schutzrechtliche Eingriffsregelung stark fle-
xibilisiert. Grundlegend dabei war, dass die
naturschutzrechtliche Abwägung innerhalb
der Entscheidungskaskade künftig erst dann
durchzuführen war, wenn zuvor nicht nur
Möglichkeiten für Ausgleichs-, sondern auch
für Ersatzmaßnahmen ermittelt worden
waren. Die Regelungen des Verhältnisses
zum Baurecht finden sich seitdem in § 21.

Praxis in der Bauleitplanung,

Erfahrungen

In der Praxis setzten sich auch nach der
Änderung der rechtlichen Grundlagen eini-
ge Tendenzen fort, die bereits vor 1998
erkennbar waren. So wurden von den Ge-
meinden weiterhin vielfach einfache rech-
nerische, stark formalisierte Verfahren zur
Eingriffsbewertung eingesetzt, oft fand sich
eine Kombination aus quantifizierenden und
verbal-argumentativen Ansätzen, üblicher-
weise wurde eine Eingriffs-Ausgleichs-Bi-
lanz erstellt. Dem Trend zur Anwendung
einfacher „Biotopwertverfahren“ und
„Flächenfaktoren“, die nur Teilaspekte des
Naturhaushaltes berücksichtigten (und das
Landschaftsbild oft ganz vernachlässigten)
leisteten manche Bundesländer durch eige-
ne einschlägige Veröffentlichungen Vor-
schub (z. B. Bayer. Staatsministerium für
Landesentwicklung und Umweltfragen
1999). In anderen Bundesländern versuchte
man dem entgegenzuwirken (z. B. LfU BW
2000).
Vor allem in den Verdichtungsräumen zeich-
nete sich allmählich eine Knappheit an ver-
fügbaren Ausgleichsflächen ab. Neben
Schwierigkeiten bei der Flächenbeschaffung
nahmen die Konflikte mit der Landwirt-
schaft zu, die es nicht hinnehmen wollte,
dass nicht nur die Bebauung, sondern auch
der erforderliche Ausgleich meist auf Kos-
ten landwirtschaftlicher Flächen stattfinden
sollte. Dies mündete zum Einen in Überle-
gungen zur Bevorzugung eines „qualitati-
ven“ statt eines „quantitativen“ Ausgleichs,
verbunden mit der naturschutzfachlichen
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Aufwertung vorhandener, schlecht nutzba-
rer Flächen (z. B. Uferstreifen, Waldsäume,
Brachen) anstelle der Herausnahme von gut
zu bewirtschaftenden Flächen aus der land-
wirtschaftlichen Nutzung.
Zum Anderen kam es zu einer verstärkten
Nutzung der Möglichkeiten zur Bevorra-
tung von Ausgleichsflächen und -maßnah-
men in Form sog. Flächenpools und Öko-
konten.
Daneben war eine Stärkung der Flächen-
nutzungsplanung, aber auch von formellen
bzw. informellen landschaftsplanerischen
Konzepten auf der Ebene der vorbereiten-
den Bauleitplanung festzustellen (vgl.
LÜERS 1997, GERHARDS 2002). Die Ein-
griffsregelung wurde vermehrt bereits auf
der Flächennutzungsplan-Ebene behandelt;
einige Gemeinden machten auch von der
durch § 5 Abs. 2a BauGB eröffneten Mög-
lichkeit Gebrauch, im Flächennutzungsplan
Ausgleichs- und Eingriffsflächen einander
zuzuordnen. Schnell sprach sich aber die
Erfahrung herum, dass es in jedem Fall
sinnvoll war, mehr Ausgleichsflächen dar-
zustellen als „rechnerisch“ erforderlich. So
hatte man mehr Optionen und konnte nicht
durch verkaufsunwillige Grundstücks-
eigentümer „erpresst“ werden.
Eine vergleichbare Stärkung der Regional-
planung mit erweiterten Ansätzen zur Ein-
griffsbewältigung bereits auf der über-
örtlichen Ebene konnte dagegen in der Pra-
xis nicht beobachtet werden.

Offene Fragen, Defizite

Trotz der vom Gesetzgeber durch die Neu-
regelungen des BauGB beabsichtigten

 

Nachrangig: 

Ersatzmaßnahmen:  

Gleichwertige Wiederherstellung von 

betroffenen Funktionen bei 

gelockertem räumlichen und zeitlichen 

Zusammenhang zu den beeinträchtigten 

Funktionen 

Ausgleich im bauplanungsrechtlichen Sinn:  

Ausgleich umfasst sowohl Ausgleichs- als auch Ersatzmaßnahmen (§ 200a BauGB) 

 Kompensation im naturschutzrechtlichen Sinn (§ 19 (2) BNatSchG) 

entspricht 

Vorrangig: 

Ausgleichsmaßnahmen:  

Funktional gleichartige Wiederher-

stellung von betroffenen Funktionen in 

angemessener Frist und i. d. R. in 

räumlichem Zusammenhang zu den 

beeinträchtigten Funktionen 

Abb. 1: Zusammenhang zwischen Ausgleich im bauplanungsrechtlichen Sinn und Kompensation im naturschutzrechtlichen Sinn.

Klarstellungen blieb auch nach 1998 eine
Vielzahl von Fragen offen bzw. zeigten sich
(neue) Defizite, vor allem aus naturschutz-
fachlicher Sicht.
So führte bereits das uneinheitliche Begriffs-
gebäude von naturschutzfachlicher und städ-
tebaulicher Eingriffsregelung, manifestiert
im Wort „Ausgleich“, zu Verwirrungen.
Unklar blieb zunächst, ob Ausgleich und
Ersatz in der Bauleitplanung gleichgestellt
waren und die Gemeinden gleichsam belie-
big diese oder jene Maßnahme im Hinblick
auf einen undifferenzierten Ausgleich vor-
sehen konnten. Den Versuch einer begriffli-
chen Klarstellung im Kontext mit dem
Naturschutzrecht machte GERHARDS
(2002, vgl. Abb. 1).
Offen (und bis heute nicht abschließend
geklärt) blieb die Frage, ob die Neuregelun-
gen im Baurecht das „Wegwägen“ von Na-
turschutz-Belangen eher erleichterten oder
erschwerten. Für Ersteres sprach die redu-
zierte Kontrolle der Eingriffsregelung und
des Maßnahmenvollzugs, gerade auf priva-
ten Grundstücken, nachdem nicht nur die
Anzeige- (bzw. Genehmigungs_)pflicht der
Bebauungspläne, sondern auch die Bauge-
nehmigungspflicht weitgehend abgeschafft
worden waren (vgl. KÖCK 2004). Für eine
Erschwerung des Wegwägens sprach die
Tatsache, dass angesichts räumlicher und
zeitlicher Entkoppelungsmöglichkeiten ein
Verzicht auf einen (Voll-)Ausgleich kaum
plausibel begründet werden konnte (vgl.
WOLF 2005).
Im Mittelpunkt der Kritik von Naturschutz-
seite standen, wie bereits nach 1993, in
erster Linie rechnerische, stark formalisier-

te Verfahren der Eingriffsbewertung, die
sich aus pragmatischen Gründen bei den
Gemeinden (z. T. auch bei Planungsbüros
und Behörden) großer Beliebtheit erfreuten
(vgl. stellvertretend BREUER 2000,
GERHARDS 2002). Beklagt wurde, dass
derartige Verfahren die konkrete, einzelfall-
bezogene Prognose und Bewältigung von
Eingriffsfolgen vermissen ließen. Oft dien-
ten Biotope und Biotoptypen als alleinige
Erfassungs- und Planungselemente. Anstatt
den Naturhaushalt und das Landschaftsbild
in ihrer Komplexität zu bewerten und kon-
krete, funktionsbezogene Beeinträchtigun-
gen zu erfassen, ging es in erster Linie um
die Ermittlung eines (rechnerischen) Aus-
gleichsflächenbedarfs. Dabei war zudem die
Substitution von Wert und Fläche üblich.
Kritisiert wurde auch, dass Ausgleichs-
flächen und -maßnahmen oft weniger nach
ökologischer Notwendigkeit als nach
Flächenverfügbarkeit, Kostenaspekten und
„Punktgewinn“ ausgewählt wurden (vgl.
THUM 2006). Dieser aus Naturschutzsicht
unbefriedigenden Vorgehensweise trat das
Bundesamt für Naturschutz im Jahr 2002
mit einer Veröffentlichung entgegen, in der
eine fachlich nachvollziehbare Methodik
dargelegt wurde (GERHARDS 2002, Abb. 2).

Ein Thema, das ebenfalls kontrovers disku-
tiert wurde, waren die Vorteile und Gefah-
ren der Flächenpools und Ökokonten, die
eine immer weitere Verbreitung fanden und
mittlerweile auch außerhalb der Bauleitpla-
nung genutzt werden.
Als Vorteile einer frühzeitigen Flächen-
bevorratung und dadurch ermöglichten
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Maßnahmendurchführung wurden ange-
führt:

Erleichterung der räumlichen Konzentra-
tion von Maßnahmen im Rahmen eines
abgestimmten landschaftsplanerischen
oder naturschutzfachlichen Konzepts
Kostenvorteile beim Erwerb der Flächen
und bei der Maßnahmendurchführung
Erleichterung der Pflege bei räumlicher
Konzentration von Ausgleichsflächen
Möglichkeit der vorsorgenden Biotop-
neuschaffung

Vermeidung von Verzögerungen durch
die Suche nach geeigneten Ausgleichs-
flächen im Bebauungsplan-Verfahren,
dadurch Entlastung des Bebauungsplan-
Verfahrens (Verfahrensbeschleunigung)
ggf. Reduktion des Ausgleichsumfangs
wegen Wegfall von „time lag“-Zuschlä-
gen („ökologische Verzinsung“)
evtl. Realisierung von mehr Ausgleichs-
maßnahmen.

Auf der anderen Seite wurde u. a. von
AMMERMANN et al. (1998), BREUER

(2001), WILKE (2001) und THUM (2006)
auf die Gefahren von Flächenpools und
Ökokonten hingewiesen:

Schwächung der Stufenfolge der Ein-
griffsregelung , d. h. Vernachlässigung
von Überlegungen zur Vermeidung von
Eingriffen, auch auf Grund des Zwangs
zur Refinanzierung bereits durchgeführ-
ter Ausgleichsmaßnahmen
Verzicht auf konkrete Prüfung der fachli-
chen Eignung von Flächen, insbesondere
gegenseitige Anrechnung von nicht

Abb. 2: Naturschutzfachlich sinnvolle Arbeitsschritte der Eingriffsregelung in der Bauleitplanung.
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gleichartigen Eingriffen und Ausgleichs-
maßnahmen sowie Vernachlässigung des
räumlichen und funktionalen Zusammen-
hangs zwischen Eingriff und Ausgleich,
vor allem bei faunistischen Beziehungen
und Landschaftsbild
Verzicht auf Durchführung räumlich oder
sachlich näherliegender, aber im Öko-
konto nicht vorgesehener Maßnahmen
Vernachlässigung der Bemühungen um
den Erhalt des Status quo von Natur und
Landschaft zugunsten einer Entwicklung
der Landschaft, die sich kaum noch an
den durch Eingriffe konkret betroffenen
Landschaftsfunktionen orientierte.

Eine wichtige Empfehlung lautete insofern,
im Rahmen von Flächenpools und Öko-
konten jeweils Flächen und Maßnahmen für
den Ausgleich unterschiedlicher Funktio-
nen von Naturhaushalt und Landschaftsbild
vorzuhalten (vgl. AMMERMANN et al.
1998, WILKE 2001, GERHARDS 2002).
In engem Zusammenhang mit den Flächen-
pools und Ökokonten standen Fragen nach
den Grenzen der zeitlichen und räumlichen,
aber auch funktionalen Flexibilisierung der
Eingriffsregelung in der Bauleitplanung.
Relativ rasch und pragmatisch konnte die
Frage nach der Anrechenbarkeit von
Naturschutzmaßnahmen für das Ökokonto
geklärt werden, die vor 1998 durchgeführt
worden waren. Wichtig war in diesem Zu-
sammenhang eine klare Zweckbindung von
früher erbrachten Maßnahmen.

Strittig war, ob zusammen mit dem räumli-
chen und zeitlichen Zusammenhang zwi-
schen Eingriff und Ausgleich auch der funk-
tionale Bezug aufgehoben war. Für die Klä-
rung dieser Frage war zunächst wichtig fest-
zuhalten, dass auch die räumliche Bindung
nur aufgegeben werden durfte, wenn dies
durch entsprechende, räumlich konkretisier-
te Ziele des Naturschutzes (und der Raum-
ordnung) vorgezeichnet war. Zwingend war
also die Beachtung landschaftsplanerischer
bzw. raumordnerischer Ziele zur Sicherung
bzw. Entwicklung von Landschafts- bzw.
Raumfunktionen. Insofern waren der räum-
liche und der funktionale Zusammenhang
immer gemeinsam zu betrachten (vgl.
WEIHRICH 1999, GERHARDS 2002,
THUM 2005). Dies konnte im Einzelfall
sogar bedeuten, dass aus der funktionalen
Beurteilung heraus der räumlichen Entkop-
pelung Grenzen gesetzt wurden. Mit ande-
ren Worten: die räumliche Flexibilisierung
fand ihre Grenze am betroffenen Land-
schaftsraum, innerhalb dessen noch ein funk-
tionaler Zusammenhang gegeben war (vgl.
z. B. OVG Münster, Urteil vom 30. Juni
1999 – 7a D 144/97.NE). Eine beliebige
Flexibilisierung der Eingriffsregelung war
also nicht möglich.

Zwei weitere Gefahren sah man mit der
starken Flexibilisierung der Eingriffs-
regelung in der Bauleitplanung auf den Na-
turschutz zukommen.
So war abzusehen, dass das Leitbild der
Wiedergutmachung bzw. das ursprüngliche
Ziel der Eingriffsregelung, den Status quo
zu sichern, zunehmend an Bedeutung ein-
büßen würde (vgl. WOLF 2001). Auch durch
die Einforderung des funktionalen Zusam-
menhangs konnte hier in der Praxis nicht
immer verhindert werden, dass über Aus-
gleichsmaßnahmen etwas Anderes geschaf-
fen wurde, als durch den Eingriff verloren
ging (vgl. z. B. BREUER 2000). Bestätigt
sahen sich Kritiker in ihrer Einschätzung
auch deshalb, weil die Neuregelungen im
BNatSchG ebenfalls Anlass dazu boten, dass
die Bedeutung des Vermeidungsgebots sank
und die Unterscheidung zwischen Ausgleich
und Ersatz tendenziell erschwert wurde.
Die andere Sorge bestand darin, dass von
den Gemeinden so gut wie keine Maßnah-
men zur Entwicklung von Natur und Land-
schaft mehr unabhängig von Eingriffen
durchgeführt werden würden: Naturschutz
nur noch zum Preis des Eingriffs? Die Ein-
griffsregelung als Flächenbeschaffungs-
instrument des Naturschutzes und als
Finanzierungsquelle für Maßnahmen, die
die Gemeinden eigentlich im Sinne von
Vorsorge durchführen sollten (vgl. BREUER
2001).
Inwieweit diese Sorgen berechtigt sind, lässt
sich bis heute nicht eindeutig beantworten
(vgl. THUM 2006).

Nicht zuletzt war auch weiterhin die Umset-
zung der sich aus der Eingriffsregelung er-
gebenden Ausgleichspflichten unbefriedi-
gend. So stellte bspw. der Präsident des
Hessischen Rechnungshofs (2001) bei der
Überprüfung hessischer Bebauungspläne in
den Jahren 1999 und 2000 fest, dass in 60 %
der untersuchten Pläne die festgesetzten
Ausgleichsmaßnahmen nicht oder zumin-
dest nicht zeitnah umgesetzt worden waren.

5 Zeitraum 2004 – 2006

Rechtliche Grundlagen

Die letzte durchgreifende Änderung der ge-
setzlichen Vorgaben für die Eingriffs-
regelung in der Bauleitplanung erfolgte
durch das Europarechtsanpassungsgesetz
Bau (EAG Bau) vom 24. Juni 2004, mit dem
das BauGB neu gefasst wurde. Während bis
dahin gemäß UVPG eine UVP (mit inte-
grierter Eingriffsregelung) nur für bestimmte
Bebauungspläne erforderlich war, wurde
nun in den §§ 1 Abs. 6 Nr. 7, 1a Abs. 3, 2
Abs. 4 und 2a die sog. Umweltprüfung (UP)
als Regelverfahren für alle Bauleitpläne ein-
geführt. Die UP wurde als Trägerverfahren

auch für die Eingriffsregelung und die FFH-
Verträglichkeitsprüfung ausgestaltet. Seit-
dem ist die Ermittlung des Eingriffs in Natur
und Landschaft bei grundsätzlich allen
Bauleitplänen ein Teil der Umweltprüfung;
die Eingriffsregelung wird darin integriert
(vgl. VON HAAREN & OTT 2006, JESSEL
2006). Wie zuvor stellen die materiellen
Anforderungen der Eingriffsregelung
weiterhin einen Bewertungsmaßstab für die
UP dar.
Erwähnenswert ist daneben die konkretisie-
rende Ergänzung der Bodenschutzklausel
in § 1a Abs. 2 Satz 1, mit der explizit
verschiedene Möglichkeiten der Innen-
entwicklung betont werden.

Im Sinne einer Auslegungshilfe für das EAG
Bau ist schließlich die Neufassung des
UVPG vom 25. Juni 2005 zu nennen; es
enthält subsidiäre Regelungen zur UP.

Praxis in der Bauleitplanung,

Erfahrungen

Konkrete Erkenntnisse aus der Planungs-
praxis liegen naturgemäß nur in einge-
schränktem Maße vor.
In den Flächennutzungs- und Bebauungs-
plänen aus jüngerer Zeit werden die Ergeb-
nisse der Eingriffsregelung im Umweltbe-
richt dokumentiert – gelegentlich, aber nicht
immer, in einem separaten Kapitel. Es meh-
ren sich die Anzeichen, dass als Folge der
Anforderungen aus der UP die Alternati-
venprüfung auf beiden Ebenen der Bauleit-
planung wieder an Gewicht gewinnt. Die
Gemeinden erwähnen in den Begründun-
gen der Bauleitpläne zumindest alternativ
geprüfte Bauflächen.

Offene Fragen und Defizite werden im Zu-
sammenhang mit dem abschließenden Fazit
(Kap. 6) angesprochen.

6 Fazit und Ausblick

Zusammenfassend wird aus einem Rück-
blick auf 30 Jahre Eingriffsregelung in der
Bauleitplanung Bilanz gezogen: Wo gab es
Erfolge, welche Defizite bestehen weiterhin
und welche künftigen Entwicklungen sind
absehbar?

In der Rückschau lässt sich zunächst ein
deutlicher Wandel der sog. städtebaulichen
bzw. planerischen Eingriffsregelung erken-
nen, der sich in einer zunehmenden
Flexibilisierung in mehrfacher Hinsicht
manifestiert. Ausgehend von Problemen der
Planungspraxis, die ambitionierten Anfor-
derungen der (naturschutzrechtlichen) Ein-
griffsregelung angemessen umzusetzen,
wurden die Regelungen im Lauf der Zeit in
zeitlicher und räumlicher, tendenziell auch
in funktionaler Hinsicht gelockert.
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Das Gleiche gilt für den Zusammenhang
zwischen Eingriffsverursachung/Finanzie-
rungsverantwortung (Bauherr) und Kom-
pensations- bzw. Durchführungsverantwor-
tung (Gemeinde), wie WOLF (2004) zu
Recht betont.
Eng verbunden mit den Regelungen zur
Entkoppelung des Ausgleichs vom Eingriff
ist die Möglichkeit der Flächen- und
Maßnahmenbevorratung in Flächenpools
und Ökokonten. Diese wiederum bilden die
Voraussetzung dafür, dass sich die Eingriffs-
regelung immer stärker zu einem Gestal-
tungs- und Entwicklungsinstrument von
Naturschutz und Raumordnung wandelte.
Gerade auf dem Feld der Bauleitplanung
werden mittlerweile die sich aus der An-
wendung der Eingriffsregelung ergebenden
Ausgleichspflichten oft nicht für die ur-
sprünglich intendierte Erhaltung des Status
quo, sondern für die mehr oder weniger
umfassende Entwicklung der Landschaft
eingesetzt.
Auffällig ist weiterhin die zunehmende zeit-
liche Vorverlagerung der Eingriffsregelung
und die Vorbereitung von Ausgleichs-
flächen. Ursprünglich auf der Ebene der
Baugenehmigung angesiedelt, wurde suk-
zessive die Möglichkeit eröffnet, die Anfor-
derungen und Konsequenzen der Eingriffs-
regelung im Bebauungsplan, im Flächen-
nutzungsplan oder gar im Regionalplan zu
berücksichtigen.
Schließlich ist bemerkenswert, dass die zu-
nehmende Flexibilisierung der Eingriffs-
regelung in der Bauleitplanung den Weg
dafür bereitet hat, auch die Rahmen-
bedingungen der originären naturschutz-
rechtlichen Eingriffsregelung allmählich zu
ändern. Vorläufiger Endpunkt auf Bundes-
ebene ist das im Jahr 2002 neu gefasste
BNatSchG. Auf Länderebene sind weiter-
gehende Lockerungen vorgenommen wor-
den oder – auch als Folge der Föderalismus-
reform – abzusehen, z. B. Ökopunktehandel.

Wo lassen sich – im Rückblick auf 30 Jahre
– aus Sicht des Naturschutzes Erfolge aus-
machen?
Ende der 1980er Jahre gehört dazu sicherlich
zunächst die Einsicht, dass auch die
Bauleitplanung Eingriffe vorbereitet und der
Versuch einer Konfliktbewältigung auf Ebe-
ne der Baugenehmigung regelmäßig zu spät
kommt.
Positiv zu vermerken ist, dass sich bei vielen
Gemeinden die Erkenntnis durchgesetzt hat,
dass ein konzeptionell vorbereitetes
Kompensationsflächenmanagement in vie-
lerlei Hinsicht von Vorteil ist. Vorausset-
zung dafür ist eine qualifizierte „planerische
Unterfütterung“ der Eingriffsregelung.
WOLF (2005) diagnostiziert in diesem Zu-
sammenhang eine Entwicklung, die von der

Flexibilisierung zur „Planifizierung der
Kompensation“ geführt hat. Der Naturschutz
kann von einem derartigen Flächen-
management profitieren, wenn der Ausgleich
gezielt auf großflächig zusammenhängen-
de, aufwertungsfähige und -bedürftige Flä-
chen gelenkt wird. Dies wiederum wird
dadurch begünstigt, dass die Aufstellung
von Bebauungsplänen mit geteiltem
Geltungsbereich zulässig ist.
In diesem Zusammenhang kann die beschrie-
bene Tendenz, die Eingriffsregelung als
landschaftliches Entwicklungsinstrument
einzusetzen, nicht eindeutig positiv oder
negativ beurteilt werden. Eine Einschät-
zung ist stark vom Einzelfall abhängig.
Günstig ist es in jedem Fall, wenn die vorge-
sehenen Maßnahmen der Umsetzung eines
landschaftsplanerischen Konzepts dienen.
Im Hinblick auf den Vollzug und auf posi-
tive Wirkungen für Natur und Landschaft
ist es für den Erfolg der Eingriffsregelung
wichtig, auf die Festsetzung echter Aus-
gleichsmaßnahmen auf den Baugrundstü-
cken weitestgehend zu verzichten und dort
nur Maßnahmen zur Vermeidung und Min-
derung von Eingriffen gemäß dem Stand
der Technik vorzusehen (z. B. Regenwas-
serversickerung, Fassadenbegrünung). Von
Vorteil ist also die klare räumliche Tren-
nung von Vermeidungs- und Minderungs-
maßnahmen einerseits und von Ausgleichs-
maßnahmen andererseits.

Trotz dieser unbestreitbaren Erfolge ist
weiterhin eine Reihe von Defiziten festzu-
stellen; auf einige wird im Folgenden näher
eingegangen.
So hat auch eine Vielzahl fachlich-methodi-
scher Veröffentlichungen nicht dazu beitra-
gen können, die Qualität der zur Eingriffs-
bewertung eingesetzten Verfahren durch-
greifend zu verbessern. Zur Anwendung
kommen weiterhin vielfach Verfahren, die
nicht dem Anspruch genügen, sowohl fach-
lich angemessen als auch einfach und nach-
vollziehbar zu sein. Im Sinne einer
Pauschalisierung und Simplifizierung wer-
den die örtlich konkreten Gegebenheiten
ebenso wie funktionale Zusammenhänge
häufig vernachlässigt. Ein Ausgleich wird i.
d. R. zwar vorgesehen, funktional aus dem
Eingriff abgeleitet ist er aber nicht immer.
Nach wie vor ist der Ausgleich überwie-
gend auf den Arten- und Biotopschutz aus-
gerichtet.
Nicht von der Hand zu weisen ist auch die
tendenziell sinkende Bedeutung des
Vermeidungsgebots oder, mit anderen Wor-
ten, die Schwächung des Integritäts-
zugunsten des Kompensationsinteresses.
Eindeutige Antworten, ob Flächenpools und
Ökokonten tatsächlich dazu beitragen, dass
die Gemeinden kaum noch über Möglich-

keiten der Vermeidung von Eingriffen nach-
denken, lassen sich zwar nicht geben (vgl.
THUM 2006). Es ist aber zu vermuten, dass
die Eingriffsregelung sich wenig dazu eig-
net, das „Ob“ einer Bebauung, d. h. die
Bedarfsfrage, zu klären. Sie hat ihre Stärken
in der Regelung des „Wo“ und des „Wie“.
Die nach wie vor wenig umsetzungs-
freundlichen und fehlerträchtigen Regelun-
gen zur Refinanzierung von Ausgleichs-
maßnahmen lassen es für viele Gemeinden
angeraten erscheinen, den Ausgleich im
Wesentlichen selbst und auf eigene Kosten
durchzuführen, anstatt sich die Kosten von
den Bauherren erstatten zu lassen (vgl.
MITSCHANG 2005). Diese Praxis wird
angesichts abnehmender finanzieller Spiel-
räume der Gemeinden zunehmend schwie-
rig. Unbefriedigend sind auch weiterhin die
Möglichkeiten, die Dauerpflege von Aus-
gleichsflächen und deren Finanzierung si-
cherzustellen (vgl. THUM 2006), auch wenn
sich hier, z. B. in Brandenburg über zertifi-
zierte Pools, interessante Lösungen abzeich-
nen (vgl. STEFFEN, in diesem Heft).
Mit dem Ziel, die kommunale Planungs-
hoheit und Eigenverantwortlichkeit zu stär-
ken, sind in der Vergangenheit überflüssig
erscheinende Kontrollen in vielen Berei-
chen des Bauplanungs- und Bauordnungs-
rechts abgeschafft worden. Betroffen war
auch die Kontrolle der Durchführung und
Umsetzung der städtebaulichen Eingriffs-
regelung, ohne dass klar belegbar ist, dass
damit die Bedeutung der Eingriffsregelung
in den Bauleitplänen tatsächlich gesunken
ist.
Schließlich sei auf einen weiteren Mangel
der Eingriffsregelung in der Bauleitplanung
hingewiesen, der bereits im Zusammenhang
mit dem Vermeidungsgebot angesprochen
wurde. Offensichtlich hat dieses Instrument
in Bezug auf die Eindämmung der Flächen-
inanspruchnahme und die Förderung der
Innenentwicklung, wie sie politisch aner-
kanntes Ziel der Nationalen Nachhaltigkeits-
strategie (Die Bundesregierung 2001) ist,
keine nennenswerte Wirkung entfalten kön-
nen. In diesem Zusammenhang betont
WOLF (2005) den begrüßenswerten Ver-
such, die Innenentwicklung dadurch zu för-
dern, dass Eingriffe im bebauten Bereich
von den Regelungen des „Eingriffsaus-
gleichs“ freigestellt wurden. Zugleich be-
mängelt er, dass die ursprüngliche Intenti-
on, die innerörtliche Entwicklung durch
Privilegierung zu fördern, dadurch konter-
kariert wurde, dass der Gesetzgeber gleich-
zeitig den Ausgleich im Außenbereich der
Abwägung durch die Gemeinde überließ
(vgl. auch WOLF 2001).
Nicht weniger negativ fällt das Urteil darüber
aus, ob die zunehmende Betonung der Be-
lange „Boden“ und „Bodenschutz“ im
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BauGB sichtbare Wirkungen entfaltet hat.
Insofern müssen auch jüngste Bestrebun-
gen, die planungsrechtlichen Voraussetzun-
gen für eine Innenentwicklung zu ändern,
eher kritisch gesehen werden (s. u.).

Wie kann es mit der städtebaulichen Ein-
griffsregelung in der Zukunft weiter gehen?
Diese Frage ist primär im Kontext der neuen
Regelungen zur Umweltprüfung (UP) zu
beantworten, die, wie beschrieben, die An-
forderungen der Eingriffsregelung ein-
schließt. Daraus können sich durchaus Chan-
cen ergeben. Zum einen kann die Pflicht zur
Alternativenprüfung in der UP dazu beitra-
gen, dass das Vermeidungsgebot (erneut)
gestärkt wird. Zum anderen besteht die
Möglichkeit, die Monitoringpflicht dahin-
gehend zu nutzen, auch die erwähnten Voll-
zugsdefizite der Eingriffsregelung zu ver-
mindern. Dazu müsste die Umsetzung der
Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen
in das kommunale Überwachungsprogramm
einbezogen werden.
Denkbar erscheint aber auch, dass eine
_  mehr oder weniger eigenständig erkenn-
bare  _   Eingriffsregelung im Baurecht durch
vollständige Integration in die UP aufgege-
ben wird (vgl. KRAUTZBERGER 2004,
der einen Verzicht auf die Eingriffsregelung
insgesamt, d. h. auch außerhalb der
Bauleitplanung, für überlegenswert hält). In
diesem Zusammenhang kann nicht oft genug
betont werden, dass auch bei einer Konzen-
tration der Instrumente der Umweltfolgen-
abschätzung, z. B. auf die UP, diese die
originären Instrumente der landschaftlichen
Entwicklungsplanung (z. B. die örtliche und
regionale Landschaftsplanung) nie ersetzen
können (vgl. WOLF 2001, GERHARDS
2002 und LOUIS 2005).
Im Hinblick auf die Schwächen der Ein-
griffsregelung bei der Eindämmung des
„Flächenverbrauchs“ ist abschließend zu
betonen, dass hier andere Instrumente eher
zielführend und vielversprechend sind. So
gibt es, gerade aus Bayern und Baden-
Württemberg, Ansätze für spezielle Ermitt-
lungs- und Bewertungsinstrumente unter
dem Oberbegriff des „kommunalen Flächen-
(ressourcen)managements“ (vgl. Bayer.
Staatsministerium für Landesentwicklung
und Umweltfragen 2002, LfU BW 2003).
Dazu gehören Baulückenkataster, Brach-
flächenkataster und Untersuchungen zur
Ermittlung des Nachverdichtungs- oder des
Entsiegelungspotenzials. Sie können dazu
genutzt werden, um im Sinne der sog. dop-
pelten Innenentwicklung eine innerörtliche
Verdichtung bei gleichzeitiger Verbesse-
rung der Freiraumqualität anzustreben (vgl.
DRL 2006).
Die derzeit diskutierte Änderung des BauGB
mit dem Ziel, Vorhaben der Innenentwick-
lung über privilegierte Bebauungspläne zu

erleichtern, wird nicht nur aus Naturschutz-
sicht kritisch gesehen (vgl. JESSEL et al.
2006). Auch diese Neuregelung würde sich
vermutlich einreihen in eine Vielzahl ver-
geblicher Versuche, über gesetzliche Ände-
rungen die Innenentwicklung zu forcieren.
Erfolge sind kaum zu erwarten, solange
Maßnahmen im Innenbereich z. B. wegen
Altlasten, wegen Auflagen des Denkmal-
schutzes oder wegen schwieriger Zuwegung
hohe Aufwendungen auf Seiten der Ge-
meinden und potenzieller Bauherren erfor-
dern. Einzelne positive Beispiele in Ge-
meinden können nicht darüber hinwegtäu-
schen, dass anstelle gesetzlicher Regelun-
gen andere Anreize (z. B. spezielle Förder-
programme, Bauland mobilisierende Rege-
lungen wie eine Baulandsteuer oder die Ein-
führung einer Neuversiegelungsabgabe an-
stelle der Grunderwerbsteuer) eher Erfolg
versprechend sind.

Abschließend ist festzuhalten, dass sich die
ursprüngliche Intention der Eingriffs-
regelung auf dem Feld der Bauleitplanung
nach 30 Jahren keineswegs überlebt hat.
Zukunftsweisend ist die Integration der Ein-
griffsregelung in eine umfassende, qualifi-
zierte Umweltprüfung, fundiert unterstützt
durch landschaftsplanerische Entwicklungs-
konzepte und ergänzt um spezielle Ansätze
zur Innenentwicklung.
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1 Situationsanalyse / Entwicklung
der Eingriffsregelung

Die Eingriffsregelung gemäß heutigem §§
18 ff Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)
wird seit ihrer Einführung im Jahr 1976 von
intensiven Diskussionen um ihre Anwen-
dungsfälle, Entscheidungskaskade, Bewer-
tungsverfahren und Methoden sowie ihre
Vollzugsprobleme begleitet. Es gibt wohl
kein Naturschutzinstrument, an dem - u. a.
im Zusammenhang mit den diversen Novel-
len des BauGB - soviel Einfluss genommen
worden ist wie an der Eingriffsregelung.
Dies ist sicher nicht zuletzt deswegen ver-
wunderlich, weil in allen anderen gesell-
schaftlichen Bereichen das Schadensersatz-
prinzip, das bezogen auf Eingriffe in die
Umwelt in der naturschutzrechtlichen Ein-

griffsregelung geregelt wird, nicht hinter-
fragt wird. Nur bei der naturschutzrechtli-
chen Eingriffsregelung wird eine überzoge-
ne Diskussion über Investitionshemmnisse
geführt.

In den letzten Jahren konzentriert sich die
Auseinandersetzung mit dem Thema - auf-
grund der Diskussion um die Flexibilisie-
rung der Eingriffsregelung bei der Unter-
scheidung von Ausgleichs- und Ersatzmaß-
nahmen - auf Flächenpools und Ökokonten
und hier insbesondere auf die rechtlich-
organisatorischen Fragen sowie die räum-
lich-funktionale Ableitung bzw. die räumli-
che Zuordnung von Maßnahmen zum Ein-
griff. In jüngster Zeit werden zudem im
Kontext der europarechtlichen Harmonisie-
rung Fragen nach der Zukunft des rein nati-

Schr.-R. d. Deutschen Rates für Landespflege (2007), Heft 80, S. 35-40

Klaus Müller-Pfannenstiel und Katrin Wulfert

Eingriffsregelung an der Schnittstelle Landschaftsplanung und

Artenschutz

onalen Naturschutzinstrumentes „Eingriffs-
regelung“ gestellt. Dabei spielen Zeitgeist-
argumente wie Deregulierung, Beschleuni-
gung von Verfahren, Kosten, finanzielle
Engpässe und letztlich die durch die Föde-
ralismusreform bestehende Möglichkeit,
länderspezifisch abweichende Regelungen
zur Eingriffsregelung zu treffen, eine Rolle,
die die Eingriffsregelung nach 30 Jahren auf
den ersten Blick nicht mehr zukunftsfähig
erscheinen lassen.

Dem gegenüber stehen die Entwicklungen
auf europäischer Ebene. Hier ist in den letz-
ten Jahren u. a. durch die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVP), die Biodi-
versitätskonvention und die Europäische
Landschaftskonvention sowie die verstärk-
te Gewichtung der europarechtlichen Rege-

Abb.1: Bedeutung nationaler und europäischer Instrumente.
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lungen zum Netz Natura 2000 und zum
Artenschutz eine zunehmende Bedeutung
umwelt- und naturschutzfachlicher Vorga-
ben und Instrumente zu verzeichnen. Neben
der Etablierung in bestehenden Regelun-
gen, u. a. der UVP, der Strategischen Um-
weltprüfung (SUP) und der Richtlinie über
die integrierte Vermeidung und Verminde-
rung der Umweltverschmutzung (IVU-RL),
erfährt der Gedanke des Schadensersatzes
beispielsweise durch die Umwelthaftungs-
richtlinie eine verstärkte Berücksichtigung
in den europarechtlichen Regelungen.
Mit der Etablierung neuer Instrumente, z. B.
der Wasserrahmenrichtlinie, und den An-
forderungen, die sich aus dem Management
des Netzes Natura 2000 sowie durch Arten-
schutzprogramme ergeben, stellt sich aus
der nationalen Umsetzung von europarecht-
lichen Vorgaben auch die drängende Frage
nach der Finanzierung der Umsetzung die-
ser Vorgaben. In dieser Diskussion sollte,
auch wenn dies aus naturschutzpolitischer
Sicht sehr kritisch zu bewerten ist, das Be-
wusstsein greifen, dass die Eingriffsrege-
lung zu einem der zentralen Finanzierungs-
instrumente - zur „goldenen Kuh“ - des
Naturschutzes und der Landschaftspflege
geworden ist. In der Konsequenz ergibt sich
aus der Budgetumschichtung der Natur-
schutzhaushalte des Bundes und der Länder
u. a. bei der Landschaftsplanung, dem Ge-
bietsschutz und dem Artenschutz eine zen-
trale nationale Begründung für die Eingriffs-
regelung. Das Land Hessen hat in diesem
Zusammenhang mit der Einführung der
Kompensationsverordnung einen fachlich
wie rechtlich zu diskutierenden Weg zur
Finanzierung des Managements von Natura
2000-Gebieten aus Mitteln der Eingriffsre-
gelung vollzogen.
Auch kommt der Eingriffsregelung bzw. in
dem Zusammenhang dem Landschaftspfle-
gerischem Begleitplan bei der Umsetzung
der Rechtsfolgen und der rechtlichen Fest-
setzung von Maßnahmen aus der UVP, von
Kohärenzmaßnahmen, von Artenschutz-
maßnahmen oder auch dem nicht stoffli-
chen Bodenschutz in der Zulassungspraxis
eine besondere Bedeutung zu, da den ge-
nannten Instrumenten das rechtliche Um-
setzungsinstrumentarium fehlt.

Abbildung 1 verdeutlicht die fast gegenläu-
figen Tendenzen auf nationaler und europä-
ischer Ebene, in die die Situationsanalyse
und die Perspektivdiskussion der Eingriffs-
regelung eingebunden sind.

Aus der Situationsanalyse zur Eingriffs-
regelung heraus sollen im Folgenden die
Schnittstellen zur Landschaftsplanung und
zum Artenschutz dargestellt werden, da die-
se für die Planung und Umsetzung von
Maßnahmen von zentraler Bedeutung sind.

2 Schnittstelle Landschaftsplanung
und Eingriffsregelung

Neben den zu diskutierenden inhaltlich-
methodischen Verknüpfungen von Ein-
griffsregelung und Landschaftsplanung stel-
len die wechselseitigen Vollzugsprobleme
der Eingriffsregelung und der Landschafts-
planung eine Schnittstelle dar. Diese liegen
in der mangelnden Flächenverfügbarkeit für
die Umsetzung von Maßnahmen sowie in
der ungenügenden Abstimmung von
Maßnahmenzielen und -flächen mit den
Flächennutzern und Eigentümern.
Zudem ist in der Politik und der Verwal-
tungs- und Planungspraxis trotz der viel-
fach publizierten Anforderungen an die
Verknüpfung von Landschaftsplanung und
Eingriffsregelung ein abnehmendes Be-
wusstsein für die zentrale Bedeutung der
Landschaftsplanung zu beklagen. Hinzu
kommt, dass in den Bundesländern nach
wie vor die heterogene Flächendeckung und
auch die Aktualität der Landschaftspläne zu
bemängeln ist.
Ein wichtiger Aspekt im Kontext der
Verknüpfung von Landschaftsplanung und
Eingriffsregelung auch vor dem Hintergrund
der bestehenden Vollzugsprobleme ist die
häufig fehlende Einbindung von Ausgleichs-
und Ersatzmaßnahmen in eine räumliche
Gesamtkonzeption der Landschaftsplanung.
Im Sinne der Vorgaben des § 14 Abs. 1 Nr.
4 und § 19 Abs. 2 BNatSchG bedarf es aber
einer konsequenteren Abstimmung der
Maßnahmenplanung im Landschafts-
pflegerischen Begleitplan (LBP) mit der
Landschaftsplanung. Insbesondere benöti-
gen die im Rahmen der Eingriffsregelung
immer mehr an Bedeutung gewinnenden
Flächen- und Maßnahmenpools eine gesamt-
räumliche und vorlaufende Koordination
der Landschaftsplanung bezüglich der Ab-
leitung von Leitbildern, Maßnahmenzielen
und -räumen, was die rein vorhabens-
bezogene Eingriffsregelung in der Regel
nicht leisten kann.
Die inhaltliche Vorbereitungsfunktion der
Landschaftsplanung für die Eingriffs-
regelung wird in Abbildung 2 deutlich.

Ausgehend von einer naturschutz-
fachlichen Gesamtkonzeption können die
Mobilisierung und Sicherung von Flä-
chen und Maßnahmen - eingebettet in
einen kooperativen Planungsprozess mit
den Flächennutzern und Eigentümern -
wesentlich zur Lösung der Vollzugs-
probleme der Eingriffsregelung beitra-
gen. Dies trifft in ähnlicher Weise auch
für die Landschaftsplanung zu. Auch hier
kann die Umsetzungsorientierung nach
dem nordrheinwestfälischen Modell im
Sinne eines stärker partizipativ angeleg-
ten Planungsprozesses mit allen an der

Planung beteiligten und betroffenen Insti-
tutionen/Personen verstärkt werden.

3 Schnittstelle Eingriffsregelung
und Artenschutz

Die Schnittstelle zwischen der naturschutz-
rechtlichen Eingriffsregelung und dem Ar-
tenschutz ergibt sich sowohl aus rechtlicher
als auch aus inhaltlich-methodischer Sicht
aus der Diskussion um die Berücksichti-
gung von artenschutzrechtlichen Belangen
bei der Vorhabenszulassung. In der Vergan-
genheit lief die Berücksichtigung des Ar-
tenschutzes im Rahmen der Eingriffsrege-
lung allerdings häufig fehl, da teilweise die
Auffassung vertreten worden ist, dass § 19
Abs. 3 Satz 2 BNatSchG so zu interpretieren
wäre, dass über diese Vorgabe für die Be-
langabwägung hinaus die spezifischen recht-
lichen Prüfschritte und auch die artenschutz-
rechtlichen Befreiungserfordernisse abge-
bildet werden können (vgl. GASSNER
2004).
Die inhaltlichen Arbeitsschritte eines
„Artenschutzbeitrages“ korrespondieren
sehr eng mit den Arbeitsschritten eines
Landschaftspflegerischen Begleitplanes
(vgl. Abb. 3).

Strategisch stellt sich die Frage, ob der Ar-
tenschutz in den Landschaftspflegerischen
Begleitplan integriert werden sollte oder ob
alternativ ein neuer umweltfachlicher Pla-
nungsbeitrag als eigenständiger Arten-
schutzbeitrag zur UVS oder zum LBP etab-
liert werden sollte.
Bei der Integration des Artenschutzes in den
Landschaftspflegerischen Begleitplan sind
die spezifischen Prüfschritte und Rechts-
folgen des Artenschutzrechtes zu berück-
sichtigen und in gesonderten Kapiteln dar-
zustellen. Dies bezieht sich auf die Bewer-
tung der Schädigungs- und Störungsverbote,
die Begründung und Darstellung spezifi-
scher Artenschutzmaßnahmen in den
Maßnahmenblättern sowie die Vorbereitung
der artenschutzrechtlichen Befreiung nach
§ 62 BNatSchG. In der Abgrenzung zur
Bewertung der Erheblichkeit der Leistungs-
und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes
im Rahmen der Eingriffsregelung sind im
Artenschutz die Schädigungs- und Störungs-
gebote des § 42 BNatSchG sowie des Art. 5
Vogelschutz-Richtlinie (VS-RL) und der
Art. 12 und 13 Fauna-Flora-Habitat-Richt-
linie (FFH-RL) anzulegen.
Eine besondere Verknüpfung zwischen
LBP- und Artenschutzinhalten wird in der
Maßnahmenplanung gesehen. Der LBP hat
die Aufgabe, die zur Bewältigung der Ein-
griffe notwendigen Maßnahmen durchgän-
gig und vollständig darzustellen. Dazu ge-
hören die notwendigen Maßnahmen
- nach § 19 BNatSchG (Eingriffsregelung),
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Abb. 2: Inhaltliche Vorbereitung der Eingriffsregelung durch die Landschaftsplanung (MÜLLER-PFANNENSTIEL & RÖßLING 2000).

Arbeitsschritte der  

Landschaftsplanung 

 Inhaltliche Bausteine für die Vorbereitung 

 der Eingriffsregelung 
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nutzungen und deren Wirkfakto-

ren 

  

Ermittlung von Vorbelastungen 
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Naturhaushalts und des Land-
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Ableitung von Maßnahmenzielen und Auswahl von Land-
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Handlungsprogramm,  

Erfordernisse, Ziele und Maß-
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nahmen) 

Entwicklung von funktional geeigneten Maßnahmenzielen, 

-komplexen (Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen) für die 
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Auswahl von geeigneten Natur-, Funktionsräumen (Flä-

chen) für die entwickelten Maßnahmenkomplexe 
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- nach § 34 BNatSchG (FFH-Gebiets-
schutz) und

- nach § 42 BNatSchG (in Verbindung mit
Art. 12 u.13  FFH-RL oder Art. 5 VS-RL)
und nach § 62 BNatSchG (ggf. in Verbin-
dung mit Art. 16 FFH-RL und Art. 9 / Art.
13 VS-RL, aber auch für die nicht europä-
isch geschützten Arten).

Die Begründung und die Maßstäbe zur Ab-
leitung von Maßnahmen sind je nach
naturschutzrechtlichem Anwendungs-

Abb. 3: Schnittstellen zwischen Artenschutzbeitrag und Landschaftspflegerischem Begleitplan.

Tab. 1: Abgrenzung der Maßnahmentypen.

bereich - Eingriffsregelung, FFH-VP, Ar-
tenschutz - unterschiedlich. Zusätzlich zu
nennen sind Kompensationsmaßnahmen, die
im Rahmen der Umweltverträglichkeits-
prüfung (§ 6 Abs. 3 Nr. 3 UVP) entwickelt
werden und über die Vorhabenszulassung
mit dem Instrument der Eingriffsregelung /
des LBP umzusetzen sind.
Im Artenschutzrecht sind die Anforderun-
gen an die geschuldeten Maßnahmen nicht
benannt. Zulassungsbezogene Artenschutz-

maßnahmen sind weder in der FFH-RL noch
der VS-RL noch im nationalen Recht expli-
zit aufgeführt; allerdings verweist die EU-
Kommission im Zusammenhang mit Art. 12
und mit Art. 16 auf zu ergreifende Maßnah-
men (EU-Kommission 2006: II.3.4.d) Rn.
72 ff. und III.2.3.b), Rn 55 ff), um die
Vereinbarkeit der Befreiung mit den Belan-
gen des Naturschutzes zu gewährleisten.
Deswegen sind die notwendigen Maßnah-
men v. a. fachlich zu entwickeln und zu

Schadensbegrenzungsansatz 

/ Kompensation 

Maßnahmentyp nach 

§ 19 (2) BNatSchG 

Maßnahmentyp nach 

Art. 6 (3) / 6 (4) FFH-

RL 
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9,13 VS-RL) 

Vermeidung der Auswirkungen 

an der Quelle 

Vermeidung 

Verringerung der Auswirkungen 

an der Quelle 

 

Vermeidung 

 

 

 

Bekämpfung der Auswirkungen 

an Ort und Stelle 

Ausgleich (vorgezogen) 

Vermeidung 

(Schadensbegrenzung) 

CEF-Maßnahme 

Bekämpfung der Auswirkungen 

beim Empfänger (betroffene 

(Teil-) Population) 

Ausgleich Kompensationsmaß-

nahme (Art. 6 (4)); im 

Einzelfall noch 

Schadensbegrenzung 

 

Bekämpfung der Auswirkungen 

beim Empfänger (funktional 

verbundene (Meta-)Population) 

Ausgleich / Ersatz 

(i.d.R. flächengebun-

den) 

Kompensationsmaß-

nahme (Art. 6 (4)) 

Kompensationsmaßnah

me (Art. 16 FFH-RL, 

Art. 9/13 VS-RL) 

Aufwertung (wertgleich) Ersatz (Keine Entsprechung) (Keine Entsprechung) 
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begründen. Auch wenn weder § 42
BNatSchG noch § 62 BNatSchG diese Mög-
lichkeit explizit einräumen, erscheint es
angemessen, das von der EU-Kommission
für die Anhang IV – Arten entworfene,
gestufte Maßnahmenkonzept aus Vermei-
dung, CEF-Maßnahmen1 und Kompen-
sationsmaßnahmen auch für die europäi-
schen Vogelarten zu Grunde zu legen und
auch in den Anwendungsbereich des natio-
nalen Rechtes der §§ 42 und 62 BNatSchG
zu übernehmen.
In Bezug auf das hier näher betrachtete
Verhältnis Eingriffsregelung / Artenschutz-
recht können die im LBP festgelegten
Maßnahmenarten (nach Eingriffsregelung,
nach FFH-VP)
- bei der fachlichen Prüfung der arten-

schutzrechtlichen Verbote und
- bei der Prüfung der im Rahmen der Aus-

nahme zu wahrenden Randbedingungen
(günstiger Erhaltungszustand)

mit einbezogen werden.
Die verschiedenen Maßnahmentypen und
ihre rechtliche Verankerung sind in Tabel-
le1 dargestellt.

Sofern die artenschutzrechtlichen Inhalte
im Nachgang zu einem bereits vorliegenden
LBP erarbeitet werden müssen, ist bei der
Erstellung des separaten Artenschutz-
beitrages folgende Rückkoppelung mit den
LBP-Inhalten vorzunehmen bzw. sind fol-
gende Inhalte zu prüfen:
- Vollständigkeit der erfassten Tier- und

Pflanzenarten,
- Abstimmung der Bewertung der Beein-

trächtigungen zwischen LBP und Arten-
schutz,

- Erforderlichkeit zusätzlicher Schadens-
begrenzungs-, CEF-Maßnahmen,

- Abstimmung der Maßnahmenplanung
und prüfen der Erforderlichkeit zusätzli-
cher Maßnahmen zur Erhaltung des güns-
tigen Erhaltungszustandes beeinträchtig-
ter Arten.

Die artenschutzrechtlich veranlassten Maß-
nahmen werden analog den Schadensbe-
grenzungsmaßnahmen nach § 34 BNatSchG
(in Verb. mit Art. 6 (3) FFH-RL) und ggf.
den Kohärenzmaßnahmen (nach Art. 6 (4)
FFH-RL) über den Maßnahmenplan, die
Maßnahmenblätter des LBP festgesetzt. In
den Maßnahmenblättern sowie im Vermei-
dungskapitel des LBP sind die aus arten-
schutzrechtlicher Sicht erforderlichen Maß-
nahmen gesondert zu kennzeichnen.
Bei der Ableitung von Vermeidungsmaß-
nahmen sind insbesondere die aus arten-
schutzrechtlichen Gründen erforderlichen
Vorkehrungen zur Schadensbegrenzung und
Populationsstablisierung (CEF-Maßnah-
men) zu beachten. Die aus artenschutzrecht-
licher Sicht erforderlichen Vermeidungs-

maßnahmen, hier insbesondere die aus der
Sicht der VS-RL erforderlichen Maßnah-
men sowie die CEF-Maßnahmen setzen in
Erweiterung der aus der Eingriffsregelung
gebotenen Maßnahmen an der Bekämpfung
der Auswirkungen beim Empfänger, der
betroffenen (Teil-)Population an, bzw. an
Ort und Stelle der Beeinträchtigungen und
nicht nur an der Quelle der Beeinträchtigun-
gen bzw. dem Vorhaben.
Die Vermeidung des Verbotseintrittes durch
Schadensbegrenzungs-/ CEF-Maßnahmen
entlastet vom formalen Ausnahme-/
Abweichungsverfahren, das in Bezug auf
die europäisch geschützten Arten hohe An-
forderungen an das Erfordernis des Vorha-
bens und die Gewährleistung gleich blei-
bend günstiger Lebensbedingungen stellt.
Die nach den Vorkehrungen zur Vermei-
dung und Schadensbegrenzung verbleiben-
den Beeinträchtigungen sind ebenfalls
Grundlage für die Bewertung der Schädi-
gungs- und Störungsverbote des § 42
BNatSchG und der Art 12, 13 FFH-RL
sowie des Art. 5 VS-RL.
Bei der Planung von Ausgleichs- und Er-
satzmaßnahmen und der besonderen
Zulassungsrelevanz des Artenschutzes er-
gibt sich eine zu beachtende Hierarchie in
der Maßnahmenplanung (vgl. Abb. 4). Aus
Artenschutzsicht bedarf es einer art-
spezifischen Planung von Maßnahmen zur
Sicherstellung oder Wiederherstellung ei-
nes günstigen Erhaltungszustandes der Po-
pulation der jeweiligen Art. Im Gegensatz
dazu orientieren sich die Maßnahmen, die
sich aus der Eingriffsregelung ableiten, an
der Wiederherstellung der Leistungs- und
Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes. Für
die Maßnahmenplanung und die Diskussi-

on um die Flexibilisierung der Eingriffs-
regelung wird die räumlich-funktionale Bin-
dung von Maßnahmen stärker durch die
artenschutzrechtlichen Erfordernisse be-
stimmt sein.

Zentrale Datengrundlage für die Berück-
sichtigung der Artenschutzbelange sind
einerseits die landesweiten Arter-
fassungen wie auch das Zusammenfüh-
ren von Daten aus unterschiedlichen Quel-
len, Kartierungen aus unterschiedlichen
Veranlassungen (u. a. Pflege- und
Entwicklungspläne für Schutzgebiete,
FFH-Grunddatenerfassungen, FFH-VP’s,
UVS’en und LBP’s) sowie spezielle
Artenschutzprogramme und andererseits
die Landschaftsplanung. Allerdings las-
sen sich über die im Rahmen der
Landschaftsplanung üblichen Er-
fassungen von Tieren und Pflanzen in der
Regel nicht die spezifischen Anforderun-
gen des Artenschutzes im Rahmen von
Vorhabenszulassungen abbilden.
Aus der Sicht der Praxis bedarf es aber einer
konsequenteren Integration des Artenschut-
zes in die Landschafts- und Grünordnungs-
planung. Die Landschaftsplanung sollte
wiederum die naturschutzfachlichen Leit-
bilder, Erfordernisse und Ziele formulieren
und dabei auch die Artenschutzziele mit den
korrespondierenden Maßnahmen integrie-
ren (vgl. Abb. 5).

Abb. 4: Hierarchie der Maßnahmen.

1 Measures to ensure the continuous
ecological functionality of breeding sites
and resting places (Maßnahmen zur Si-
cherung der kontinuierlichen ökologi-
schen Funktionsfähigkeit der Fortpflan-
zungs- und Ruhestätten.).
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Abb. 5: Schnittstellen zwischen der Landschaftsplanung, dem Artenschutz und der Eingriffs-
regelung / dem LBP.

4 Fazit

Eine integrative Betrachtung der Instrumente
Landschaftsplanung, Eingriffsregelung und
Artenschutz stellt aus den dargelegten Grün-
den naturschutzfachlich sowie auch an-
wendungsbezogen eine Chance dar, die vor-
handenen Vollzugsprobleme dieser Instru-
mente zu lösen. Zudem ist es möglich,
Doppelarbeit, die insbesondere bei der
Abarbeitung von Eingriffsregelung und
Artenschutzbeitrag entstehen kann, zu ver-
meiden. Vor dem Hintergrund der Entwick-
lungen auf europäischer Ebene, die die Eta-
blierung neuer umweltfachlicher Instrumen-
te sowie eine zunehmende Bedeutung die-
ser vorsehen, ist eine effiziente und ergebnis-
orientierte Abarbeitung der Naturschutz-
belange von Bedeutung, um auch national

Akzeptanz für naturschutzfachliche Instru-
mente zu erlangen.
Neben der notwendigen Koordination darf
die spezifische Bedeutung und Berechti-
gung der einzelnen Instrumente nicht in den
Hintergrund rücken. So übernimmt die
Landschaftsplanung eine Koordinations-
funktion insbesondere hinsichtlich eines
gesamträumlichen Planungsansatzes, der
durch die eher vorhabensbezogenen Instru-
mente der Eingriffsregelung und des Arten-
schutzes nicht geleistet werden kann. Ne-
ben den unterschiedlichen Zielsetzungen der
Instrumente (flächendeckender Erhalt des
Status quo im Gegensatz zum Schutz spezi-
fischer Arten) bestehen spezifische Rechts-
folgen, die es zu berücksichtigen gilt.
Vor dem Hintergrund der dargelegten Über-
legungen wird deutlich, dass der LBP über

die nationale Zielsetzung der Eingriffsrege-
lung das zentrale Umsetzungsinstrument für
Maßnahmen im europäischen Kontext, ins-
besondere für Maßnahmen im Zusammen-
hang mit dem Gebietschutz Natura 2000
sowie dem Artenschutz, ist. Die Zukunft der
Eingriffsregelung liegt daher auch in der
Umsetzung der Rechtsfolgen der UVP so-
wie des Gebiets- und Artenschutzes der
FFH- und VS-RL.
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1 Einführung

Seit Einführung der gesetzlichen Eingriffs-
regelung steht in jedem umweltrechtlichen
Lehrbuch, dass es sich dabei um ein zentra-
les Naturschutzinstrument handelt. In Rela-
tion zu diesem hohen Anspruch stand dieses
Instrument zumindest im Hinblick auf die
Entwicklung kreativer Ideen für das Errei-
chen effizienterer Anwendungsergebnisse
kaum im zentralen Blickfeld des behördli-
chen oder auch des Verbandsnaturschutzes.
In den letzten Jahren haben sich vielfach
eher die Bodenschützer, Altlastensanierer
und kommunalen Grünflächenämter für die
Umsetzungspotenziale der Eingriffs-
regelung interessiert. Aktuell ändert sich
die Situation, nunmehr melden sich auch die
Umweltverbände – gemeinsam mit der Land-
wirtschaft - in einem aufwendigen Positions-
papier1 zu Wort. Auch der Deutsche Ver-
band für Landschaftspflege e. V. macht sich
fit für die Umsetzung von Ausgleichs- und
Ersatzmaßnahmen2.
Hoffentlich kommen diese – auf eine strate-
gische Optimierung ausgerichteten - Akti-
vitäten nicht zu spät.
Längst haben die im Zuge der Bemühungen
um Bürokratieabbau in Deutschland zusätz-
lich allenthalben eingerichteten Stabsstellen
für Verwaltungsmodernisierung, Sachgebie-
te für Rechtsmanagement oder Landtags-
sonderausschüsse für Normen und Stan-
dards entdeckt, dass die Eingriffsregelung
namentlich gar nicht im EU-Recht veran-
kert ist und dass man sie daher ja auch nicht
1:1 umsetzen müsse. Mit anderen Worten:
sie sei überflüssig und sowohl Naturschutz-
behörden wie Investoren seien ja nun schon
ausreichend mit Natura 2000 beschäftigt
bzw. belastet. Allein die Frage zu stellen, ob
es nicht vielleicht doch noch sinnvollere
Regelungen außerhalb der Umsetzung
europarechtlicher Anforderungen geben
könne, ist wahrscheinlich inzwischen schon
viel zu ketzerisch als das man ernsthaft
hierüber eine fachliche Diskussion erwar-
ten könnte.

Ich möchte diese Frage dennoch stellen und
sie auch gleich mit „Ja“ beantworten. Zu
diesem Zweck könnte man ganz im Trend
der Zeit näher ausführen, dass die Eingriffs-
regelung

- als ein notwendiger Baustein einer jegli-
chen Nachhaltigkeitsstrategie anzusehen
ist; so mutet es schon geradezu grotesk an,

dass ein explizit der nachhaltigen
Siedlungsentwicklung verpflichteter
Änderungsentwurf zum BauGB diesen
Auftrag u. a. mit der teilweisen Abschaf-
fung der Eingriffsregelung umsetzen
möchte;

- eine entscheidende Rechtsgrundlage für
die Umsetzung auch europarechtlicher
Anforderungen darstellt, bspw. durch die
Verfügbarmachung von Ausgleichs-
flächen für den Wiedergutmachungsauf-
trag aus der Umweltverträglichkeits-
prüfungs-Richtlinie oder die Erfüllung der
dem Mitgliedstaat und nicht dem Ein-
griffsverursacher obliegenden Kohärenz-
sicherung aus der Fauna-Flora-Habitat-
Richtlinie (FFH-RL) oder den neuerdings
so in den Blickpunkt rückenden Anforde-
rungen aus dem besonderen Artenschutz
der FFH- sowie Vogelschutzrichtlinie;

- eine brauchbare Methodik darstellt, die
man in Teilbereichen zur Umsetzung der
Umwelthaftungsrichtlinie heranziehen
kann.

Diese Argumente für die Beibehaltung der
Eingriffsregelung sind indes an anderer Stel-
le wichtiger. Ich möchte vielmehr mit dem
Potenzial der Eingriffsregelung selbst über-
zeugen bzw. mit einigen strategischen Über-
legungen, die wir in Brandenburg seit eini-
gen Jahren mit diesem Instrument anstellen

und die bereits in Teilen durchaus im
Brandenburgischen Naturschutzgesetz wie-
derzufinden sind. Es sind Regelungen, de-
nen die Rolle der Eingriffsregelung nicht
mehr nur als bloßes reaktives ordnungs-
politisches Instrument zugrunde liegt, son-
dern die der Eingriffsregelung auch im Sin-
ne eines aktiv planerischen Gestaltungs-
instrumentes des Naturschutzes Geltung
verschaffen können und sollen.

2 Ausfüllungsbedürftige
Rahmenvorschriften des BNatSchG

Zunächst ist auf zwei wesentliche rahmen-
rechtliche Eckpunkte für eine effiziente
Anwendung der Eingriffsregelung hinzu-
weisen. Der Bundesgesetzgeber hat bei der
letzten Novellierung des BNatSchG
durchaus erkannt, dass es das seit Jahrzehn-
ten allenthalben beklagte Vollzugsdefizit
gibt und den Ländern dabei schwierige Haus-
aufgaben aufgegeben:
- Da ist zunächst § 18 Abs. 5 BNatSchG zu

nennen, wonach die Länder weitere Vor-
schriften zur Sicherung der Durchfüh-

Axel Steffen

Die Eingriffsregelung im Länderrecht am Beispiel Brandenburgs

1 Positionspapier „Entsiegelung bei Neuver-
siegelung - Eingriffsregelung optimiert an-
wenden! Gemeinsame Forderungen aus
Landwirtschaft und Naturschutz 2006“.

2 Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen mit der
Landwirtschaft, Heft 8 der DVL-Schriften-
reihe „Landschaft als Lebensraum“, Mai
2006.

Schr.-R. d. Deutschen Rates für Landespflege (2007), Heft 80, S. 41-44
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rung der im Rahmen der Eingriffsrege-
lung zu treffenden Ausgleichs- und Er-
satzmaßnahmen zu erlassen haben. Kei-
ner Landesregierung ist es bislang hinrei-
chend überzeugend gelungen, eine tat-
sächliche Sicherung der Durchführung
von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen
klar und eindeutig ins Landesnaturschutz-
gesetz zu schreiben. Alle meine Kollegen
haben das Problem, dass sie mit Vorha-
bensträgern und Zulassungsbehörden kon-
frontiert sind, die maximal die berühmte
Ersteinrichtung und Herstellungspflege
in den Blick nehmen und spätestens nach
der zivilrechtlichen Bauabnahme mit dem
örtlichen Galabaubetrieb sich allenfalls
noch eine untere Naturschutzbehörde um
die weitere Durchführung der Kompen-
sationsmaßnahmen Sorgen macht. An
dieser Stelle darf ich als Landesvertreter
gegenüber dem Bund nunmehr den Ball
zurückspielen und für das neue Bundes-
naturschutzgesetz, dass erstmalig eine
Vollregelung der Eingriffsregelung bein-
halten wird, eine klarstellende und ein-
deutige Regelung einfordern, wonach
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen zu-
mindest so lange zu unterhalten und
gegebenenfalls zu pflegen sind, wie der
Eingriff andauert, mit anderen Worten:
regelmäßig dauerhaft.

- Des Weiteren ist auf § 19 Abs. 4 BNatSchG

hinzuweisen: Die Länder können weiter-
gehende Regelungen erlassen. Insbeson-
dere können sie Vorgaben zur Anrech-
nung von Kompensationsmaßnahmen
treffen.

Während wir in Brandenburg zu dem zuvor
genannten Regelungsbereich bislang erfolg-
los an einer wirklich klaren Regelung gear-
beitet haben, glauben wir im Bereich der
Kompensationsmaßnahmen durchaus eini-
ge erwähnenswerte Ansätze im geltenden
Naturschutzrecht untergebracht zu haben.
Ein Wunsch an die Autoren des Referenten-
entwurfs in diesem Zusammenhang: Ana-
log zum gesetzlichen Vorrang von Aus-
gleichsmaßnahmen gegenüber Ersatz-
maßnahmen ist für mich überlegenswert,
einen gesetzlichen Vorrang für die Inan-
spruchnahme von Flächenpools gegenüber
isoliert wirkenden Einzelmaßnahmen (im
Landesrecht) zu ermöglichen. Vorausset-
zung hierfür wäre allerdings eine im Sinne
einer Qualitätssicherung konkret zu fassen-
de Begriffsdefinition des „Eingriffs-
regelungs-Flächenpools“.

3 Regelungsansätze im
Landesnaturschutzgesetz
Brandenburg für eine Optimierung
der Wiedergutmachungsfunktion

Die folgenden Ausführungen beschäftigen
sich ausschließlich mit der Ausfüllung der
Wiedergutmachungsfunktion, also mit den

Kompensationsmaßnahmen als Rechtsfolge
der Eingriffsregelung und deren Ausgestal-
tung im brandenburgischen Landesrecht. In
Relation zum Vermeidungsgebot oder der
spezifischen Abwägungsregelung stellt sie
für mich allerdings ohnehin die weitaus
bedeutendste Funktion dar3.

Zunächst ist ein zentraler Baustein zu nen-
nen: § 12 Abs. 2 Landesnaturschutzgesetz,
der hinsichtlich der räumlichen Zuordnung
von Ersatzmaßnahmen einen sehr weiten

Naturraumbegriff zu Grunde legt. Dieser
weite Naturraumbegriff ist wiederum es-
senzielle Grundlage und Voraussetzung
dafür, das Instrumentarium von regionalen
Maßnahmen und Flächenpools erfolgreich
etablieren zu können.
Mit diesem Poolansatz beschäftigt sich im
wesentlichen § 14 BbgNatSchG, der die
grundsätzliche Anerkennungsfähigkeit von
so genannten vorgezogenen Maßnahmen
attestiert und, zunächst speziell für die
Umsetzung vorgezogener Maßnahmen, ei-
nen gesetzlichen Vorrang in Maßnahmen-
und Flächenpools formuliert. Diese zunächst
noch mit wenig Regelungsgehalt ausgestat-
tete Rechtsvorschrift hat jüngst eine Ergän-
zung in Form einer Rechtsverordnungs-

ermächtigung (§ 14 Abs. 2 BbgNatSchG)

erfahren, die für die dahinter stehende Phi-
losophie der Eingriffskompensation wichti-
ge Weichen stellen soll:

- Die Verordnung wird Bewertungsvor-
gaben für vorgezogene Maßnahmen be-
inhalten. Dies ermöglicht uns, vorgezo-
genen Maßnahmen einen naturschutz-
fachlichen Mehrwert zu bestätigen, da sie
für Natur und Landschaft frühzeitiger
wirksam werden als Maßnahmen, die im
Zuge oder nach der Baudurchführung ei-
nes Eingriffs ausgeführt werden. Geplant
ist, dass der naturschutzfachliche Mehr-

wert mit drei Prozent des Umfanges der in
der Eingriffsausgleichsbilanzierung er-
mittelten Kompensationsverpflichtung für
jedes Jahr, das dem Eingriff voran geht,
bewertet wird. Die Verordnung wird
weiterhin eine absolute Obergrenze fest-
schreiben.

- Wir planen über die Rechtsverordnung
die offizielle Einführung eines in der Pra-
xis bereits angelaufenen Zertifizierungs-
verfahrens für Maßnahmen oder Flächen-
pools. Bekanntlich ist der Begriff des
Maßnahmen- oder Flächenpools beim
Bundespatentamt noch nicht geschützt.
Wir möchten jedoch mit den brandenbur-
gischen Flächen- und Maßnahmenpools -
vielleicht zum Unterschied zu einem her-
kömmlichen Ökokontobegriff - einen
Qualitätsbegriff für die Kompensation

verbinden und eine Art Vertrauenssiegel

für eine besondere naturschutzfachliche
Qualität vergeben. Wir versprechen uns

davon eine erleichterte Vermarktung groß-
flächiger Pools und wir sind durchaus der
Auffassung, dass der erhöhte bzw. nach-
haltigere Aufwertungseffekt von zertifi-
zierten Maßnahmen aus fachlicher Sicht
durch einen Nachlass (von bis zu zehn
Prozent) des zuvor ermittelten Kompen-
sationsumfanges im konkreten Zuord-
nungsverfahren honoriert werden sollte.
Daneben wird die Zertifizierung auch eine
Voraussetzung für eine denkbare Vorfi-
nanzierung von Maßnahmen über den
Naturschutzfonds Brandenburg sein, über
den ich gleich noch mehr berichten wer-
de, da er auch für die Praxis der Eingriffs-
regelung im Land Brandenburg insgesamt
einen ganz wesentlichen Baustein dar-
stellt.

- Der dritte Regelungsbereich der Rechts-
verordnung wird sich mit der Anerken-
nung von Flächenagenturen beschäftigen,
die sich mit der Bevorratung und dem
Vertrieb möglichst vorlaufender Kom-
pensationsmaßnahmen beschäftigen. Wir
möchten erreichen, dass eine geprüft zu-
verlässige Flächenagentur mit befreien-
der Wirkung für Vorhabensträger diese
Kompensationsverpflichtungen komplett
übernehmen kann: das so genannte „Rund-
um-Sorglos-Paket“ für den Eingriffsver-
ursacher. Denjenigen, die sich mit dem
hessischen Landesrecht auskennen, wird
dies bekannt vorkommen. Es ist eine Idee,
die dort bereits einen Schritt weiter umge-
setzt worden ist.

Wie weit sind wir mit unserem Konzept?
Die schönsten Regelungen in einem Landes-
naturschutzgesetz bewirken zunächst einmal
gar nichts. Sie stellen nur eine Grundlage für
ein entsprechendes Handlungskonzept dar,
an dem Brandenburg schon seit längerem
arbeitet. Wesentliche Bausteine waren und
sind hier ein Erprobungs- und Entwicklungs-
vorhaben an der Mittleren Havel, die daraus
erfolgte Gründung einer privatrechtlichen
Flächenagentur-GmbH, ein im Ministerium
für Ländliche Entwicklung, Umwelt und
Verbraucherschutz (MLUV) erarbeitetes
Suchraumkonzept und die Bewilligung von
bisher 1,8 Millionen Euro für Planung und
Grunderwerb in Vorbereitung von Maßnah-
men- und Flächenpools durch den Stiftungs-
rat des NaturSchutzFonds Brandenburg.

Ein „Qualitätsbegriff“ für Flächen- und
Maßnahmenpools in Brandenburg ist er-
läuterungsbedürftig: Jeder kann zunächst
einmal eine derartige Zertifizierung seines
Poolkonzeptes im Umweltministerium be-
antragen. Wir haben dafür eine Checkliste

3 Insofern ist die dem Papier der Verbände zu
entnehmende, auf eine Optimierung des
Vermeidungsgebots abzielende Hauptstoß-
richtung zumindest de lege lata unrealistisch.
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entwickelt, die uns in die Lage versetzen

soll, den gewünschten Qualitätsstandard

dann abprüfen zu können. Dieser sieht in

verkürzter Form folgende wesentliche As-

pekte vor:

- Zunächst ist ein naturschutzfachliches

Konzept unter Berücksichtigung der

Landschaftsplanung und übergeordneten

Planungen erforderlich.

- Da das Ganze der Kompensation im Zuge

der Eingriffsregelung dienen soll, bedarf

die Anerkennung von derartigen Pools

eines Minimums an plausibler Darstel-

lung, dass es auch einen entsprechenden

mittelfristig abrufbaren Bedarf im betrof-

fenen Naturraum gibt.

- Wir gehen davon aus, dass es sich um eine

zusammenhängende Flächenkulisse von

mindestens 30 ha handeln muss, damit

das abgeleitete Aufwertungspotenzial tat-

sächlich in räumlich-funktionalem Zu-

sammenhang steht.

- Günstig für einen Zertifizierungserfolg

ist zudem eine möglichst breite Maßnah-

menpalette, um tatsächlich potenziellen

Eingriffsverursachern auch angemessene

Angebote, die vor allen Dingen unseren

Anforderungen aus der klassischen Ein-

griffsregelung Rechnung tragen, unter-

breiten zu können. Wir gehen übrigens

insgesamt davon aus, dass wir mit Hilfe

dieses sehr weiten Naturraumbegriffs und

der damit verbundenen sehr weiten Ent-

koppelung von Eingriffsort und tatsächli-

cher Kompensation ein höheres Maß an

funktionaler Ableitung hinsichtlich der

Beeinträchtigungen erreichen können.

- Ganz entscheidend ist weiterhin das Vor-

handensein einer planerischen Konzepti-

on, die auf Akzeptanz und Kooperation

mit den Landnutzern vor Ort fußt. Ganz

abgesehen einmal davon, das wir schon

im Interesse der Erfolgswahrscheinlich-

keit und langfristigen Durchführung ent-

sprechender Poolmaßnahmen auf die

Zusammenarbeit mit der Land- und

Forstwirtschaft setzen wollen, garan-

tiert dieser Ansatz dem Vorhabensträ-

ger, der Poolflächen in Anspruch neh-

men will, dass es zumindest in diesen

Fällen im tatsächlichen Verwaltungs-

verfahren nicht zu Problemen kommen

wird.

- Schließlich muss der Poolbetreiber eine

regelmäßige fachliche Kontrolle absichern

können. Nach meiner Auffassung werden

wir mittelfristig ohne diese Poolansätze

und Institutionen, die sich regional mit

Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen be-

schäftigen und mit einem entsprechenden

Eigen-Interesse ausgestattet sind, über-

haupt keine angemessene Kontrolle im

Rahmen der Eingriffsregelung organisie-

ren können.

4 Ersatzzahlung als integrativer
Bestandteil des
Eingriffsregelungssystems

In Brandenburg soll die Ersatzzahlung -

neben der üblichen Funktion als Ultima

ratio - auch geleistet werden, wenn damit

eine Aufwertung des Naturhaushalts oder

des Landschaftsbilds mit gleichen Aufwen-

dungen besser verwirklicht werden kann (§

15 Abs. 1 BbgNatSchG). Dieser relativ of-

fensive Umgang mit dem Instrument der

Ersatzzahlung fußt auf der Gesamtphiloso-

phie in Brandenburg, die die Ersatzzahlung

von vornherein als integrativen Bestandteil

des Instruments der Eingriffsregelung an-

sieht. Besser verwirklicht werden kann die

Kompensation im Wege der Wiederverwen-

dung durch den Naturschutzfonds Branden-

burg jedenfalls dann, wenn sich z. B. die im

Landschaftspflegerischen Begleitplan vor-

geschlagene Maßnahme zu kleinflächig, iso-

liert und unangepasst in die landschaftliche

Einbindung darstellt, oder wenn z. B. in der

landschaftspflegerischen Begleitplanung

eine nach allen Regeln der Fachplanerkunst

projektierte Streuobstwiese vorgeschlagen

wird, aber weder die dafür vorgesehene

Fläche bereits in der Verfügungsmacht des

Vorhabensträgers liegt oder auch nur

ansatzweise erkennbar ist, wer sich nach der

berühmten Ersteinrichtungspflege über-

haupt um diese Streuobstwiese kümmern

wird. Das sind Fälle, in denen der Natur-

schutzfonds Brandenburg mit hinreichen-

der Wahrscheinlichkeit die verwendeten

Gelder besser für die Kompensationsziele

der Eingriffsregelung anwenden bzw. ver-

wenden wird: durch die Förderung von Na-

turschutzprojekten im klassischen Sinne

oder, und hier schließt sich der Kreis in der

Gesamtkonzeption der Eingriffsregelung in

Brandenburg, er finanziert mit diesem Geld

wiederum Planungen und vorgezogene

Maßnahmen im Rahmen zertifizierungsfä-

higer Maßnahmenpools. Der Naturschutz-

fonds Brandenburg hat mittlerweile den

gesetzlichen Auftrag zum Aufbau von Flä-

chen- und Maßnahmenpools für die Ein-

griffsregelung; mittlerweile hat er eine 100-

Prozent-Tochter in Form einer privatrecht-

lichen GmbH gegründet, die die eigeniniti-

ierten und geförderten Flächenpools lan-

desweit vermarktet.

Die Abbildung 2 gibt den derzeitigen Stand

beim Aufbau regionaler Flächenpools im

Land Brandenburg wieder. Die grünen  Krei-

se skizzieren derzeit vermittelbare Flächen-

Abb.2: Derzeitiger Stand des Aufbaus regionaler Flächenpools in Brandenburg.
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pools der Flächenagentur Mittlere Havel

GmbH, die orangenen  Kreise zeigen Pools,

die federführend durch die Landschaftspfle-

geverbände in Brandenburg betreut wer-

den, mit denen die GmbH immer enger

zusammenarbeitet. Weitere Pools sind im

Aufbau. Auch andere Poolbetreiber melden

sich zu Wort, derzeit hat die Bundesforst-

verwaltung zwei Poolprojekte zur Zertifi-

zierung beim MLUV beantragt. Mehrere

öffentliche Vorhabensträger, leider noch

nicht alle, haben sich von der Attraktivität

der Poolangebote bereits überzeugt und ein-

gefahrene Denk- und Handlungsstrukturen

zugunsten eines für alle an der Eingriffsre-

gelung Beteiligten überzeugenderen Kom-

pensationskonzeptes verlassen. Für private

Vorhabensträger stellt die Inanspruchnah-

me von Poolflächen keinerlei Hürden dar.

5 Ausblick

Rechtliche Regelungen stellen noch kein

erfolgreiches Handlungskonzept dar. Sie

sind aber eine wichtige Grundlage für eine

aktive Nachhaltigkeitspolitik im Bereich des

Naturschutzrechts. Dabei ist es nicht so ein-

fach mit dem sehr sperrigen Begriff der

„Eingriffsregelung“ bei Politikern Gehör zu

finden. In den letzten Jahren war das

jedenfalls mit dem Begriff des Flächen-

pools eher und einfacher der Fall. Die För-

derung von Flächenpools steht mittlerweile

ausdrücklich auch im Koalitionsvertrag der

derzeitigen Regierungsparteien in Branden-

burg. Ich möchte Ihnen abschließend noch

einmal die Grundphilosophie der Vor-

gehensweise in Brandenburg nahe bringen.

Ich tue dies vor dem Hintergrund, dass die

jüngste Rechtsentwicklung, nämlich die von

mir hier erläuterte Rechtsverordnungs-

ermächtigung im Rahmen des ersten Branden-

burgischen Bürokratieabbaugesetzes einge-

führt worden ist. Und wenn es gelungen ist,

im Bürokratieabbaugesetz eine zusätzliche

Norm unterzubringen, muss das dahinter ste-

hende Gesamtkonzept jedenfalls auch für die

Nichtnaturschützer durchaus überzeugend

gewesen sein. Deswegen nochmals - grob

vereinfachend - die drei Säulen für eine effi-

ziente Handhabung der Eingriffsregelung, wie

wir sie in Brandenburg anstreben:

1. Dazu gehört die Anerkennungsfähigkeit

(Geeignetheit) von angebotenen Aus-

gleichs- und  Ersatzmaßnahmen, die von

den beteiligten Naturschutzbehörden kon-

sequent auf die tatsächlich regionalen

Ziele des Naturschutzes in der Land-

schaftspflege auszurichten und ganz ent-

scheidend auch von der Erfolgswahr-

scheinlichkeit ihrer tatsächlichen Umset-

zung und somit auch von einer entspre-

chend dauerhaft wirksamen Betreuung

abhängig zu machen sind. Für die Zu-

kunft sollte daher neben den selbstver-

ständlich weiterhin wichtigen rein fachli-

chen Kriterien für die Anerkennung von

Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen auch

dieser Aspekt einer fehlenden Erfolgs-

wahrscheinlichkeit als möglicher Ableh-

nungsgrund näher ausgearbeitet werden.

2. Darüber hinaus wird ein System großräu-

mig biotopvernetzender Flächen- und

Maßnahmenpools in den jeweiligen na-

turräumlichen Regionen Brandenburgs

aufgebaut. Sie beinhalten ein vielfältiges

fachlich und räumlich zusammenhängen-

des Maßnahmenangebot, das flexibel auf

verschiedenartige funktionale Kompen-

sationserfordernisse eingehen kann. Die-

se so genannten Komplexmaßnahmen spie-

len eine zentrale Rolle nicht nur im Bereich

der klassischen Eingriffsregelung, sondern

selbstverständlich auch zur Schaffung von

Verbindungselementen (Art. 10 der FFH-

Richtlinie Biotopverbindungen) und zur

Gewässerrenaturierung. Dabei ist die nach-

zuweisende langfristige Betreuung und

Kontrolle der umgesetzten Maßnahmen

durch den Poolbetreiber ein ganz zentraler

Baustein des Flächenpoolkonzeptes und

m. E. für die Eingriffsregelung insgesamt.

3. Alle Fallgruppen bzw. Maßnahmen, die

den Anforderungen unter 1. oder 2. im

konkreten Verwaltungsverfahren nicht

genügen, können von den Naturschutz-

behörden aus fachlichen Gründen abge-

lehnt und im Rahmen der Anforderungen

aus § 15 Landesnaturschutzgesetz als Er-

satzzahlungen festgelegt werden. In die-

sem Fall ist davon auszugehen ist, dass

mittels der Ersatzzahlung die Ziele und

Grundsätze des Naturschutzes und der

Landschaftspflege besser verwirklicht

werden können.

Ich wünsche mir, dass die Drei-Säulen-The-

orie verdeutlichen konnte, dass für eine

hoffentlich zukunftssichere Eingriffs-

regelung das Instrument der Ersatzzahlung

und die Flächen- bzw. Maßnahmenpoolan-

gebote zwei miteinander verknüpfte Bau-

steine einer notwendigen Gesamtstrategie

sind und sich nicht widersprechen. Flächen-

pools werden schon auf Grund des enormen

Aufwandes in der Organisation und Finan-

zierung räumlich nur Teile der Eingriffs-

regelung - möglichst für Schlüsselprojekte

des Naturschutzes - abschöpfen können und

keineswegs die flächenhafte Anwendung

der Eingriffsregelung in Brandenburg erset-

zen. Ich sehe mit diesem Gesamtansatz auch

ein Stück größere Akzeptanz für das Instru-

ment der Eingriffsregelung insgesamt  bzw.

zumindest die Chance hierfür.

Die Eingriffsregelung ist aus dem Instru-

mentenkoffer des Naturschutzes nicht mehr

wegzudenken. Ich freue mich über die klare

öffentliche Position des Bundesumweltmi-

nisters, der die Eingriffsregelung selbstver-

ständlich zu den Grundsätzen des Natur-

schutzes insgesamt zählt. Dies wird in der

weiteren Diskussion um die Föderalismus-

reform mit Sicherheit noch eine Rolle spie-

len. Die Arbeit an einem neuen BNatSchG

mit einer erstmaligen Vollregelung in der

Eingriffsregelung kann in ihrer Bedeutung

für die Zukunft der Eingriffsregelung kaum

überschätzt werden. Und um noch einmal

auf die Ausgangsfrage zurückzukommen,

wozu wir die naturschutzrechtliche Ein-

griffsregelung brauchen: Ich kann mir

schlechterdings eine wie auch immer im

einzelnen ausgestaltete Nachhaltigkeitsstra-

tegie des Bundes oder auch eines Landes

nicht ohne ein Bekenntnis zur Anwendung

der Eingriffsregelung vorstellen. Der der

Eingriffsregelung zugrunde liegende Wie-

dergutmachungsansatz, verbunden mit dem

so genannten Huckepacksystem der Ein-

griffsregelung, dass die Anwendung der

Eingriffsregelung erst nach Feststellung der

Zulassungsfähigkeit erlaubt, erfüllt nach-

gerade ideal die Vorstellungen, die man sich

üblicherweise von einer nachhaltigen Ent-

wicklung macht.

Abschließend möchte ich an dieser Stelle an

den Zusammenhalt der für den Naturschutz

Handelnden appellieren: Die Eingriffs-

regelung würde heute viel stabiler dastehen,

wenn es ihr in den vergangenen Jahren ge-

lungen wäre, beispielsweise analog zum

Immissionsschutz so etwas wie eine TA

Eingriff bundesweit zu etablieren. Als Ver-

treter eines Landes erkläre ich hier aus-

drücklich, dass wir bundesweit einheitliche

Standards für die Eingriffsregelung benöti-

gen. Die Straßenbauverwaltung macht es

dem Naturschutz doch vor, wenn mit einem

Hinweis auf irgendeine DIN-Vorschrift oder

ein Regelausbauquerschnittsprofil (RAS-Q)

ganz locker gesetzliche Tatbestände des

Naturschutzrechts in Frage gestellt werden

(z. B. der gesetzliche Alleenschutz). Dem

kann und muss die naturschutzrechtliche Ein-

griffsregelung bundesweite Standards gera-

de auch unterhalb der gesetzlichen Ebene

entgegensetzen. Der Naturschutz insgesamt

braucht auch weiterhin dynamische Ansätze

- die Weiterentwicklung der Eingriffsregelung

ist daher unverzichtbar.

Anschrift des Verfassers:

Axel Steffen

Ministerium für Ländliche Entwicklung,

Umwelt und Verbraucherschutz

des Landes Brandenburg

Abt. 4 Forst- und Naturschutz

Albert-Einstein-Str. 42-46

14411 Potsdam

E-Mail: axel.steffen@mluv.brandenburg.de
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Gegenstand des Beitrags sind die Ergebnis-
se des F+E-Vorhabens: „Folgenbewältigung
von Eingriffen im internationalen Ver-
gleich“. Zielsetzung der im Jahr 2002 im
Auftrag des Bundesamtes für Naturschutz
(BfN) abgeschlossenen Studie1 war es,
Umgangsweisen anderer Länder mit Ein-
griffen in Natur und Landschaft zu recher-
chieren und einen Überblick darüber zu
geben, in welchen Ländern Ansätze zu fin-
den sind, die mit Elementen der deutschen
Eingriffsregelung vergleichbar sind. Auf
Basis der - in dieser Form bis dato erstmali-
gen - Zusammenstellung sollte jenen Ansät-
zen besondere Aufmerksamkeit gewidmet
werden, aus denen ggf. Anregungen für eine
Verbesserung oder Weiterentwicklung der
deutschen Praxis zu gewinnen waren. Ein
Rechtsvergleich war nicht Gegenstand der
Untersuchung. Recherchiert wurden Rechts-
normen, Verfahren, Programme, Veröffent-
lichungen und fachliche Stellungnahmen in
20 Ländern in Europa und Nordamerika.
Daneben wurden auf europäischer Ebene
länderübergreifende Gremien, internationale
Netzwerke und Abkommen im genannten
Kontext ausgewertet. Flankierend wurde im
Jahr 2001 ein internationaler Experten-
workshop mit Teilnehmern aus einem Kreis
der untersuchten Länder durchgeführt. Die
Studie hat eine Reihe interessanter Ansätze
anderer Länder gefunden, zu nennen sind
Kanada, Niederlande, Österreich, Schweiz
und USA. Teilweise beschränken sich die
identifizierten Ansätze auf Einzelaspekte
der Entscheidungskaskade der Eingriffs-
folgenbewältigung (z. B. Vermeidung),
teilweise weisen sie eine räumliche
Limitierung oder eine auf bestimmte natür-
liche Funktionen begrenzte Anwendung auf.
Auch die rechtliche Bindungswirkung ist in
den untersuchten Ländern unterschiedlich
ausgestaltet. In einzelnen Ländern wurden
Verfahren vorgefunden, die über den deut-
schen Regelungsrahmen hinausreichen oder
weitergehende Anforderungen stellen (z. B.
Monitoring). Insgesamt hat sich jedoch die
Einschätzung bestätigt, dass die deutsche
Eingriffsregelung im internationalen Ver-
gleich ein hoch entwickeltes und in seinem
rechtlichen Zuschnitt und Anwendungs-
bereich weit reichendes Instrument ist. Der
Austausch mit den kontaktierten Experten
aus den untersuchten Ländern hat gezeigt,
dass ein großes Interesse an fachlichem
Austausch über Erfahrungen mit der deut-

Wolfram Siewert

Ansätze zur Folgenbewältigung im internationalen Bereich

schen Eingriffsregelung besteht. Dies bele-
gen auch aktuelle Bestrebungen und Kon-
takte. Hier kann und sollte Deutschland im
Kontext europäischer Initiativen sowie in-
ternationaler Aktivitäten Beiträge leisten.
Untersucht wurden konkret die EU-Mit-
glieder Belgien, Dänemark, Finnland, Frank-
reich, Griechenland, Großbritannien, Itali-
en, Irland, Luxemburg, Niederlande, Öster-
reich, Portugal, Schweden und Spanien.
Dazu kam eine Auswahl damaliger Beitritts-
kandidaten (Polen, Tschechische Republik,
Ungarn), als weiteres europäisches Land
die Schweiz sowie aus Nordamerika Kana-
da und USA. Dazu wurden die Wirkungen
von internationalen Strategien, Gremien,
Konventionen in die Untersuchung einbe-
zogen2.
Der Beitrag geht zunächst auf drei Länder-
beispiele mit weit entwickelten Verfahren
(NL, CH, USA) sowie einige interessante
internationale Aktivitäten näher ein. An-
schließend werden generelle Ergebnisse
zusammengefasst. Abschließend erfolgt ein
Ausblick aus deutscher Sicht.

Beispiel Niederlande

Das nationale umweltpolitische Programm
(Nationaal Milieubeleidsplan) enthält die
Prinzipien der nationalen Umweltpolitik.
Ein zentrales übergeordnetes Prinzip ist die
Integration der Umweltpolitik in alle rele-
vanten Politikbereiche. Andere benannte
Prinzipien sind u. a. das Vorsorgeprinzip,
das Verursacherprinzip, das Stillstandsprin-
zip (Umweltzustand auf dem Status quo
erhalten) sowie das Umwelt-Raum-Prinzip
(Limits für maximalen Raumverbrauch für
eine Person). Ein wichtiges Element dieses
Programms ist die Ausweisung der „Ökolo-
gischen Hauptstruktur“ (Ecologische Hoof-
dstructuur) = nationales Biotopvernetzungs-
programm. Für Eingriffe hier gilt das nieder-
ländische Kompensationsprinzip (Compensa-
tiebeginsel). Als interministerielle Vereinba-
rung ist es im „Nationalen Strukturprogramm
Ländlicher Raum“ (Structuurschema Groe-
ne Ruimte) formuliert und bindet die natio-
nalen Behörden, die wiederum die Maßga-
ben in ihren Fachprogrammen konkretisie-
ren. Seit 1994 besteht das Umwelt Manage-
ment Gesetz, das als Rahmengesetz von den
Provinzen auszufüllen ist. Es vollzieht die
Integration verschiedener Umweltfachge-
setze sowie Regelungen zur Aufstellung
von Umweltplänen und -programmen. Es

ist die Grundlage zur einheitlichen Geneh-
migung für alle umweltrelevanten Vorha-
ben (ausgenommen Gewässerverschmut-
zung) und regelt auch die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung. Das Nationale Natur-
schutzprogramm von 1990 legt das Konzept
der Ökologischen Hauptstruktur als Strate-
gie zur nationalen Umsetzung des Konzepts
der ökologischen Vernetzung zu Grunde.
Die Umsetzung erfolgt zum größten Teil
durch die Provinzen. Ziele sind, weitere
Zerschneidungen der Ökologischen Haupt-
struktur zu vermeiden, bestehende Zer-
schneidungen der Ökologischen Hauptstruk-
tur zu reduzieren und an bestehenden Zer-
schneidungen der Ökologischen Hauptstruk-
tur entsprechende ökologische Maßnahmen
zu treffen. Wenn Vermeidung oder Minde-
rung nicht möglich ist, sind Kompensati-
onsmaßnahmen durchzuführen. Bis 1993
war die Umsetzung des Kompensationsge-
botes nicht bindend. Es bestand lediglich
eine Selbstverpflichtung der Regierung, in-
nerhalb der Ökologischen Hauptstruktur
ökologische Schäden durch großräumige
Infrastrukturprojekte der öffentlichen Hand
zu kompensieren. Das Kompensationsprin-
zip ist in Vereinbarungen zwischen betrof-
fenen Fachverwaltungen bzw. Ministerien
geregelt. Es werden zwei zentrale Ziele ver-

1 PETERS, W.; SIEWERT, W. & SZARA-
MOWICZ, M. (2003): Folgenbewältigung
von Eingriffen im internationalen Vergleich.
Endbericht zum F+E-Vorhaben FKZ 899 82
140 „Analyse von Arbeitsschritten zur Fol-
genbewältigung von Eingriffen in Naturhaus-
halt und Landschaftsbild im europäischen
und amerikanischen Ausland und Ableitung
methodischer Verbesserungen bei der An-
wendung und Umsetzung in der Praxis. Bun-
desamt für Naturschutz. BfN Eigenverlag.
Bonn – Bad Godesberg (= BfN-Skripten 82/
2003).

2 Untersucht wurden: Paneuropäische Strate-
gie der biologischen und landschaftlichen
Vielfalt (Pan-European Biological and Lands-
cape Diversity Strategy - PEBLDS), Interna-
tional Eco Network Europe (IENE), COST
(Co operation in the field of Scientific and
Technical Research), COST Transport -
COST Action 341 ‘Habitat fragmentation
due to infrastructure’, Alpenkonvention,
Europäische Landschaftskonvention, Com-
mittee on the Challenges of modern society
(CCMS / NATO), ECNC (European Centre
for Nature Conservation): ECNC Network
und Special Interest Network (SIN): LYNX,
IAIA (International Association for Impact
Assessment), European Network of EIA
Centres, IMPEL (European Union Network
for the Implementation and Enforcement of
Environmental Law), PENELOPE.

Schr.-R. d. Deutschen Rates für Landespflege (2007), Heft 80, S. 45-55
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folgt: Zum einen die Integration von Natur-
schutzinteressen in den Entscheidungspro-
zeß - der Vorhabenträger wird auf die Ein-
griffe sowie die möglichen Gegenmaßnah-
men und die dafür anfallenden Kosten hin-
gewiesen. Zum anderen die Erhaltung des
„Status quo“ bezüglich der Lebensräume
(No Net Loss). Ökologische Kompensation
wird definiert als Ersatz ökologischer Funk-
tionen und Werte, die durch Entwicklungs-
vorhaben (z. B. Autobahnen) beeinträchtigt
sind. Die Kompensationsverpflichtung be-
zieht sich dabei nur auf die Gebiete, die im
Rahmen des nationalen Naturschutzpro-
gramms als ökologisch wertvoll und schüt-
zenswert ausgewiesen sind. Konkret wird
das Kompensationsprinzip angewendet,
wenn bestimmte Flächentypen durch die
betreffenden Vorhaben beeinträchtigt wer-
den3. Zur Umsetzung legt der Strukturplan
für Ländliche Gebiete Kriterien für die An-
wendung des Kompensationsprinzips fest
(CUPERUS et al. 2001): Zunächst ist der
Verursacher für die Implementierung des
Kompensationsprinzips verantwortlich. Die
Rechtmäßigkeit eines Vorhabens muss fest-
stehen, bevor Kompensationsmaßnahmen
festgelegt werden. Schädliche Einwirkun-
gen sind soweit wie möglich zu vermeiden,
eintretende Beeinträchtigungen vorzugswei-
se zu vermindern und nur als letzte Mög-
lichkeit zu kompensieren. Die Kompensati-
on beinhaltet das „No Net Loss“-Prinzip
bezogen auf Fläche und Qualität. Beein-
trächtigungen von Habitaten sollten durch
Schaffung gleichartiger Qualitäten
und / oder, wenn das nicht möglich ist,
qualitativ gleichwertig kompensiert werden.
Wenn die naturale Kompensation nicht
möglich ist, ist monetäre Kompensation
zwingend. Das Nationale Strukturprogramm
Ländlicher Raum lenkt das Kompensati-
onsprinzip vorrangig auf ökologische Funk-
tionen im engeren Sinne. In begrenztem
Umfang werden auch Erholungsfunktionen
einbezogen. Das nationale Programm Länd-
licher Raum und das darin verankerte Kom-
pensationsprinzip soll in den Niederländi-
schen Provinzen durch spezielle Kompen-
sationspläne konkretisiert und unterstützt
werden. Einige Provinzen  haben den An-
wendungsbereich des Kompensationsprin-
zips noch erweitert, indem sie neben der
ökologischen Hauptstruktur zusätzliche Flä-
chen mit einer Kompensationsverpflichtung
belegt haben. Diese erweiterte Verpflich-
tung besteht jedoch aufgrund der fehlenden
gesetzlichen Regelungen nur für Vorhaben,
die durch Behörden der Provinz durchge-
führt werden. In der Provinz Nord-Brabant
wurden darüber hinaus zehn abgestufte Kri-
terien zur Planung angemessener Kompen-
sationsmaßnahmen festgelegt4. Zusätzlich
wurden Regelungen zur Absicherung der

Umsetzung der Kompensationsverpflichtun-
gen über Bankbürgschaften oder vertragli-
che Vereinbarungen entwickelt. Neben den
Provinzen spielen für die Umsetzung des
Kompensationsprinzips die Fachplanungen
eine besonders wichtige Rolle. Aufgrund
der fehlenden rechtlichen Regelungen ist
die konkrete Anwendung und Gestaltung
des Kompensationsprinzips auf Verfahrens-
regelungen der Fachplanungsbehörden an-
gewiesen. Daher wird das Prinzip in den
verschiedenen Vorhabenbereichen sehr un-
terschiedlich umgesetzt. Besonders vielfäl-
tige praktische Erfahrungen sind im Be-
reich der Verkehrsplanung dokumentiert.
Seit 1998 ist die Regelung des Verkehrsmi-
nisteriums in Kraft, nach der Maßnahmen
zur Minderung und Kompensation von öko-
logischen Schäden im Rahmen des Verfah-
rens zur Linienbestimmung gezeigt werden
müssen. Der Anspruch „Netto-Verlust zu
verhindern“ wird auf die abiotischen Bedin-
gungen von Lebensräumen, auf einzelne
Habitattypen, auf Populationen einzelner
Arten oder Artengruppen und auf ökologi-
sche Funktionen generell bezogen. Die Stra-
tegie besteht aus den Schritten Prävention,
Minderung, Kompensation und Manage-
ment. Als vorrangiges Ziel soll die weitest-
gehende Vermeidung von Beeinträchtigun-
gen durch den Verzicht auf ein bestimmtes
Vorhaben, die Entwicklung einer Alterna-
tivlösung, oder die Verminderung der In-
tensität oder des Umfangs des Vorhabens
erreicht werden. Wenn Vermeidung nicht
machbar ist, greift die Verpflichtung zur
Minderung. Gemeint sind hier vor allem
technische Lösungen wie Grünbrücken,
Tunnel etc. Wenn trotz ergriffener Minde-
rungsmaßnahmen noch Beeinträchtigungen
verbleiben, greift das Kompensationsprin-
zip. Ökologische Kompensation wird defi-
niert als Ersatz ökologischer Funktionen
oder Qualitäten. Als Kompensation wird
sowohl die Verbesserung gestörter Berei-
che als auch die Neuschaffung von Lebens-
räumen begriffen. Im Gegensatz zur Minde-
rung müssen Kompensationsmaßnahmen
nicht im unmittelbaren Autobahnbereich
(Managementbereich der Autobahn) statt-
finden, für den die Straßenbauverwaltung
zuständig ist, sondern in Räumen, in denen
die (Wieder)Herstellung von Lebensräumen
ökologisch möglich und / oder geboten ist.
Zur Konkretisierung und Standardisierung
der Abbildung der Natur im Planungspro-
zess hat die nationale Regierung in einem
Handbuch 132 Naturzieltypen festgelegt.
Diese Typen sind definiert nach abiotischen
Prozessen und Zielarten, mit Bezug zu un-
terschiedlichen Maßstabsebenen und eng
verknüpft mit dem ökologischen Netzwerk,
das bis zum Jahr 2018 ca. 20% der Landes-
fläche abdecken soll. Die Regierung hat

empfohlen, die ökologischen Beeinträchti-
gungen sowie die Kompensationsmaßnah-
men mit den Begrifflichkeiten dieser stan-
dardisierten Biotoptypen zu beschreiben5.
Es existiert eine feinstufige Differenzie-
rung im Umgang mit Beeinträchtigungen.
Minderungsmaßnahmen6 umfassen eine
Reihe konkreter Vorkehrungen. Als Krite-
rien zur Festlegung der Prioritäten für Maß-
nahmen an bestehenden Straßen werden v.
a. Zerschneidungen von Ökologischen
Hauptstrukturen angesehen. An die ökolo-
gische Kompensation wird eine Reihe von
Anforderungen gestellt. So müssen die durch
Autobahnprojekte ausgelösten Folgen von
Habitatzerschneidung gezeigt werden. Die

3 Zu nennen sind: 1. Kernbereiche des natio-
nalen ökologischen Netzwerkes (ecologische
hooftdstructuur), 2. Naturentwicklungs-
gebiete innerhalb des nationalen ökologi-
schen Netzwerkes, 3. kleinere Naturgebiete
außerhalb des nationalen ökologischen Netz-
werkes, die im Regionalplan oder Kommu-
nalen Entwicklungsplan dargestellt sind oder
nach Naturschutzgesetz geschützt sind, 4.
Habitatflächen, die im Regionalplan oder
kommunalen Entwicklungsplan als Flächen
des nationalen Artenschutzprogramms aus-
gewiesen sind, 5. Ökologisch wertvolle Flä-
chen in Wäldern und Forsten, die nach dem
niederländischen Waldgesetz geschützt sind.

4 1. Am Ort des Eingriffs soll die Beeinträch-
tigung so weit wie möglich gemindert und
das Vorhaben möglichst gut eingepasst wer-
den; 2. Die neue ökologische Kohärenz soll
äquivalent zur Bestehenden sein; 3. Natur
soll „ersetzt werden durch gleichartige Na-
tur“; 4. Die Funktionalität des Bereiches soll
intakt gehalten werden; 5. Der Flächenum-
fang der Kompensationsmaßnahme soll so
groß sein wie der Umfang der Eingriffsflä-
che; 6. Die Art und der Umfang der Kompen-
sationsmaßnahme ist ebenso davon abhän-
gig, wie stark die Umgebung des Eingriffs
beeinträchtigt ist und wie die Voraussetzun-
gen auf den Kompensationsflächen sind; 7.
Die Kompensationsmaßnahmen sollen prin-
zipiell in der (direkten) Umgebung des Ein-
griffs stattfinden; 8. Die Kompensationsmaß-
nahmen sollen in die örtliche Naturschutzpo-
litik passen, die besonders in den „Land-
schaftsplänen“ zum Ausdruck kommt; 9. Die
Einrichtung, das Management und die Erhal-
tung der Maßnahmen soll sichergestellt wer-
den; 10. Die Durchführung von Kompensati-
onsmaßnahmen soll nicht ihrerseits zu neuen
Zerschneidungen von natürlichen Gebieten
führen und auch landwirtschaftliche Gebiete
nicht so zerschneiden, dass die Bewirtschaf-
tung eingeschränkt wird.

5 Grundsätzlich werden dabei drei Schadens-
typen unterschieden (vgl. CUPERUS et al.
1999): Habitatverlust, Habitatverschlechte-
rung (bspw. durch Lärm, Licht, Mikroklima-
veränderungen oder Immission toxischer
Stoffe), Habitatisolation (=> Reduzierung
des Artenaustausches zwischen Populatio-
nen).

6 Hierunter fallen: Reparatur bestehender Stö-
rungen durch bestehende Straßen, E n t -
wicklung durch zusätzliche Bereitstellung
von Flächen an bestehenden Straßen und
verbesserte Gestaltung der Straßen beglei-
tenden Flächen in Bezug auf Querungshilfen.
Technische Maßnahmen umfassen z. B.
Unterquerungen durch Tunnel oder Über-
führungen der Straße, Überquerung durch
Brücken und Überführungen, Unterquerung
durch Brücken und Wasserdurchlässe.
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Umsetzung der bisherigen Regelungen zur
rechtlichen Fixierung des Kompensations-
prinzips. Man erhofft sich damit auch, dass
Kontrollen sowie Bußgelder und Strafen für
nicht umgesetzte Kompensationen einge-
führt werden.

Zusammenfassung Niederlande:

Das Kompensationsprinzip in den Nie-
derlanden ist in einigen Punkten mit der
deutschen Eingriffsregelung vergleich-
bar (und zum Teil mit Blick auf die
deutsche Praxis entstanden). Das Kom-
pensationsprinzip ist nicht rechtlich ver-
ankert, sondern beruht auf einer pro-
grammatischen Vereinbarung der Natio-
nalregierung. Es gilt nur für Eingriffe
nationaler Behörden und innerhalb von
Gebieten, die Bestandteil des im Rah-
men des nationalen Naturschutzpro-
gramms festgelegten landesweiten Net-
zes wertvoller Biotope sind. Der Vollzug
liegt in der Zuständigkeit der Fachbehör-
den und wird von diesen unterschiedlich
differenziert ausgefüllt. Besonders in-
tensiv bemüht sich das Verkehrsministe-
rium um die Berücksichtigung des Kom-
pensationsprinzips bei der Planung von
Autobahnen. Seit 1994 sind auch Hin-
weise auf die Minderung und Kompen-
sation von Beeinträchtigungen im Um-
weltgesetz enthalten. Dies ermöglicht es
der Genehmigungsbehörde, vom Vorha-
benträger zumindest Aussagen zu Kom-
pensationsmöglichkeiten in der Umwelt-
verträglichkeitsstudie zu fordern. Die
Umsetzung dieser Vorschläge ist jedoch
davon abhängig, dass sie im Zuge der
Vorhabensgenehmigung mit festgesetzt
werden. Ein rechtlicher Anspruch darauf
besteht nicht. Fachdiskussionen ähneln
in vielen Punkten den Themen in Deutsch-
land.

Beispiel Schweiz

Ansätze und Instrumente zum Umgang mit
Eingriffen in Natur und Landschaft gibt es
auf verschiedenen Ebenen. So finden sich
Vermeidungsansätze in der Raumplanung,
dem Landschaftskonzept Schweiz oder in
Arten- und Biotopschutzkonzepten. Kom-
pensation wird in der Schweiz vor allem als
ökologischer Ausgleich nach Art. 18 des
Natur- und Heimatschutzgesetzes behan-
delt. Daneben ist er auch Bestandteil des
Landschaftskonzeptes.

Art. 18 des schweizerischen Natur und Hei-
matschutzgesetzes (NHG) regelt zwei Ar-

Wirksamkeit von Kompensationsmaßnah-
men muss begründet werden. Das Verhält-
nis von Kompensation zu Beeinträchtigun-
gen muss nachvollziehbar dargestellt wer-
den. Die tatsächlichen Kosten der Maßnah-
men müssen bestimmt werden. Die Mach-
barkeit von Kompensationsmaßnahmen für
ökologische Werte, die schwer zu ersetzen
sind, muss begründet werden. Und - sofern
vorgesehen - müssen die Strategien zur Bi-
otopverpflanzung dargestellt und begrün-
det werden. Die durchschnittlichen Kosten
für die ökologische Kompensation werden
bei Autobahnprojekten nach einer Studie
mit durchschnittlich ca. 5 – 6 % der Baukos-
ten angesetzt. Die Art der erforderlichen
Kompensation wird abhängig gemacht von
zwei Aspekten: a) dem Grad der Identität
von Habitaten und Arten (=> gleichartige
vs. andersartige Kompensation); b) der Lage
der Kompensationsbereiche im Verhältnis
zur Lage des Vorhabens (=> Kompensation
am Ort des Eingriffs vs. Kompensation an
anderer Stelle). Der gleichartigen Kompen-
sation (in-kind compensation) am Ort des
Eingriffs soll generell Vorrang eingeräumt
werden. Kompensationsmaßnahmen wer-
den dann als gleichartig bezeichnet, wenn
der Ausgleich durch gleiche Habitate, Arten
oder Funktionen erfolgt. Als andersartige
Kompensation (out-of-kind compensation)
wird der Ersatz durch andere als die beein-
trächtigten Habitattypen, Arten oder Funk-
tionen angesehen. Ein Problem in der Praxis
stellt das Fehlen von Maßstäben dar, um die
Angemessenheit zu beurteilen. Kompensa-
tion am Ort des Eingriffs (on site compensa-
tion) wird definiert als innerhalb des Ein-
flussbereichs der Autobahn gelegen. Diese
Flächen oder Maßnahmen liegen häufig im
Zuständigkeitsbereich der Straßenverwal-
tung. Kompensation an anderer Stelle (off
site compensation) wird definiert als außer-
halb des Einflussbereichs der Autobahn.
Zur Umsetzung und Bewertung von Kom-
pensationsmaßnahmen liegen Schemaabläu-
fe vor. Der Vorhabenträger erwirbt die Kom-
pensationsflächen direkt von den Eigentü-
mern oder beschafft sie sich über Ring-
tausch. Die Kompensationsmaßnahmen sol-
len die bereits bestehende Naturschutzpla-
nungen und -strategien unterstützen. Die
festgelegten Maßnahmen sollen außerhalb
der Kernbereiche von Schutzprogrammen
liegen, für die bereits anderweitige Natur-
schutzmaßnahmen laufen. In der Praxis ist
die Auswahl von Kompensationsflächen
bestimmt durch die allgemeinen, überge-
ordneten Ziele der Verwaltung, die Verfüg-
barkeit entsprechender standörtlicher Vor-
aussetzungen sowie durch solche Kriterien,
die das ökologische Potenzial der Flächen
bestimmen. Wenn die Flächen beschafft
sind, müssen - ausgehend von den Kompen-

sationszielen - Managementpläne erstellt
und implementiert werden und zwar mög-
lichst schon vor dem Bau der Autobahn. Als
Sicherungsinstrumente dienen Bankbürg-
schaften oder es werden vertragliche Rege-
lungen getroffen. Die Provinz Nord-Bra-
bant hat z. B. einen Modellvertrag entwi-
ckelt. Die vom Vorhabenträger erworbenen
und hergerichteten Kompensationsflächen
werden an geeignete Naturschutzinstitutio-
nen (z. B. dem „Green Fund“) übergeben,
die das Management und die Kontrolle der
Maßnahme übernehmen. In Abhängigkeit
vom Umfang der erforderlichen Kompen-
sation und der Ersetzbarkeit der betroffenen
Habitate wird eine zusätzliche Gebühr (qua-
lity allowance) festgelegt. Diese dient zur
Berücksichtigung der Unsicherheit der ge-
wünschten Entwicklung und Zielerreichung
und zur Sicherung der Qualität der Maßnah-
me. Der Betrag wird der für das Manage-
ment der Kompensationsmaßnahmen zu-
ständigen Naturschutzinstitution (Green
Fund) zur Verfügung gestellt. Die Höhe des
Betrages richtet sich nach der Wiederher-
stellbarkeit der betroffenen Habitate. Bei
Biotoptypen mit einer Entwicklungszeit <
25 Jahre beträgt er 1/3 des Grunderwerbs
und Erstellungskosten der Maßnahme und
bei 100-jähriger Entwicklungszeit 2/3 die-
ser Kosten. Wenn naturale Kompensations-
maßnahmen aus organisatorischen (kein
Einvernehmen mit den Eigentümern der
Flächen oder den Kommunen) oder aus fach-
lichen Gründen nicht möglich sind, wird
dem Vorhabenträger eine Abgabe aufer-
legt, die an den Green Fund zu zahlen ist.
Das Geld kann genutzt werden, um allge-
mein sinnvolle Naturschutzprojekte zu för-
dern, die sonst nicht umgesetzt würden. Die
Höhe der Abgaben soll über die Herstel-
lungskosten der zu kompensierenden Habi-
tate ermittelt werden. Da der Erhalt des
ökologischen Netzwerkes durch diese Maß-
nahmen jedoch nicht gewährleistet ist, wird
die Ausgleichszahlung auch in den Nieder-
landen von vielen Naturschützern kritisch
gesehen und als „Freikaufen“ bezeichnet.
Die Diskussionspunkte im Kontext des nie-
derländischen Kompensationsprinzips äh-
neln jenen in der deutschen Debatte. Wie
müssen Planungskonzepte für ökologische
Kompensation aussehen? Durch welche
naturschutzfachlichen, raumplanerischen
und finanziellen Instrumente können die
Kompensationsmaßnahmen optimal reali-
siert werden? Wie kann die Umsetzung von
Kompensationsmaßnahmen verbessert wer-
den? Wie soll man mit schwer oder gar nicht
prognostizierbaren Beeinträchtigungen
umgehen? Daran knüpfen auch Überlegun-
gen über die weitere Gesetzgebung und In-
strumentierung an. So bestehen Forderun-
gen auf der Grundlage von Studien zur
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ten des ökologischen Ausgleichs: Art.187

bestimmt den Ausgleich bei Beeinträchti-
gung schutzwürdiger Lebensräume durch
technische Eingriffe und kommt damit der
deutschen Eingriffsregelung nahe, insbe-
sondere wenn man die vom Schweizeri-
schen Bundesamt für Umwelt, Wald und
Landschaft (BUWAL) herausgegebenen
Hinweise zu seiner Anwendung berücksich-
tigt (FAHRLÄNDER 1994). Art. 18b8 ent-
hält die Verpflichtung, intensiv genutzte
Gebiete durch Maßnahmen, z. B. die Anla-
ge von Hecken und Gehölzen, ökologisch
aufzuwerten, eine eher planerisch ausge-
richtete Vorschrift, die den in diesen Gebie-
ten (mit einer Vielzahl von Eingriffen in
Vergangenheit und Gegenwart) bestehen-
den landschaftsökologischen Defiziten ent-
gegenwirken soll. Die gesetzliche Rege-
lung zum Ausgleich von technischen Ein-
griffen in schutzwürdige Lebensräume ge-
mäß Art. 18, 1ter NHG weist Parallelen zur
deutschen Eingriffsregelung auf. Ein be-
deutender Unterschied liegt allerdings da-
rin, dass die schweizerische Regelung von
vornherein nur Eingriffe in „schutzwürdige
Lebensräume“ reglementiert und damit hin-
ter dem flächendeckenden Ansatz durch die
Eingriffsregelung zurückbleibt. In der Lite-
ratur zu Art. 18 werden drei Beurteilungs-
kriterien zur Ermittlung von Verlusten in
Natur und Landschaft genannt:
1. Beurteilungssegmente / Messgrößen: z.

B. Tier- und Pflanzenarten, Biotope und
Biozönosen, Natur- und Landschafts-
haushalt, Landschaftsbild;

2. Ursachen: z. B. Nutzungsintensivierung,
Veränderung von Stoffkreisläufen,
Erholungsdruck;

3. Auswirkungen: z. B. Gefährdung oder
Aussterben von Tier- und Pflanzenarten,
Gefährdung oder Ausmerzung von Le-
bensräumen und Landschaftselementen,
Trivialisierung des Landschaftsbildes.

„Vollständiger Schutz im Sinne von Art. 18
Abs. 1 bis NHG liegt vor, wenn ein Eingriff
angesichts des (..) drohenden Verlustes gänz-
lich unterlassen wird. [...] Teilweiser Schutz
im Sinne von Art. 18 Abs. 1 bis NHG wird
gewährt, wenn der Eingriff - durch eine
Projektänderung - geschmälert und das
Schutzobjekt dadurch weniger beeinträch-
tigt wird. Dabei dürften solche Schutzvor-
kehren regelmäßig mit Wiederherstellungs-
und / oder Ersatzmaßnahmen verbunden
werden“ (FAHRLÄNDER 1994, 11). Als
Ausgleich oder Wiederherstellung werden
Maßnahmen bezeichnet, mit denen ein ent-
standener - auf einen konkreten Eingriff
zurückzuführender - Verlust vollständig
aufgehoben oder rückgängig gemacht wird.
Dies setzt den (identischen) „Ersatz von
Naturobjekten am selben Standort, in der-
selben Ausdehnung und Ausprägung sowie

in gleichwertiger Art, Erscheinung ökologi-
scher Funktion und Dynamik voraus“
(FAHRLÄNDER 1994). Klärungsbedürf-
tig erscheit hierbei, welche Rolle Wieder-
herstellung nach diesen anspruchsvollen
Kriterien in der Praxis der Schweiz wirklich
spielt. Der Ersatz  muss als „angemessen“
bewertet werden. Dies trifft auf den gleich-
artigen „Realersatz“ zu, also 1:1-Ersatz in
Art, Erscheinung und Funktion an anderem
Standort in derselben Gegend. Es kann auch
ein gleichwertiger Ersatz angemessen sein,
wenn er bestimmten Aspekten genügt. Er-
satz muss qualitative und quantitative As-
pekte berücksichtigen. „Angemessener Er-
satz [...] heißt aber auch sinnvoller und ver-
hältnismäßiger Ersatz. Ersatzmaßnahmen
können deshalb ausnahmsweise auch den
Anforderungen von Art. 18 Abs. 1 ter NHG
genügen, wenn sie sich nicht als gleichwer-
tig erweisen. Zudem ist es denkbar, dass die
Elemente des gleichwertigen Ersatzes im
Einzelfall nicht der Zusammensetzung des
zerstörten Objekts entsprechen, sich aber
insgesamt als ‚gleichwertig’ erweisen“ (ebd.,
13). Ersatz wird dann als sinnvoll angese-
hen, wenn er den regionaltypischen Ver-
hältnissen entspricht, den Bezug zum um-
gebenden Natur- und Kulturraum gewähr-
leistet und sich intellektuell und emotional
als nachvollziehbar erweist. Bei Ersatzmaß-
nahmen sollte die „Nähe“ und „Verwandt-
schaft“ des Ersatzes mit dem Ersetzten noch
spürbar bleiben (FAHRLÄNDER 1994). Ein
„quantitativ gleichwertiger Ersatz liegt vor,
wenn das Ersatzobjekt dem ‚zerstörten
Schutzobjekt’ hinsichtlich Ausdehnung und
Fläche entspricht“. Bezüglich der Anwen-
dung monetärer Ansätze bestehen in der
Schweiz grundsätzliche Zweifel an der Be-
wertbarkeit von Natur- und Landschaftsob-
jekten und Naturfunktionen. Unter dieser
Einschränkung wird für die Beurteilung der
finanziellen Angemessenheit des Ersatzes
die Kombination zweier Ansätze empfoh-
len: Zum Einen „Zumutbarkeit“: Unter Be-
rücksichtigung des Grundsatzes der Ver-
hältnismäßigkeit und aus der Sicht des Vor-
habenträgers müssen die Kosten des Ersat-
zes zumutbar bleiben; zum Anderen „Wie-
derherstellungskosten“: diejenigen Kosten
zur Beurteilung, „welche dem Verursacher
entstehen würden, wenn das beeinträchtigte
oder zerstörte Natur- oder Landschafts-
schutzobjekt vollständig geschützt oder
wiederhergestellt würde. Als finanziell an-
gemessen werden demnach Ersatzmaßnah-
men angesehen, wenn ihre Kosten dem
Aufwand entsprechen, die dem Verursa-
cher für die Wiederherstellung und die da-
mit verbundenen Projektanpassungen er-
wachsen“ (ebd., 15).
Landschaftskonzept Schweiz (LKS): Ziel des
LKS ist die Vermeidung von Eingriffen

durch Verankerung von landschaftsschüt-
zendem Handeln und die frühzeitige Inte-
gration von Umweltbelangen in verschiede-
nen Verwaltungs- und Politikbereichen.
Hintergründe zum Entstehen des Land-
schaftskonzeptes weisen stark in diese Ver-
meidungsrichtung und sind geprägt von ei-
ner weitgehend konsensualen Festlegung
raumordnerischer Ziele. Mit dem LKS wur-
de ein neuer Weg bei der Verankerung um-
weltschützender Politik- und Planungsziele
eingeschlagen. Anlass des Konzeptes war
die Mitte der 1980er Jahre verbreitete Er-
kenntnis, dass trotz der Anwendung vor-
handener Umwelt- und Planungsgesetze die
Gesamtbilanz im Bereich Natur und Land-
schaft nicht positiv ausfällt. 1989 entstand
der „Bericht über die Maßnahmen zur Raum-
ordnungspolitik: Realisierungsprogramm“.
Darin enthalten war u. a. die „Erarbeitung
von Grundlagen über Zustand und Zukunft
der Landschaft und Formulierung eines
Konzeptes zur Verstärkung der Anliegen
des Landschaftsschutzes beim Vollzug
raumwirksamer Tätigkeiten von Bund und
Kantonen“. Das Konzept sollte insbesonde-
re Strategien zum Arten- und Biotopschutz,
zur ökologischen Ausgleichsfunktion der
Landschaft und zur Landschaftsgestaltung
präzisieren. Die Beteiligten waren das Bun-
desamt für Raumplanung (BRP), Bundes-
amt für Landwirtschaft (BLW) und die
Raumordnungskonferenz des Bundes (RPK,
heute Raumordnungskonferenz ROK). Das
LKS wird als Instrument angesehen, das zur
Erfüllung der Pflichten resultierend aus der
Biodiversitätskonvention und weiterer in-
ternationaler Abkommen („Ramsar“,
„Bonn“, „Bern“) dient. Dazu soll es ein
konkreter Beitrag zur „Paneuropäischen
Strategie für die biologische und landschaft-
liche Vielfalt“ sein. Das LKS ist ein Kon-
zept nach Art. 13 Regionalplanungsgesetz

7 Der Wortlaut in Art. 18: „(…) Besonders zu
schützen sind Uferbereiche, Riedgebiete und
Moore, seltene Waldgesellschaften, Hecken,
Feldgehölze, Trockenrasen und weitere
Standorte, die eine ausgleichende Funktion
im Naturhaushalt erfüllen oder besonders
günstige Voraussetzungen für Lebensgemein-
schaften aufweisen. Lässt sich eine Beein-
trächtigung schutzwürdiger Lebensräume
durch technische Eingriffe unter Abwägung
aller Interessen nicht vermeiden, so hat der
Verursacher für besondere Maßnahmen zu
deren bestmöglichem Schutz, für Wieder-
herstellung oder ansonsten für angemesse-
nen Ersatz zu sorgen  [...]“.

8 Der Wortlaut in Art. 18b: „Die Kantone
sorgen für Schutz und Unterhalt der Biotope
von regionaler und lokaler Bedeutung. In
intensiv genutzten Gebieten inner- und außer-
halb von Siedlungen sorgen die Kantone für
ökologischen Ausgleich mit Feldgehölzen,
Hecken, Uferbestockungen oder mit anderer
naturnaher und standortgemäßer Vegetati-
on. Dabei sind die Interessen der landwirt-
schaftlichen Nutzung zu berücksichtigen.
[...]“.
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oder fördern) bezogen auf die fünf Raumty-
pen in einer Matrix abgelesen werden kön-
nen. Zudem sind jedem Ziel die Maßnahme/n
zugeordnet, die primär zu seiner Umset-
zung in Frage kommen. Für jede Maßnahme
enthält das LKS eine kurze Erläuterung so-
wie Informationen zur Federführung, zur
Mitarbeit, dem Zeithorizont, der Finanzie-
rung und ggf. zum nächsten anstehenden
Arbeitsschritt.

Zusammenfassung Schweiz:

Dem LKS kommt eine Konzentrations-
wirkung zu. Die für den Schutz und die
Entwicklung von Natur und Landschaft
relevanten Ziele sind in verschiedenen
Politikbereichen verankert und werden
in einem Konzept zusammengefasst. Das
LKS überträgt die Verantwortung für die
Einhaltung der Ziele des Natur- und Land-
schaftsschutzes den jeweils zuständigen
Stellen der verschiedenen Politik-
bereiche. Jedes sektorale Amt muss eige-
ne Experten für den Bereich Natur und
Landschaft beschäftigen, um die Vorga-
ben des LKS für den eigenen Bereich
umsetzen zu können. Auch da, wo Bun-
desämter Genehmigungen erteilen müs-
sen oder um Finanzhilfen ersucht wer-
den, soll in allen raumrelevanten Politik-
bereichen nach den Zielen des LKS ver-
fahren werden. Vorhaben, die im Wider-
spruch zum LKS stehen, sollen von kei-
ner Bundesbehörde genehmigt oder be-
zuschusst werden. Insgesamt umfasst das
LKS fachlich z. T. anspruchsvolle Ziel-
setzungen11, die zur offiziellen Program-
matik von Fachbehörden, z. B. dem Bun-
desamt für Verkehr, wurden.

Beispiel USA

Die rechtlichen Anforderungen über Ver-
meidung, Minderung und Kompensation
gehen vom U.S. National Environmental
Policy Act (NEPA) aus, wonach eine Ver-
pflichtung zur UVP für alle umweltrelevan-
ten Pläne und Vorhaben besteht. NEPA gibt
allen nationalen Verwaltungen vor, ihre Pla-
nungen und Entscheidungen auf Umwelt-
folgen zu überprüfen und Umweltbelange
zu berücksichtigen. Wie in Deutschland gilt
dabei die Stufenfolge Vermeidung vor Min-

derung vor Kompensation. Zusätzlich ent-
hält der 1972 verabschiedete „Clean Water
Act“ konkrete Vorschriften zur Kompensa-
tion von zerstörten oder beeinträchtigten
Feuchtgebieten und Gewässern. Beide Ge-
setze bilden die Grundlage für das unten
beschriebene „Wetland Mitigation Ban-
king“. Bedingt durch die föderale Struktur
des Landes und die Verlagerung weit rei-
chender Kompetenzen in die fachgesetzli-

(RPG) und somit bundesrechtlich veran-
kert. Natur-, Landschafts- und Heimatschutz
sind in der Schweiz auf der Bundesebene
sowohl eine sektorale Aufgabe, für die das
Bundesamt für Umwelt, Wald und Land-
schaft (BUWAL) und das Bundesamt für
Kultur (BAK) zuständig sind, als auch als
Querschnittsaufgaben aller mit raumwirk-
samen Aufgaben befassten Bundesämter.
Das BUWAL hatte die Federführung bei der
Entwicklung des LKS, andere Bundesämter
haben bei der Formulierung von Zielen und
Maßnahmen ihres Politikbereiches mitge-
wirkt. Mit dem LKS soll erreicht werden,
dass die Anliegen des Natur-, Landschafts-
und Heimatschutzes bei den raumwirksa-
men Tätigkeiten und Aufgaben des Bundes
verstärkt werden. Bei Bundesaufgaben sol-
len die Nutzungen auf Nachhaltigkeit aus-
gerichtet werden. Dabei soll der Handlungs-
spielraum von Nutzern und Schützern ge-
wahrt bleiben, um eine schonende Entwick-
lung in der Landschaft anzustreben. Ziel ist,
dass eine möglichst kohärente Bundespoli-
tik Natur und Landschaft zum Tragen kommt
und dass der Vollzug des NHG durch die
Bundesstellen auf einer koordinierten Ziel-
orientierung erfolgt und durch entsprechen-
de Maßnahmen unterstützt wird. Das LKS
soll bei Bundesaufgaben allen beteiligten
Partnern frühzeitig bekannt sein, und zei-
gen, welche Anforderungen des Natur-,
Landschafts- und Heimatschutzes der Bund
berücksichtigt und in die Interessenabwä-
gung einbezieht, wenn er eigene Bauten und
Anlagen erstellt. Es soll dazu beitragen,
dass der Dialog zwischen allen bei Bundes-
aufgaben Beteiligten gefördert wird und
dadurch im Sinne einer modernen Verwal-
tungsführung die Verfahren verkürzt und
Planungskosten für Projekte gesenkt wer-
den. Das LKS besteht aus drei Teilen: All-
gemeine Ziele Natur und Landschaft, Sach-
ziele (für 13 Politikbereiche)9 und Maßnah-
men zur Umsetzung der Ziele. Mit dem LKS
werden zwei Stoßrichtungen verfolgt: „Er-
halten“ bedeutet den Schutz- durch Pflege-
maßnahmen in den verbliebenen wertvollen
Landschaften, Biotopen und Kulturelemen-
ten. „Fördern“ meint das Aufwerten beste-
hender und Schaffen neuer Elemente und
Strukturen. Diese Stoßrichtung ist vor allem
im intensiv genutzten Mittelland und in den
Agglomerationsräumen relevant. Es wer-
den fünf Raumtypen10 unterschieden. „So-
weit sachlich gegeben, sollen die Ziele in
allen Räumen umgesetzt werden, prioritär
jedoch dort, wo noch besondere Natur- und
Kulturwerte vorhanden und teilweise ge-
fährdet sind, beziehungsweise wo Defizite
in der biologischen und landschaftlichen
Vielfalt bestehen.“ (BUWAL et al. 1998).
Der Aufbau des LKS sieht vor, dass den
Allgemeinen Zielen und allen Sachzielen
bzw. deren jeweilige Stoßrichtung (erhalten

chen Regelungen und damit in die Zustän-
digkeiten der Fachbehörden (Agencies), ist
die Konkretisierung der Rahmenvorgaben
des NEPA im Bereich der Umweltfolgenab-
schätzung und der daran anknüpfenden Scha-
densbewältigung äußerst vielschichtig.
„Mitigation“ bedeutet im US-Amerikani-
schen Sprachgebrauch Vermeidung, Min-
derung und Kompensation von Umweltbe-
einträchtigungen zusammengefasst. Der
Council on Environmental Quality (CEQ)
hat fachliche und verfahrensmäßige Anfor-
derungen für die Folgenbewältigung von
Eingriffen veröffentlicht. Diese CEQ-Re-
gulations konkretisieren, was unter Mitiga-
tion zu verstehen ist12. Mitigation gilt dabei
als wichtiger Ansatz, um ein Vorhaben ge-
nehmigen zu können bzw. die aus der Pla-
nung resultierenden Umweltfolgen zu be-
grenzen. Wie die Alternativenprüfung un-
terliegt die Festlegung von Minderungs-
und Kompensationsmaßnahmen immer ei-
ner Abwägung der Belange und damit einer
Ermessensentscheidung, deren Inhalt auch
nach kalifornischem Umweltgesetz nicht
gerichtlich überprüft werden kann. Aller-
dings bestehen gegenüber dem NEPA in
Kalifornien formal erhöhte Anforderungen
an die Begründung der Ermessensentschei-
dung. NEPA enthält keine Anleitung, wie
die Folgenbewältigung von Eingriffen imp-
lementiert werden sollen. Die Umsetzung
wird den Behörden überlassen, die für die
Genehmigung der Vorhaben zuständig sind.
Verschiedene Bundesbehörden haben da-
her eigene Richtlinien entwickelt, nach de-
nen die Implementierung der Maßnahmen
erfolgen soll. Die CEQ-Regulations fordern
die Bundesbehörden nicht nur auf, mögli-
che Maßnahmen zur Vermeidung, Minde-

9 Dies sind: 1. Bundesbauten und –anlagen, 2.
Energie, 3. Sport, Freizeit und Tourismus; 4.
Landesverteidigung; 5. Landwirtschaft; 6.
Luftfahrt; 7. Natur-, Landschafts- und Heimat-
schutz; 8. Raumplanung; 9. Regionalpolitik;
10. Verkehr; 11. Wald; 12. Wasserbau; 13.
Wasserkraftnutzung.

10 Die fünf Raumtypen umfassen: Naturraum,
naturnaher ländlicher Raum, ländlicher Raum
im Hügel- und Berggebiet, ländlicher Raum
im Mittelland / Tallagen, Agglomerations-
raum.

11 Z. B. die Berücksichtigung der Wanderungs-
korridore größerer Säugetiere bei Verkehrs-
planungen.

12 „Mitigation“ beinhaltet:
(a) Die vollständige Vermeidung des Ein-
griffs durch Verzicht auf das Vorhaben oder
Teile der Vorhabens;
(b) Minimierung des Eingriffs durch Redu-
zierung der Intensität oder des Umfangs des
Vorhabens und seiner Umsetzung;
(c) Korrektur des Eingriffs durch Reparatur,
Sanierung oder Wiederherstellung der be-
troffenen Umweltbereiche;
(d) vorübergehende Reduzierung oder Ver-
meidung negativer Einwirkungen durch Er-
haltungs- und Pflegemaßnahmen während
der Zeit des Eingriffs;
(e) Kompensation des Eingriffs durch Neu-
schaffung und Bereitstellung von Ersatz-
flächen und Ersatzressourcen.
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rung und Kompensation von Umweltschä-
den zu zeigen, sondern sie verpflichten auch
dazu, ein Programm zur Nachkontrolle
durchzuführen, wenn dieses für festgelegte
Maßnahmen angebracht erscheint. Diese
Nachkontrolle umfasst sowohl die Über-
prüfung der Implementierung der Maßnah-
men als auch das Monitoring der Wirksam-
keit der Maßnahmen. Genauere Verpflich-
tungen zur Nachkontrolle sollen laut NEPA
in den fachbehördlichen Durchführungsvor-
schriften verankert werden. Insgesamt spielt
das über die Schadensvermeidung hinaus-
gehende Prinzip der Schadensfolgenbewäl-
tigung in den USA - zumindest auf der
programmatischen Ebene des NEPA und
der nationalen Regelungen zu dessen Um-
setzung - eine bedeutende Rolle.
Wetland Mitigation ist der Oberbegriff für
die Verfahrensabläufe und Maßnahmen, die
in den USA zur Minderung und Kompensa-
tion von Eingriffen in Feuchtgebiete und
aquatischen Ökosystemen ergriffen werden.
Wetland Mitigation Banking bezeichnet die
Organisationsform von Kompensationsmaß-
nahmen, die auf dem Prinzip der Bündelung
von Maßnahmen und der Durchführung
durch Dritte (meist kommerzielle Träger)
beruht. Nach stetem Rückgang von Feucht-
gebieten setzte in den USA ab den 1970er
Jahren ein Paradigmenwechsel ein. Das Prin-
zip „No Net Loss of Wetlands“ galt als neue
Formel, die vom National Wetlands Policy
Forum geprägt und 1988 von Präsident Bush

(Senior) zum nationalen Ziel erklärt wur-
de13. Der gesetzliche Schutz der Feuchtge-
biete erfolgt v. a. durch zwei Bundesgeset-
ze: Der 1972 verabschiedete „Clean Water
Act“ (seither mehrfach novelliert) ist das
herausragende Bundesgesetz zum Schutz
der nationalen Gewässer. Das in den „Food
Security Act“ integrierte „Swamp buster
Program“ wirkt auf die Landwirtschaft ein:
Subventionen werden für Betriebe gestri-
chen, die Feuchtgebiete in Agrarland um-
wandeln. Beide Gesetze gelten in den Bun-
desstaaten unmittelbar. Es steht den Staaten
frei, eigene Gesetze zu diesem Bereich zu
verabschieden, wenn sie nicht im Wider-
spruch zu den Bundesgesetzen stehen. Es ist
kein Widerspruch, wenn strengere Schutz-
bestimmungen als in den Bundesgesetzen in
Kraft gesetzt werden. Dies ist z. B. im Bun-
desstaat Maryland der Fall. Weitere Rechts-
vorschriften, aus denen sich Feuchtgebiets-
schutz ableiten lassen, sind z. B. der Fish
and Wildlife Coordination Act und der En-
dangered Species Act. Diese Gesetze bezie-
hen sich räumlich nicht ausschließlich auf
Feuchtgebiete. Sie gelangen hier aber vor-
rangig zur Anwendung. Abgesehen von
Schutzgebieten (insbesondere National-
parks) gibt es in den USA in keinem anderen
Gebietstyp einen vergleichbar systemati-
schen und strikten Umgang mit Eingriffen.

Wetland Mitigation beruht auf Section 404
des Clean Water Act. Danach gilt das Ver-
bot, Baggergut oder Füllmaterial in Feucht-
gebieten abzulagern, was einem Verbot der
Realisierung von Vorhaben aller Art bzw.
einem Verbot der Zerstörung des Feuchtge-
bietes durch Eingriffe gleichkommt. Grund-
sätzlich sind durch Section 404 Eingriffe in
Feuchtgebiete verboten, wenn dadurch das
Feuchtgebiet bedeutsam geschädigt wird
oder wenn eine durchführbare, weniger
umweltschädliche Alternative besteht. Ge-
nehmigungen für Eingriffe, durch die
Feuchtgebiete umgewandelt werden, kön-
nen nach Section 40414 durch das U.S. Army
Corps of Engineers (der wichtigsten Behör-
de für den Vollzug des Gesetzes) erteilt
werden. Es wird je nach Schwere des Ein-
griffs zwischen allgemeinen Erlaubnissen
und einem individuellen Genehmigungs-
prozess durch das U.S. Army Corps of En-
gineers unterschieden. Für Vorhaben, für
die eine allgemeine Erlaubnis besteht, muss
dem Corps nur ein Genehmigungsantrag
eingereicht werden, der nicht einzelfallbe-
zogen untersucht wird. Die Auswirkungen
von Vorhaben auf Feuchtgebiete, für die
allgemeine Erlaubnisse bestehen, dürfen -
ggf. auch kumuliert - nur sehr gering sein
(bis 2.000 m²). Zusammen mit allgemeinen
Erlaubnissen können allgemeine Bedingun-
gen gelten, die auch Kompensationsmaß-
nahmen umfassen können. Letzteres ist i. d.
R. bei Eingriffen von über 400 m² der Fall.
Für Kompensationsleistungen bei allgemei-
nen Genehmigungen gilt: Die Wiederher-
stellung ehemaliger Feuchtgebiete hat Prio-
rität vor anderen Kompensationsmaßnah-
men. Sie sollte im selben Einzugsgebiet wie
der Eingriff erfolgen. Das Kompensations-
verhältnis (zwischen in Anspruch genom-
mener und wiederhergestellter Fläche) soll-
te nicht kleiner als 1:1 sein. Das Verfahren
zur Erlangung einer individuellen Geneh-
migung ist wesentlich umfangreicher. Der
Vorhabenträger muss beim US Army Corps
of Engineers mit dem Genehmigungsantrag
eine Reihe von Unterlagen beibringen. Nö-
tig sind u. a. eine detaillierte Gebietsbe-
schreibung mit Plänen und Fotos, eine ge-
naue Vorhabenbeschreibung mit demogra-
fischen oder ökonomischen Daten zu des-
sen Notwendigkeit, Darstellung der Aus-
wirkungen des Vorhabens sowie die Be-
schreibung von Maßnahmen zur Vermei-
dung, Minderung und Kompensation. Das
Corps macht den Genehmigungsantrag be-
kannt, räumt Einzelpersonen, Behörden und
Fachverbänden die Möglichkeit der Stel-
lungnahme ein und hält auf Verlangen eine
öffentliche Anhörung ab. Auf Basis der
vorliegenden Informationen und der Stel-
lungnahmen wird die Genehmigung durch
das Corps erteilt oder verweigert. Im Falle
einer Genehmigung können Auflagen (v. a.

Kompensationsverpflichtungen) gemacht
werden. Nach einer Anerkennung dieser
Auflagen durch den Antragsteller wird die
Genehmigung rechtskräftig. Bei der Abwä-
gung müssen für beide Seiten alle wesentli-
chen Informationen vorliegen, um die ent-
sprechenden Einschätzungen treffen und
Gewichtungen vornehmen zu können. Das
Corps hat eine ganze Reihe feuchtgebiets-
spezifischer Fragen zu untersuchen, wie
Auswirkungen auf die Wasserqualität, evtl.
notwendige wasserbauliche Maßnahmen
oder die Sicherstellung der Schifffahrt. Aus
der Perspektive des Natur- und Landschafts-
schutzes ist besonders wichtig, dass Flä-
chen mit besonderen Landschaftsbildquali-
täten oder von historischem oder kulturel-
lem Wert soweit wie möglich von schädli-
chen Auswirkungen freigehalten werden.
Die Nutzung von Flussauen soll nicht ge-
nehmigt werden, wenn es Alternativen zur
Nutzung dieser Flächen gibt. Bereits bei der
Abwägung, ob das Projekt genehmigungs-
fähig ist, spielen die Maßnahmen zur Min-
derung und Kompensation eine bedeutende
Rolle. Das Vorhaben soll bereits vor der
Antragstellung so angepasst sein, dass es
die zur Erreichung des Ziels geringst mög-
lichen Eingriffe verursacht. Die vorgesehe-
nen Kompensationsmaßnahmen müssen die
beeinträchtigten Funktionen und Werte voll
ersetzen. Die Entscheidungskaskade im
Wetland Mitigation besteht grundsätzlich
aus drei Schritten:
1. Vermeidung des Eingriffs: wenn es eine

weniger umweltschädliche Alternative
gibt, ist der Eingriff zu unterlassen;

2. Minderung / Minimierung: unvermeidli-
che Eingriffe sollten soweit wie möglich
minimiert werden;

3. Kompensation: alle verbleibenden Ein-
griffe sollen, wenn möglich und ange-
messen, ausgeglichen werden; dafür kom-
men die Wiederherstellung, die Aufwer-
tung, die Neuschaffung oder der Schutz
von Feuchtgebieten in Frage.

Diese Abfolge kann feiner differenziert
werden. Vermeidung oder Minderung füh-
ren jeweils zur Modifizierung des Projekts

13 „No Net Loss“ ist über die USA und den
Schutz von Feuchtgebieten hinaus zu einer
englischsprachigen Entsprechung zum deut-
schen „Verschlechterungsverbot“ geworden,
das allerdings stets einen konkreten Bezug
bzw. Schutzgegenstand aufweisen muss.

14 Die Vorschriften aus Section 404 des Clean
Water Act gelten für alle gezeitengeprägten
Gewässer und die zu den USA gehörenden
Meere; Gewässer und Feuchtgebiete, die sich
über mehrere Staaten erstrecken; alle übri-
gen Gewässer (Fließgewässer und Feucht-
gebiete), wenn deren Nutzung, Beeinträchti-
gung oder Zerstörung deren zwischenstaatli-
che oder internationale Funktion beeinflusst
(z. B. die Schifffahrt, ihre Habitatfunktion
oder ihren Erholungswert); Zuflüsse zu den
o.g. Gewässern; Feuchtgebiete, die an o. g.
Gewässer grenzen.
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(sofern nicht die Entscheidung getroffen
wird, dass der Eingriff gänzlich vermeidbar
ist). Der Schaden durch die verbleibenden
Eingriffe sollte direkt korrigiert bzw. rück-
gängig gemacht werden. Wenn die Schäden
nicht direkt rückgängig gemacht werden
können, sollte geprüft werden, ob die Schä-
den im Laufe der Zeit bzw. des Projektes
reversibel sind, auch hier sind entsprechen-
de Maßnahmen vorzusehen. Erst wenn kei-
ne Möglichkeiten mehr zur direkten Kor-
rektur bestehen, ist der Weg der Ersatz-
maßnahmen zu beschreiten. Es gilt die Rei-
henfolge:
1. Wiederherstellung von Feuchtgebieten;
2. Neuschaffung von Feuchtgebieten;
3. Aufwertung bestehender Feuchtgebiete;
4. Schutz bestehender Feuchtgebiete;
5. Ausweich auf Zahlung von Geld oder die

Inanspruchnahme einer Mitigation Bank,
wenn für den Vorhabenträger keine der
vorstehenden Möglichkeiten besteht.

Erst wenn die vorstehende Sequenz abgear-
beitet ist, kann von einem korrekten und
vollständigen Verfahren des Wetland Miti-
gation gesprochen und das Projekt geneh-
migt werden. Zur Ermittlung des Eingriffs-
umfangs sowie des nötigen Ausmaßes der
Kompensationsmaßnahmen gibt es eine
Reihe von methodischen Ansätzen. Entge-
gen dem z. T. bestehenden Vorurteil, dass in
den USA besonders „liberal“ bzw. weitge-
hend dereguliert mit Eingriffen umgegan-
gen wird, wird der Ansatz verfolgt, Eingrif-
fe methodisch möglichst sauber zu erfassen
und ihnen Maßnahmen gegenüberzustellen,
die zum funktional äquivalenten Ausgleich
der Beeinträchtigungen führen. Unterschie-
de zur deutschen Praxis gibt es bei den
Details der methodischen Ansätze. Nach-
kontrolle und insbesondere Monitoring spie-
len eine bedeutende Rolle im Konzept von
Wetland Mitigation. Das Monitoring wird
sowohl für Nachkontrollen von Maßnah-
men als auch für das gebietsbezogene Mo-
nitoring ökologischer oder hydrologischer
Verhältnisse verwendet und kann als wis-
senschaftliche Beobachtung der Entwick-
lung und Wirksamkeit der Maßnahmen be-
schrieben werden. Monitoring ist durch die
Leitlinien des US Army Corps of Engineers
sowie durch einige staatliche Feuchtgebiets-
gesetze zwingend vorgeschrieben. Bereits
mit der Planung der Kompensationsmaß-
nahmen müssen die Methoden und die Zeit-
punkte der durchzuführenden Untersuchun-
gen sowie die Maßstäbe, an denen der Er-
folg der Maßnahmen beurteilt werden soll,
vorgelegt werden. Das Monitoring in den
USA ist damit wesentlich detaillierter gere-
gelt als in Deutschland.
Das Wetland Mitigation Banking (WMB) ist
die letzte Stufe der Folgenbewältigung und
umfasst entweder die Zahlung eines mone-
tären Ausgleichs oder die Inanspruchnahme

einer Mitigation Bank. Wetland Mitigation
Banking soll staatliche und nationale An-
forderungen an Schutz von Feuchtgebieten
und Kompensation von Eingriffen erfüllen.
Wetland Mitigation Banks operieren mit
Flächen, auf denen Feuchtgebiete wieder-
hergestellt, neu geschaffen, aufgewertet oder
in Ausnahmefällen auch geschützt werden.
Aktivitäten müssen ausdrücklich dem Zweck
dienen, Kompensationsmaßnahmen für Ein-
griffe in Feuchtgebiete zu sein. Wetland
Mitigation Banks bieten Eingreifern, die
nach Durchlauf der Entscheidungskaskade
Bedarf an Ersatzmaßnahmen an anderem
Ort haben, Zugriff auf Maßnahmen um ihre
„debits“ (Schulden) durch Einkauf bzw.
Finanzierung von „credits“ (Guthaben, hier
Maßnahmen) ausgleichen. Diese Banken
gibt es in den USA seit etwa 25 Jahren. Sie
wurden v. a. von großen Eingreifern, z. B.
Straßenbaubehörden, als Sammelkompen-
sationsflächen für die eigenen Eingriffe be-
trieben. Seit den 1990er Jahren gibt es sie
auch als gewinnorientierte Banken, die von
unabhängigen, privaten Unternehmen be-
trieben werden. Wetland Mitigation Banks
sind mittlerweile hoch ausdifferenziert, so
z. B. Banken des Straßenbaus durch Behör-
den, industrielle Banken von Industrieunter-
nehmen oder Banken von Kompensations-
stiftungen. Diverse Gesetze, Verordnungen
und Leitlinien enthalten fachliche An-
forderungskataloge an die Banken. So muss
die Bank die ökologischen Bedingungen im
Einzugsgebiet verbessern und darf keine
ökologisch hochwertigen Flächen zerstören
oder umwandeln. Die geschaffenen oder
aufgewerteten Flächen müssen dauerhaft
lebensfähig sein und die ökologischen und
hydrologischen Funktionen bereitstellen, die
durch die Eingriffe, für die eine Bank
„credits“ verkauft, an anderer Stelle verlo-
ren gehen. Die dauerhafte Existenz der Flä-
chen und ihr Management entsprechend der
formulierten Ziele müssen sichergestellt
sein. Die rechtlichen Einflüsse der Bank auf
ihre Flächen (z. B. durch Eigentum) sowie
die Finanzierung der Bank und ihrer Maß-
nahmen müssen abgesichert sein. Und die
Banken müssen ein Monitoring und eine
Erfolgskontrolle vorweisen sowie ggf. Kor-
rekturen an ihren Maßnahmen vornehmen,
wenn der definierte Kompensationserfolg
ausbleibt. Es gelten Maßstäbe für die Bu-
chung der Soll- und Habenseiten. „Debits“
und „credits“ müssen nach der gleichen
Methodik berechnet werden, um miteinander
vergleichbar zu sein. In Fällen, wo keine
ökologische Methodik zur Verrechnung von
„debits“ und „credits“ vorhanden ist, wer-
den Flächengrößen miteinander verglichen.
So wird ein Verhältnis verlangt, in dem die
Ausgleichsfläche (je nach ihrer Wertigkeit)
um einen Faktor 2 bis 4,5 größer ist, als die
Eingriffsfläche. Kann die Bank lediglich

die Aufwertung oder den Schutz eines vor-
handenen Feuchtgebiets (letzteres ist nur in
Ausnahmefällen genehmigungsfähig) anbie-
ten, kann ein Faktor bis 1:10 (bei Schutz)
verlangt werden. Insbesondere für private
Betreiber können Finanzierungs-
schwierigkeiten und Risiken entstehen, da
Maßnahmen bereits vor ihrer „Abbuchung“
und Bezahlung durch Eingreifer realisiert
werden müssen. Daher ist es in einigen
Staaten möglich, einen Teil der „credits“
bereits vor ihrer Realisierung zu verkaufen,
um eine Anschubfinanzierung zu ermögli-
chen15.

Die Fachöffentlichkeit (z. B. National Wild-
life Federation = NWF) sieht im Konzept
des Wetland Mitigation Banking durchaus
Vorteile. So kann es gelingen, mehrere klei-
ne Feuchtgebiete in einer Bank zusammen-
zufassen und auf diese Weise besser zu
erhalten, zu verbinden, aufzuwerten und zu
überwachen. Zudem besitzen größere Ge-
biete bessere Pufferfunktionen. Die Verant-
wortung für den Erfolg von Kompensati-
onsmaßnahmen wird von Vorhabenträgern
zu Bankbetreibern verlagert, die am Erfolg
der Kompensation ein vitaleres Interesse
und oftmals auch mehr Kompetenz haben.
Die Wiederherstellung oder Aufwertung
großer Feuchtgebiete, für die häufig keine
Finanzmittel zur Verfügung stehen, wird oft
erst durch Wetland Mitigation Banking
mach- bzw. finanzierbar. Im Konzept gibt
es aber auch Nachteile: Vermeidung, Alter-
nativenprüfung und Minimierung von Ein-
griffen werden als geschwächt angesehen,
weil Vorhabenträger von vornherein auf
den Ausgleich ihrer Eingriffe per „Abbu-
chung“ abzielen. Am Ort nicht ausgleichba-
re, u. U. auch groß dimensionierte Eingriffe
hervorzurufen, wird nicht mehr als prinzipi-
elles Hindernis für eine Projektrealisierung
gesehen. Stattdessen werden lediglich die
Kosten für das „Banking“ den Kosten für
andere Wege der Eingriffsbewältigung oder
-vermeidung gegenübergestellt. Feuchtge-
biete mit einzigartigen, kaum (re)
produzierbaren Eigenschaften werden durch
„Allerweltsfeuchtgebiete“ ersetzt. Viele
kleine, über das Land verteilte Feuchtgebie-
te werden durch wenige große ersetzt, was
zu einer Nivellierung der Landschaft führt.
Die durch die Eingriffe verloren gehende
Vielfalt an kleinen Feuchtgebieten ist auf
diese Weise nicht reproduzierbar. Die Kom-
pensationsmaßnahmen finden u. U. in gro-

15 Beispiel New Jersey: der Verkauf von einem
Drittel der „credits“ war vor Realisierung
möglich. Dieses Modell wurde durch eine
feinere Differenzierung ersetzt, die den Ver-
kauf der „credits“ parallel zu den Realisie-
rungsstufen der Sammelausgleichsfläche von
der Unterzeichnung der Bankurkunde bis
zum Abschluss des Monitoring schrittweise
regelt.
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ßen Entfernungen vom Eingriffsort statt. Es
besteht die Tendenz, auf die ökonomisch für
die Banken günstigsten Flächen (Boden-
preis) zurückzugreifen, ohne deren ökolo-
gische Eignung ausreichend zu berücksich-
tigen16. Aufschlussreich sind die Ergebnisse
einer Studie des National Research Council
(NRC). Die Studie – die als erste dieser Art
gilt - gibt einen empirisch abgesicherten
Überblick über die Effektivität von Wetland
Mitigation (NRC 2001). Seit 1993 wurde
für jeden genehmigten acre Feuchtgebiets-
abbau durchschnittlich eine Kompensati-
onsfläche von 1,8 acre geschaffen. Das Ziel
des „No Net Loss“ an Feuchtgebieten wird
trotz der Fortschritte in den letzten 20 Jah-
ren im Hinblick auf die ökologischen Funk-
tionen von Feuchtgebieten allerdings nicht

erreicht.

Zusammenfassung USA:

Die Vermeidung und Bewältigung von
Eingriffen in Feuchtgebiete ist in den
USA weit entwickelt. Die Regelungen
weisen eine Reihe von Parallelen zur
deutschen Eingriffsregelung auf. Unter-
schiede ergeben sich daraus, dass Wet-
land Mitigation ausschließlich auf
Feuchtgebiete bezogen ist. Es wird durch
die Ausgestaltung der Entscheidungskas-
kade darauf abgezielt, Ausgleich mög-
lichst on-site und in-kind herzustellen, d.
h. möglichst funktionsgleich oder -nah
im Verhältnis zum Zustand der betroffe-
nen Feuchtgebiete und möglichst nahe
am Eingriffsort. Im Verhältnis zur deut-
schen Eingriffsregelung sind die Anfor-
derungen an Nach- bzw. Erfolgskontrol-
len bei Wetland Mitigation strenger. Die
Organisation von Kompensationsmaß-
nahmen in Form des Wetland Mitigation
Banking kann als eine Form des Sam-
melausgleichs „off-site“ bezeichnet wer-
den, Parallelen zu den in Deutschland
unter dem Stichwort „Poolmodelle“ dis-
kutierten Ansätzen. Bemerkenswert ist
die hohe Regelungsdichte bei der Grün-
dung und Genehmigung der Banken und
die Verankerung des funktionsgleichen
Ausgleichs, die teilweise über die in
Deutschland bereits bestehenden oder in
Konzeption befindlichen Modelle hin-
ausgeht.

Beispiele internationaler
Aktivitäten

Bei der Paneuropäische Strategie der bio-

logischen und landschaftlichen Vielfalt (Pan-
European Biological and Landscape Diver-
sity Strategy - PEBLDS) handelt es um ein
politisches Übereinkommen, das im Jahr
1996 von 55 Ländern unterzeichnet wurde.

Es entstand auf Initiative des Europarates,
der UN-Umweltorganisation (UNEP) und
des European Center for Nature Conserva-
tion (ECNC). Die Strategie weist zwar kei-
ne bindende Wirkung auf, sie ist aber Grund-
lage vieler Aktivitäten, Pläne, Begründun-
gen und Initiativen diverser Unterzeichner-
länder. Insbesondere soll sie den Bezug zur
Internationalen Biodiversitätskonvention
(CBD) herstellen. Die Strategie verfolgt u.
a. zehn Prinzipien, von denen sich einige
direkt auf das Thema Folgenbewältigung
von Eingriffen beziehen: Vermeidungsprin-
zip, Vorsorgeprinzip, Prinzip räumlicher Al-
ternativensuche (Principle of Translocati-
on), Ökologisches Kompensationsprinzip
und Verursacherprinzip.
IENE-Network und COST-341 sind europä-
ische Initiativen zum Thema Habitatzer-
schneidung durch Infrastrukturprojekte. Das
Netzwerk wird aus einem Zusammenschluss
von 21 europäischen Ländern gebildet. Ziel
ist der Erfahrungsaustausch im Umgang mit
Habitatzerschneidung und -fragmentierung,
der durch Verkehrsinfrastruktur verursacht
wird. Leider war keine regelmäßige Beteili-
gung deutscher Vertreter gegeben. COST

341 „Habitat Fragmentation due to Tran-

sportation Infrastructure“ war eine For-
schungsinitiative mehrerer europäischer
Länder, die in direkter Verbindung zum
IENE-Netzwerk steht. Zum Projektab-
schluss 2003 wurde ein Europäisches Hand-
buch zum Thema „Fragmentation / Zer-
schneidung von Lebensräumen durch linea-
re Infrastruktur“ herausgebracht, das auch
Hinweise und Empfehlungen zu Vermei-
dungs-, Minderungs- und Ausgleichsstrate-
gien enthält (vgl. Abb. 1). Aufgelistet wer-
den Methoden und Indikatoren um „Zer-
schneidung“ zu definieren und zu quantifi-
zieren sowie Prioritäten zur Behandlung
von Schwachstellen im Umweltbereich zu
zeigen. Es enthält Best-Practice-Beispiele
im Bereich Minderungs- und Kompensati-
onsmaßnahmen für bestehende und geplan-
te Infrastruktur sowie Methoden zur Evalu-
ation und Kontrolle der Effektivität von
Maßnahmen. Schließlich werden Empfeh-
lungen zu methodischen Aspekten der Mo-
netarisierung der Auswirkungen von Habi-
tatzerschneidung in der Umweltverträglich-
keitsprüfung und der Strategischen Umwelt-
prüfung sowie Empfehlungen für Planer zu
Verfahrens- und Planungsabläufen gege-
ben.
Auch die 1992 von allen acht Alpenstaaten
und der EU ratifizierte Alpenkonvention

weist deutliche Bezüge zur Prüfung von und
des Umgangs mit Eingriffen auf. Die Alpen-
konvention ist ein mehrstaatliches Abkom-
men zum Schutz und zur Entwicklung der
Alpenregion mit dem Ziel, „eine ganzheitli-
che Politik zur Erhaltung und zum Schutz
der Alpen unter ausgewogener Berücksich-

tigung der Interessen aller Alpenstaaten,
ihrer alpinen Regionen sowie der Europäi-
schen Union unter umsichtiger und nach-
haltiger Nutzung der Ressourcen sicherzu-
stellen“. Das Protokoll zur Durchführung
der Alpenkonvention im Bereich Natur-
schutz und Landschaftspflege enthält in
Artikel 9 zwei Absätze zu „Eingriffe in
Natur und Landschaft“, die im Wort Ähn-
lichkeiten zur der deutschen Eingriffs-
regelung aufweisen17. Als Fazit über die
Bedeutung der aufgefundenen internationa-
len Ansätze lassen sich einige Tendenzen
festmachen: Das Ziel, Schäden an Natur
und Landschaft möglichst zu vermeiden,
wird von allen untersuchten Ansätzen un-
terstützt und betont. Es wird die Notwendig-
keit der Minderung und Kompensation von
Eingriffen gesehen und gefordert. Deutsch-
land ist gemessen am eigenen Anspruch
nicht adäquat in internationalen Netzwer-
ken repräsentiert. Eine Verstetigung und
Intensivierung der deutschen Mitarbeit bei

16 Darüber hinaus gibt es eine Liste kritischer
Hinweise des NWF; gefordert wird u. a.:
Strikte Einhaltung der Entscheidungskaska-
de insbesondere des hohen Stellenwerts der
Vermeidung. Neu geschaffene Feuchtgebie-
te müssen fertig gestellt und funktionsfähig
sein, bevor sie als „credits“ für Eingriffe
erworben werden können. Die Flächen der
Banken müssen dauerhaft erhalten und ggf.
gepflegt werden. Die Verrechnung von „de-
bits“ und „credits“ muss berücksichtigen,
welche Werte und Funktionen die Banken
als Ausgleich für die zerstörten Feuchtgebie-
te anbieten; bei Ungleichheit entsprechende
Faktoren festlegen, um einen angemessenen
Ausgleich sicherzustellen. Die Aufwertung
bestehender oder die Wiederherstellung ge-
schädigter Feuchtgebiete sollte Priorität ha-
ben. Banken, die völlig neue Feuchtgebiete
„konstruieren“ oder nur bestehende Feucht-
gebiete schützen, sind wenig erwünscht. Für
bestimmte, ökologisch besonders schwere
Eingriffe, sollten keine „credits“ von Banken
einsetzbar sein, sondern nur Kompensati-
onsmaßnahmen vor Ort. Die Beteiligung der
Öffentlichkeit an den Verfahren muss gesi-
chert sein. Überprüfbare und anspruchsvolle
Kriterien für die Erfolgskontrolle sind zu
definieren. Die Gewährleistung des Monito-
ring ist sowohl durch die Genehmigungsbe-
hörden als auch durch Monitoringverpflich-
tungen der Banken zu sichern.

17 (1) Die Vertragsparteien schaffen die Voraus-
setzungen dafür, dass für private und öffent-
liche Maßnahmen und Vorhaben, die Natur
und Landschaft erheblich oder nachhaltig
beeinträchtigen können, die direkten und in-
direkten Auswirkungen auf den Naturhaushalt
und das Landschaftsbild überprüft werden.
Das Ergebnis der Prüfung ist bei der Zulas-
sung beziehungsweise Verwirklichung zu
berücksichtigen. Dabei ist insbesondere si-
cherzustellen, dass vermeidbare Beeinträch-
tigungen unterbleiben.
(2) Nach Maßgabe des nationalen Rechts
sind unvermeidbare Beeinträchtigungen
durch Maßnahmen des Naturschutzes und
der Landschaftspflege auszugleichen und
nicht ausgleichbare Beeinträchtigungen nur
zuzulassen, wenn unter Abwägung aller In-
teressen die Belange des Naturschutzes und
der Landschaftspflege nicht überwiegen; auch
für solche Beeinträchtigungen sind Maßnah-
men des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege vorzunehmen.
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entsprechenden Aktivitäten auf europäischer
ist geboten.

Zusammenfassung und Ausblick

Umweltprobleme wie Lebensraum- und
Artenrückgang oder Beanspruchung und
Belastung natürlicher Ressourcen werden
in allen 20 untersuchten Ländern konsta-
tiert. Der Zusammenhang mit dem Thema
„Eingriffe“ wird aber qualitativ sehr unter-
schiedlich hergestellt. Bei der Gewichtung
der aus Eingriffen resultierenden Probleme
wird der Fokus auf unterschiedliche „Schutz-
güter“ bzw. „Flächentypen“ gelegt (je nach
empfundener / realer Knappheit und / oder
gesellschaftlicher Wertschätzung). Das
reicht vom sehr umfassenden Anspruch des
Erhalts der Leistungsfähigkeit des Natur-
haushaltes oder der gesamten Schutzgüter
der UVP-Richtlinie bis zur Konzentration
auf einzelne Flächentypen (Feuchtgebiete,
Gewässer, Wald). Der Anspruch, Beein-
trächtigungen soweit wie möglich zu ver-
meiden, besteht in allen untersuchten Län-
dern. Unter Vermeidung wird überwiegend
verstanden, dass durch Unterlassen von
Vorhaben (Nullvariante) oder von Vorha-
benteilen (Grenze zur Minderung fließend)
negative Auswirkungen auf Natur und Land-
schaft nicht entstehen. Vermeidung ist viel-
fach auf der übergeordneten Ebene Thema
der Raumordnung. Wichtig wird die Forde-

rung nach Eingriffsvermeidung vor allem
bei der Projektgenehmigung, wo sie über
die UVP, Naturschutzgesetze, Umweltge-
setzgebung, Planungs- und Fachplanungs-
recht zum Tragen kommt. Der grundsätzli-
che Anspruch, nicht vermeidbare Beein-
trächtigungen oder Schäden zu kompensie-
ren, besteht in den allermeisten untersuch-
ten Ländern (u. a. als Bestandteil der UVP-
Richtlinie). Erhebliche Unterschiede beste-
hen bei der rechtlichen Verbindlichkeit die-
ses Anspruches. Konkrete Verfahrensrege-
lungen zur Vermeidung und Kompensation
von Eingriffen sind in vielen Ländern auf
eine eng definierte räumliche Kulisse als
besonders wertvoll angesehener Gebiete
bezogen. Die Flächendeckung und der Be-
zug auf Naturhaushalt und Landschaftsbild
der deutschen Eingriffsregelung ist die Aus-
nahme. Das generelle Ziel einer möglichst
großen Identität (Art und Umfang) und räum-
lichen Nähe von Kompensationsmaßnah-
men zum beeinträchtigten Zustand von Na-
tur und Landschaft (in-kind, on-site) besteht
in mehreren untersuchten Ländern. Es be-
steht der Trend, zur Umsetzung und Organi-
sation von Kompensationsmaßnahmen
Fonds- und Poolmodelle zur Flächen- und
Maßnahmenbevorratung anzuwenden und
die Trägerschaft der Maßnahmen nach ver-
schiedenen Modellen zu bündeln. Es wird
allgemein anerkannt, dass das Monitoring
der fachlichen Qualität der Umsetzung der

Maßnahmen sowie ihrer Wirksamkeit ein
wichtiger Bestandteil der Eingriffsfolgen-
bewältigung ist. Dieser Arbeitsschritt ist
aber in den untersuchten Ländern sehr un-
terschiedlich entwickelt. Beispiele für inte-
ressante Konzepte sind vorhanden. Unab-
hängig von den institutionellen und gesetz-
lichen Strukturen kristallisiert sich eine in
allen Ländern erkennbare Abfolge der Ent-
scheidungs- und Handlungsoptionen heraus.
Diese „Kaskade“ ist durch die auf Eingriffe
anwendbare Sachlogik geprägt. Ihre Schrit-
te sind von Land zu Land unterschiedlich
ausgebildet, mitunter werden einzelne
Schritte weggelassen. Die Reihenfolge bleibt
jedoch nicht verändert (vgl. Tab. 1).

Die deutsche Eingriffsregelung ist also nicht
einzigartig. Das im englischsprachigen
Raum verbreitete und in den Niederlanden
übernommene No-Net-Loss-Prinzip kommt
dem deutschen Verschlechterungsverbot
nahe. Die deutsche Eingriffsregelung ist
auch nicht das komplexeste Instrument.
Wetland Mitigation und Wetland Mitigati-
on Banking in den USA sind vermutlich
noch weiter ausdifferenziert und weisen im
Monitoring weitergehende Anforderungen
auf. Die deutsche Eingriffsregelung ist aber
dennoch im internationalen Vergleich bei-
spielgebend, da sie einen flächendeckenden
Ansatz verfolgt und rechtlich verbindlich
ist. Dies hat sich – ohne ausgeprägtes Zutun
deutscher Stellen - auch im Ausland herum
gesprochen. Südschwedische Gemeinden
haben in den letzten Jahren ein der Ein-
griffsregelung ähnliches Instrument auf der
Ebene der kommunalen Bauleitplanung auf
freiwilliger Basis eingeführt (OHLEN-
BURG 2004). Prosperierende Städte wer-
ben mit diesem Instrument im Sinne einer
umweltgerechten Planung und bringen dies
bei der Standortkonkurrenz selbstbewusst
als Standortvorteil ein. Im September 2006
fand in Stockholm eine Konferenz des Amtes
für Umweltschutz statt, auf der eine Bilanz
der Studien zu Regionalen Landschaftsstra-
tegien in den Provinzen stattfand. Dabei
wurde deutlich, dass die Vertreter von schwe-
dischen Naturschutz- und Planungsbehör-
den „neidisch“ auf die Eingriffsregelung
blicken. Auch die Bundesländer sind Ex-
porteure der Eingriffsregelung. Die Berli-
ner Senatsverwaltung für Stadtentwicklung
bspw. hat in den letzten Jahren vermehrte
Anfragen aus dem Ausland zur deutschen
Eingriffsregelung erhalten. So bestehen re-
gelmäßige Kontakte nach Südkorea. Erfah-
rungsaustausch zum Thema wird auch von
den neuen EU-Beitrittsländern gesucht. An
der TU Berlin liegen Anfragen aus Japan
zur deutschen Eingriffsregelung vor. Hin-
tergrund ist ein auf Japanisch verfasstes
Fachbuch, das eine Übersetzung des deut-
schen Instrumentariums versucht. Auch

Abb. 1: Aus dem European Handbook des COST 341-Projektes.
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wenn dies nur ausschnitthafte Beispiele sind,
die z. T. durch persönliche Kontakte über-
mittelt wurden - sie passen in das Gesamt-
bild, das im Zuge des F+E-Vorhabens ge-
wonnen wurde. Alle kontaktierten Experten
im Ausland sind an der deutschen Eingriffs-
regelung stark interessiert. Die deutschen
Hochschulen üben eine wichtige Multipli-
katorfunktion aus, indem ausländische Stu-
denten das hier erworbene Wissen in ihr
Heimatland tragen. Vor dem Hintergrund
der Internationalisierung der Ausbildung an
Hochschulen kann dieser Wissenstransfer
in Zukunft noch an Bedeutung gewinnen.
Dem steht allerdings eine nicht adäquate
Präsenz deutscher Vertreter in internationa-
len Gremien und eine überraschend geringe
Anzahl englischsprachiger Fachliteratur
über die deutsche Eingriffsregelung gegen-
über. Der Verweis, die Eingriffsregelung

sei eine typisch deutsche Erfindung, die
nicht rechtskompatibel mit dem EU-Recht
sei, greift zu kurz. Die Bezüge zur FFH-
Verträglichkeitsprüfung, zu den Anforde-
rungen zur Kohärenzsicherung und zur ar-
tenschutzrechtlichen Verträglichkeitsprü-
fung haben längst Einzug in den Planungs-
alltag gehalten. Auch wenn die politische
Stimmung insbesondere unter den jüngeren
Beitrittsländern nach weiteren Naturschutz-
richtlinien der EU sehr gedämpft sein mag,
ist zu konstatieren, dass es Interesse am
deutschen Instrumentarium gibt. Allerdings
hat es Deutschland bisher nur bedingt ver-
mocht, die langjährigen und umfangreichen
Erfahrungen aktiv und zielgerichtet in einen
internationalen Dialog einzubringen. Etwas
mehr selbstbewusstes Auftreten und das
Anbieten von gezieltem Erfahrungstausch,
der eine selbstkritische Analyse eigener

Erfahrungen enthalten sollte, wäre hier ge-
winnbringend. So wäre es ausgesprochen
sinnvoll, die im europäischen Zusammen-
hang entstandenen Netzwerke und Kennt-
nisse mit der Eingriffsregelung stärker zu-
sammenzuführen. Dabei darf der kritische
Blick nach Innen natürlich nicht zu kurz
kommen. Beispielsweise die Anfang 2007
in Kraft getretene Novelle des Baugesetz-
buches droht mit der Einführung des be-
schleunigten Verfahrens nach § 13a BauGB
eine Schneise in den flächendeckenden
Ansatz der Eingriffsregelung zu schlagen.
Die Fiktion, wonach Pläne mit einer Grund-
flächenzahl oder einer voraussichtlichen
Versiegelung von bis zu 20.000 m² grund-
sätzlich keines Ausgleichs bedürfen, geht
weit über einen vernünftig begründbaren
Ansatz zur Stärkung der Innenentwicklung
der Städte hinaus. Bereits mit den BauGB-

Österreich Niederlande Schweiz Kanada USA

Schadensbegriff Legaldefinition v. a. Zerschnei- „Beeinträchti- Beeinträchtigung Schädigung
ähnlich wie in D. dung, Zersiedlung, gung schutzwürdi- bestimmter Habitate von Feuchtgebie-

jedoch nur bei be- ger Bereiche“ ten
hördlichen Pla-
nungen in best.
Räumen

Vermeidung über Alternativen im National Structure Landschaftskonzept
Raumordnung Rahmen UVP Plan (LSK)

Schadensvermei- Bewilligungs- Alternativenprüfung Pflicht zur Alter-
dung über Projekt- pflicht (Länder) in der UVP nativenprüfung
genehmigung

Kompensation NatSG der Län- Kompensations- Art. 18 NHG No Net Loss UVP und No Net
von Schäden der, Ausgleichs- prinzip Loss, Einzelstaa-

abgabe tenregelungen

Verfahrensregelun- NatSG der Län- Ökologische Gebietskulisse für Wetland Miti- Wetland Miti-
gen bezogen auf der, kein Bundes- Hauptstruktur Art. 18 NHG gation (primär gation
eng definierte gesetz auf  Funktionen,
Funktions-/Gebiets- nicht auf Lebensräu-
typen me) = Methoden

Identität zw. Keine Vorgaben, Kriterien für „angemessener funktional in-kind, on-site
Kompensation keine Leitlinien, Kompensations- Ersatz“ identische
und Situation vor Leitfäden maßnahmen Kompensation
dem Eingriff

Organisation teilweise Natur- Trägerschaft durch Ersatzmaßnah- Wetland Banks WMB, Wetland
der Umsetzung schutzfonds „Green Fund“ men-Pool (Einzel- Banks
der Maßnahmen idee im Rahmen

des LKS)

Qualitätssicherung Im Diskussions- Qualitätsmanage- Monitoring
und  Erfolgs- prozess begriffen ment und Follow Programme
kontrolle up-Programme in

der UVU

Tab. 1: Zusammenfassende Übersicht von Verfahren ausgewählter Länder.
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Novellen von 1998 bis 2004 wurden die
Anwendung der Eingriffsregelung weitge-
hend flexibilisiert, die Anforderungen an
das Städtebaurecht angepasst und Hemm-
nisse im Vollzug abgebaut. Die Eingriffsre-
gelung in der Bauleitplanung ist weder ein
Investitions- noch Verfahrenshemmnis.
Vielmehr trägt sie zu Verfahrenssicherheit
bei. Auch wird das im Koalitionsvertrag
vom Nov. 2005 postulierte Beschleuni-
gungsziel vermutlich verfehlt. Denn die
Abwägungserfordernisse in der Bauleitpla-
nung bleiben unberührt und die Hürden der
an Bedeutung gewinnenden Belange des
Artenschutzes bleiben ebenfalls hoch. In
diesem Zusammenhang hat sich die Ein-
griffsregelung im Sinne eines „Vorklärungs-
verfahrens“ und teils eines „Trägerverfah-
rens“ von ansonsten rechtlich eigenständi-
gen Prüfverfahren in der Praxis bewährt.
Diese Ansätze gilt es aufzugreifen und so-
wohl in Deutschland als auch im internatio-
nalen Kontext deutlicher zu artikulieren.
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Einleitung

Aspekte der Bewältigung von Umweltfol-
gen spielen in den herkömmlichen Prüfin-
strumenten der naturschutzrechtlichen Ein-
griffsregelung, weiterhin der Strategischen
Umweltprüfung (SUP), der Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVP) sowie der Verträg-
lichkeitsprüfung nach den §§ 34, 35 Bun-
desnaturschutzgesetz (BNatSchG; hier Fau-
na-Flora-Habitat-Verträglichkeitsprüfung =
FFH-VP) eine Rolle. Daneben gibt es eine
Reihe internationaler Konventionen und
Richtlinien, die gleichfalls Aussagen über
eine Prüfung der Verträglichkeit  von Aus-
wirkungen, die Einhaltung von Verschlech-
terungsverboten und ansonsten evtl. zu be-
stimmende Vermeidungs- und Kompensa-
tionsverpflichtungen sowie zur Haftung bei
und Sanierung von Umweltschäden enthal-
ten. Zu erwähnen sind:
- Das Übereinkommen über die Biologi-

sche Vielfalt (Biodiversitätskonvention,
Convention on Biodiversity = CBD) von
1992;

- die Richtlinie 2000/60/EG des Europäi-
schen Parlaments und des Rates zur Schaf-
fung eines Ordnungsrahmens für Maß-
nahmen der Gemeinschaft im Bereich der
Wasserpolitik vom 23.10.2000 (Wasser-
rahmenrichtlinie);

- die Richtlinie 2004/35/EG des Europäi-
schen Parlaments und des Rates über
Umwelthaftung zur Vermeidung und Sa-
nierung von Umweltschäden (Umwelt-
haftungsrichtlinie UH-RL) vom 21.04.2004.

Diese Richtlinien und die aus ihnen erwach-
senden Verpflichtungen sollen im Verhält-
nis zur naturschutzrechtlichen Eingriffs-
regelung betrachtet und abschließend daraus
ableitbare Folgerungen für die Weiterent-
wicklung des Instrumentariums der Folgen-
prüfungen diskutiert werden.

1 Biodiversitätskonvention

Artikel 14 Abs. 1 (a) der Biodiversitätskon-
vention (Convention on Biological Diversi-
ty = CBD) trägt den Titel „Verträglichkeits-
prüfung und möglichst weitgehende Ver-
ringerung nachteiliger Auswirkungen.“
Demzufolge sollen geeignete Verfahren ein-
geführt werden, die eine Umweltverträg-
lichkeitsprüfung – so der von der CBD bzw.
der deutschen Übersetzung gebrauchte Be-
griff – von geplanten Vorhaben, die erheb-
liche nachteilige Auswirkungen auf die bi-
ologische Vielfalt haben, vorschreiben, mit
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dem Ziel, diese Auswirkungen zu vermin-
dern oder auf ein Mindestmaß zu beschrän-
ken. Die CBD sieht somit vor, dass Vorha-
ben und Pläne, die sich negativ auf die
Erhaltung der Biodiversität auswirken, ei-
ner Folgenabschätzung unterzogen werden.
Deutschland hat sich als Vertragsstaat ver-
pflichtet, die Ziele der CBD umzusetzen.
Dazu bietet sich die Nutzung bestehender
Instrumente der Umweltfolgenabschätzung
und –bewertung an.
Damit stellt sich die Frage, inwieweit (ne-
ben anderen Folgenprüfinstrumenten wie
der UVP und der FFH-VP) die Eingriffs-
regelung auch den Zielen der CBD dienen
kann bzw. welche Ziele der CBD mit Hilfe
der Eingriffsregelung erreicht werden kön-
nen.
Der Erhalt der Biodiversität als Schutz-

gegenstand wird in der CBD sehr weit ge-
fasst: Er umfasst verschiedene Ebenen der
Biodiversität (genetische Vielfalt, Arten-
vielfalt, Ökosystemvielfalt, vgl. auch COP
VI/7 2002, 9) und verschiedene Komponen-
ten (Elemente, d. h. einzelne Tier- und
Pflanzenarten, Strukturen und Prozesse) und
ist damit deutlich umfangreicher als die
Schutzgegenstände der Eingriffsregelung.
Den Grundsätzen des Naturschutzes in § 2
Abs. 1 Nrn. 8 und 9 der 2002 novellierten
Fassung des BNatSchG zufolge umfasst die
Leistungs- und Funktionsfähigkeit des
Naturhaushaltes auch den Erhalt und die
Entwicklung der biologischen Vielfalt. Die
Eingriffsregelung hat damit die Aufgabe,
bei der Folgenabschätzung auch diese In-
halte mit zu berücksichtigen; im Gegenzug
werden durch die CBD Belange der Flora
und Fauna in Folgenabschätzungen indirekt
gestärkt. Solange allerdings nicht, etwa in
einer nationalen, auf Deutschland zuge-
schnittenen Biodiversitätsstrategie, definiert
wird, worauf konkret sich der Beitrag
Deutschlands zum Erhalt der Biodiversität
bezieht, bleibt der Schutzgegenstand
Biodiversität in Folgenprüfungen vage und
nur schwer greifbar (BÖTTCHER &
PETERS 2002, 9). Angesagt wäre es zudem,
die verschiedenen Negativlisten der Län-
der, in denen Tatbestände benannt sind, die
im Regelfall nicht als Eingriff gelten,
daraufhin zu überprüfen, ob Belange der
Biodiversität berührt sind.
Was die Verfahrensregelungen angeht, skiz-
zieren die auf der 6. Vertragsstaaten-
konferenz 2002 in Den Haag verabschiede-
ten Leitlinien zur Umsetzung des Art. 14 der

CBD verschiedene Verfahrensschritte, die
denen der Eingriffsregelung in Verbindung
mit den verschiedenen Zulassungsverfahren
in weiten Bereichen entsprechen (vgl. COP
VI/7 2002):
- Sehr ausführlich und konkret bis hin zu

genaueren inhaltlichen Anforderungen
werden die Schritte einer Vorprüfung
(Screening) und der Festlegung des not-
wendigen Untersuchungsrahmens (Sco-
ping) beschrieben.

- Des Weiteren finden sich (allerdings
vergleichsweise kurz gehaltene) Hinwei-
se zur Wirkungsanalyse und –bewertung
sowie zur Berücksichtigung von Minde-
rungsmaßnahmen.

- Ergänzend werden Hinweise zur Ausge-
staltung der Planunterlagen, zu einer Qua-
litätssicherung („review“), zur Entschei-
dungsfindung sowie zum Monitoring ge-
geben, die jedoch gleichfalls nur sehr
allgemein gehalten sind.

Das Erfordernis von Maßnahmen zur Kom-
pensation von Beeinträchtigungen wird in
den Leitlinien nur randlich angesprochen:
Neben einem kurzen Hinweis, dass im Ver-
fahrensschritt des Scopings für jede Alter-
native auch Kompensationsmaßnahmen zu
ermitteln sind (COP VI/7 2002, 5), wird
unter der Überschrift „Vermeidung“ kurz
angesagt, dass unter sog. Abhilfemaßnah-
men neben Vermeidung und Minderung
auch Kompensation verstanden werden kann
(COP VI/7, 6); eigens ausgeführt wird die-
ses Thema jedoch nicht. In der Interpretati-
on des Artikel 14 CBD scheint es allerdings
in der letzten Zeit diesbezüglich zu Verän-
derungen zu kommen: Eine (allerdings frei-
willige) Richtlinie der UNEP (United Nati-
ons Environment Programme = Umwelt-
programm der Vereinten Nationen) zur Bi-
odiversität inklusive der Folgenprüfung vom
09.01.2006 (UNEP 2006) führt an verschie-
denen Stellen neben der Vermeidung und
Minderung negativer Auswirkungen auch
deren Kompensation als notwendigen Be-
standteil bzw. Konsequenz einer Folgen-
prüfung an (vgl. UNEP 2006, 5, 12, 15). Auf
EU-Ebene gibt es eine sog. Mitteilung der
EU-Kommission zur „Eindämmung des
Verlusts der Biologischen Vielfalt bis zum
Jahr 2010 – und darüber hinaus“ (EU-Kom-
mission 2006a) vom 22.05.2006. Darin wird
angesichts des weiter fortschreitenden Ar-
tenschwundes das Ziel formuliert, diesen
bis zum Jahr 2010 deutlich zu reduzieren.
Ein expliziter Bezug zu einer dann auch

Schr.-R. d. Deutschen Rates für Landespflege (2007), Heft 80, S. 56-63
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notwendigen Kompensation von Beeinträch-
tigungen ist zwar nicht enthalten; jedoch
gibt es einen dazugehörigen Anhang zur
Folgenprüfung (EU-Kommission 2006b),
der bei der Formulierung der konkreten
Handlungserfordernisse zur Umsetzung der
CBD an verschiedenen Stellen auch die
Kompensation von Beeinträchtigungen mit
anführt, so etwa bezogen auf die vollständi-
ge Umsetzung des Art. 6 der FFH-Richtlinie
(Ziel A.1.1.2, 68), auf die Fischereipolitik
(Ziel A.2.3.4, 68), negative Auswirkungen
von Kohäsions- und Strukturfonds (A.4.1,
73) sowie des Klimawandels (A.9.3.1, 78).
Allerdings wird der Aspekt Kompensation
nur auf diese genannten Zielbereiche bezo-
gen und nicht durchgängig durchgehalten;
für eine ganze Reihe weiterer, gleichfalls
relevanter Zielbereiche wird weiterhin nur
auf Vermeidung und Verminderung Bezug
genommen.

Zusammenfassend bleibt damit festzuhal-
ten: Die Eingriffsregelung kann einen we-
sentlichen Beitrag zur Umsetzung der Ziele
der Biodiversitätskonvention leisten, zu
denen sich auch Deutschland verpflichtet
hat. Unter den Folgenprüfinstrumenten ist
sie das einzige, das flächendeckend ansetzt
und dabei durch die vom Vorhabenträger
verbindlich umzusetzenden Vermeidungs-
und Kompensationsmaßnahmen materielle
Rechtsfolgen hat. Allerdings wird in den
Dokumenten zur CBD neben der Vermei-
dung der Aspekt der Kompensation bisher
nur randlich thematisiert und bleibt der
Schutzgegenstand „Biodiversität“ für die
Eingriffsregelung bislang nur schwer fass-
bar. Jedoch lässt sich argumentieren, dass
der festzustellende Artenschwund nur auf-
gehalten werden kann, wenn der Vermei-
dungsgrundsatz konsequent in den Vorder-
grund gestellt wird und Beeinträchtigungen
(möglichst gleichartig) kompensiert wer-
den.

2 Wasserrahmenrichtlinie

Ein Zusammenhang zu Folgenprüfungen
ergibt sich auch durch die europäische Was-
serrahmenrichtlinie (WRRL). Anknüp-
fungspunkt ist neben dem für die Wasser-
körper zu erreichenden guten Zustand der
Umgang mit dem Verschlechterungsverbot,

das Art. 4 Abs. 1 a) i und b) i WRRL
ausspricht und das über §§ 25 a Abs. 1 Ziff.
1, 25 b Abs. 1 Nr.1 und 33 a Abs. 1 Ziff. 1
Wasserhaushaltsgesetz (WHG) in das nati-
onale Recht transportiert wurde (zu den
nachfolgenden Ausführungen vgl. auch JES-
SEL 2007): Demnach soll sich der Zustand
der Oberflächenwasserkörper sowie der
Grundwasserkörper nicht weiter verschlech-
tern. Zwar bestehen unterschiedliche Auf-
fassungen, ab wann dieses Verschlechte-
rungsverbot nun greift. GINZKY (2005,

520) und ALBRECHT (2006, 304) etwa
vertreten die Auffassung, das Verschlechte-
rungsverbot gelte bereits mit dem Inkraft-
treten der WRRL bzw. der Umsetzung in
das nationale Recht; der Entwurf eines
Guidance-Papers der EU zu den Ausnahme-
voraussetzungen des Art. 4 Abs. 7 WRRL
geht dagegen davon aus, dass dies erst 2009
mit erfolgter Aufstellung von Bewirtschaf-
tungsplan und Maßnahmenprogramm der
Fall ist, vgl. Drafting Group 2006a, 17).
Diese Auffassung ist jedoch insofern nicht
ganz logisch, als erst eine Verschlechterung
der Wasserkörper zulässig wäre, um dann
(unter vermehrten Anstrengungen) einen
guten Zustand zu erreichen. Auf jeden Fall
wird jedoch zu beachten sein, dass das Ver-
schlechterungsverbot der WRRL bereits frü-
her greift als das auf 2015 angesetzte Errei-
chen des guten Zustands. Es wurde zudem
bereits in ersten Entscheidungen der Ver-
waltungsgerichte angewandt, ohne dass
dabei jedoch sein Inhalt und Umfang näher
präzisiert wurden (vgl. VG Koblenz, Urt. v.
19.04.2005 – 1 K 3375/04.KO; Bayer. VHG,
Urt. v. 28.06.2005 – 22B 95.2188). Zu den
Schutzobjekten der WRRL gehören indi-
rekt über den Standortfaktor Wasser auch
die wasserabhängigen Ökosysteme (vgl.
KORN et al. 2005).
Die Prüfung auf Vereinbarkeit mit den
Umweltzielen der WRRL, die bei Geneh-
migungsverfahren notwendig wird, hat sich
also insbesondere auch auf das Verschlech-
terungsverbot zu erstrecken. § 31 Abs. 1
Satz 3 WHG bestimmt, dass sich Gewässer-
ausbaumaßnahmen an den Bewirtschaf-
tungszielen der §§ 25a – 25d WHG ausrich-
ten müssen und die Erreichung dieser Ziele
nicht gefährden dürfen. Die Einhaltung des
Verschlechterungsverbots hat zudem Aus-
wirkungen auf das sog. Bewirtschaftungs-
ermessen der Wasserwirtschaft bei der Er-
teilung von Erlaubnissen und Genehmigun-
gen, das nunmehr durch die Zielvorgaben
der WRRL deutlich eingeengt wird und das
Verschlechterungsverbot als zwingenden
Aspekt mit zu beachten hat (HASCHE 2005).
Das Verschlechterungsverbot ist dabei kaum
absolut zu sehen – dies dürfte auch in Anbe-
tracht der natürlichen Gewässerdynamik
kaum praktikabel sein – (ALBRECHT 2006,
304, 321; ELGETI et al. 2006, 747). Viel-
mehr tut sich die Frage auf, ab welcher
Schwelle von einer Verschlechterung bzw.
von der in §§ 25 a, b WHG benannten
nachteiligen Veränderung des Gewässerzu-
stands auszugehen ist. In Bezug auf den
mengenmäßigen Zustand des Grundwas-
sers spricht Anhang V 2.1.2 WRRL davon,
dass dieser keinen anthropogenen Verände-
rungen unterliegen darf, „die (…) zu einer
signifikanten Schädigung der Qualität die-
ser Gewässer“ bzw. „zu einer signifikanten
Schädigung von Landökosystemen führen

würden, die unmittelbar von Grundwasser
abhängen.“ Bei einer signifikanten Schädi-
gung der vom Grundwasser abhängigen
Ökosysteme liegt demzufolge eine Hand-
lung vor, die den guten mengenmäßigen
Zustand des Grundwassers beeinträchtigt
und dem Verschlechterungsverbot der
WRRL entgegensteht.
Eine diesem Punkt in Grundzügen ganz
ähnliche Diktion verwendet nun § 18 Abs. 1
BNatSchG für die Definition des Eingriffs-
tatbestandes (vgl. hierzu auch JESSEL
2005): Eingriffe in Natur und Landschaft
sind demnach Veränderungen des mit der
belebten Bodenschicht in Verbindung ste-
henden Grundwasserspiegels, die die Leis-
tungs- und Funktionsfähigkeit des Natur-
haushalts erheblich beeinträchtigen können.
Dies wirft die Frage auf, ob für die Bestim-
mung, wann eine signifikante Schädigung
der vom Grundwasser abhängigen Land-
ökosysteme vorliegt, auf die naturschutz-
fachlichen und –rechtlichen Kriterien zu-
rückgegriffen werden kann, wie sie im
BNatSchG formuliert sind. Die beiden Be-
griffe „signifikant“ und „erheblich“ könn-
ten ja als weitgehend synonym gelten (so
auch UNNERSTALL 2003, 672f.).
Eine weitere Frage ist die, welche Hand-

lungspflichten eintreten, wenn das Ver-
schlechterungsverbot nicht eingehalten wird.
Dazu bestimmen Art. 4 Abs. 7 WRRL sowie
§ 25 d Abs. 3 WHG, dass eine Verschlech-
terung des Zustands eines oberirdischen
Gewässers an enge Voraussetzungen ge-
knüpft und ausnahmsweise nur zulässig ist,
wenn (1) übergeordnete öffentliche Belan-
ge vorliegen, sich (2) keine alternativen
Maßnahmen anbieten und (3) „alle prak-
tisch geeigneten Maßnahmen ergriffen wer-
den, um die nachteiligen Auswirkungen auf
den Zustand der Gewässer zu verringern“.
Dabei müssen alle drei Voraussetzungen
kumulativ vorliegen. Die Erteilung einer
Ausnahme nach Art. 4 Abs. 7 WRRL darf
zudem den Bestimmungen anderer EG-
Richtlinien nicht zuwiderlaufen, etwa in-
dem sie Schutzbestimmungen aus der FFH-
Richtlinie entgegensteht (Drafting Group,
2006 b, 17).
Wie vor allem die dritte o. g. Maßgabe
umgesetzt werden soll und zu welchen
Handlungsverpflichtungen sie tatsächlich
führen wird, ist noch offen. Aus ihr folgt
wohl zunächst nur eine Verpflichtung zur
weitestgehenden Vermeidung und Vermin-
derung nachteiliger Auswirkungen, jedoch
noch kein formelles Kompensationsprinzip.
Jedoch spricht mit Blick auf die in den
Bewirtschaftungsplan aufzunehmenden In-
halte eine andere Stelle des WHG, § 36b
Abs. 3 Ziff. 4 WHG, weitergehend davon,
dass neben den Umständen, auf denen die
Verschlechterungen beruhen, auch die Maß-
nahmen zur Wiederherstellung des vorheri-
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gen Zustands in die Bewirtschaftungspläne
aufzunehmen sind und damit zu den Anga-
ben gehören, die auch der EU-Kommission
vorzulegen sind. Zudem wurde bei der Neu-
fassung des WHG mit § 4 Abs. 2 Ziff. 2a die
Möglichkeit eröffnet, Maßnahmen anzuord-
nen, die zum Ausgleich einer auf eine
Gewässerbenutzung zurückzuführenden
Beeinträchtigung des Gewässerzustands
erforderlich sind.
Baumaßnahmen an Gewässern wie auch
dabei eintretende dauerhafte oder temporä-
re Beeinträchtigungen werden auch künftig
kaum zu vermeiden sein. Vor diesem Hin-
tergrund ist es denkbar, die Einhaltung des
Verschlechterungsverbots bzw. die
andernfalls anfallenden Kompensationsver-
pflichtungen ähnlich bzw. analog zu regeln
wie im Naturschutzrecht, zumal die oben
benannten Voraussetzungen des § 25d Abs.
3 WHG, die dabei abzuprüfen sind, gewisse
Ähnlichkeiten mit der Entscheidungsabfol-
ge der Eingriffsregelung (Vermeidung –
Ausgleich bzw. Ersatz – Abwägung) auf-
weisen.
Die genannten Verpflichtungen erstrecken
sich auf die in der WRRL angeführten Qua-
litätsmerkmale der Wasserkörper. Dabei ist,
wie oben schon angeführt, davon auszuge-
hen, dass über die Beeinflussung der rele-
vanten Qualitätsmerkmale der Oberflächen-
gewässer sowie über die Verbindung zum
Grundwasser auch die direkt von den aqua-
tischen Ökosystemen abhängenden Land-
ökosysteme und Feuchtgebiete sowie die
vom Grundwasser abhängigen Ökosyste-
me, die in der WRRL benannt sind, zu den
Wasserkörpern zu zählen sind (vgl. KORN
et al. 2005). Nahezu alle von der WRRL
erfassten Veränderungen grundwasserab-
hängiger Ökosysteme und anthropogene
Veränderungen des Grundwasserspiegels
unterliegen dabei auch der naturschutzrecht-
lichen Eingriffsregelung bzw. strengeren
naturschutzrechtlichen Prüfverpflichtungen
(Verträglichkeitsprüfung und Ausnahme-
verfahren bei Natura 2000-Gebieten; natur-
schutzrechtliche Ausnahmen im Fall der
Beeinträchtigung von nach § 30 BNatSchG
und darauf aufbauenden Länderregelungen
besonders geschützten Biotopen). Während
Letztere wie auch die Bestimmungen des §
25d Abs. 3 Ziff 3 WHG eine strenge Recht-
fertigung in Form eines überwiegenden öf-
fentlichen Interesses erfordern, ist im Fall
der Eingriffsregelung die Gleichrangigkeit
der Naturschutzbelange mit den anderen
Anforderungen ausreichend, um den Ein-
griff zuzulassen (vgl. auch UNNERSTALL
2003, 677). Mit Blick auf die Vorgaben der
WRRL wäre es daher konsequent, analog zu
den Vorgaben, die die naturschutzrechtli-
che Eingriffsregelung (in § 19 Abs. 3 Satz 2
BNatSchG) für die streng geschützten Ar-
ten trifft, darin auch für die von den aquati-

schen Ökosystemen direkt abhängenden
Landökosysteme und Feuchtgebiete sowie
die mit den Grundwasserkörpern in Verbin-
dung stehenden Landökosysteme zu bestim-
men, dass die Zulässigkeit eines Eingriffs in
diese Lebensräume ein Überwiegen des öf-
fentlichen Interesses erfordert (JESSEL
2005, 269 f.).
Es obliegt zu wesentlichen Teilen den Bun-
desländern, aufbauend auf den Vorgaben
des WHG den unbestimmten Rechtsbegriff
„signifikant“ zu konkretisieren und die Fol-
gen und weitergehenden Handlungspflichten
zu bestimmen, die sich aus einer Nicht-
Einhaltung des Verschlechterungsverbots
ergeben. Die bislang erfolgten Umsetzun-
gen in die Landeswassergesetze und die
dazu gehörenden Verordnungen geben den
Wasserwirtschaftsverwaltungen dazu je-
doch noch keine Hilfen an die Hand. Letztlich
bedeutet dies, dass die Interpretation und
Umsetzung der Ausnahmebestimmungen
der WRRL und der Umgang mit dem durch
sie gesetzten Verschlechterungsverbot den
einzelnen Wasserwirtschaftsverwaltungen
überlassen bleibt.
Auf europäischer Ebene scheint man sich
über die Frage, welche konkreten Pflichten
aus einer Nicht-Einhaltung des Verschlech-
terungsverbots folgen, noch nicht ganz ei-
nig zu sein: Der Entwurf des Guidance-
Papers zur Handhabung der Ausnahmebe-
stimmungen des Art. 4 Abs. 7 WRRL hält
explizit fest, dass aus ihnen nur Minde-
rungs- und keine Kompensationsmaßnah-
men folgen (Drafting Group 2006a, 9). Ers-
tere können dabei jedoch durchaus an-
spruchsvoll sein, indem sie nicht nur auf
eine bloße Minderung der negativen Aus-
wirkungen hinauslaufen, sondern bis hin zu
deren Aufhebung bzw. Neutralisierung an-
gelegt sind. Dahinter, dass die Möglichkeit
einer Kompensation nicht eigens angespro-
chen wird, steht auch die Befürchtung, dass
man sich durch sie von einer Einhaltung des
Verschlechterungsverbots freikaufen und
dieses mithin unterlaufen werden könnte.
Dafür sind (nach dem Wortlaut von Art. 4
Abs. 7a WRRL  und § 25d Abs. 3 WHG) die
betreffenden Maßnahmen nicht an Verhält-
nismäßigkeitsgesichtspunkte geknüpft (Sei-
del & Rechenberg 2004, 216). Hingegen
schlägt der Entwurf eines anderen Guidance-
Papers, das sich mit der Integration der
WRRL in die verschiedenen Politikfelder
befasst, für den Fall, dass technische Lösun-
gen und Minderungsmaßnahmen nicht aus-
reichend sind, um eine Verschlechterung
des Zustands zu verhindern, Kompensation
auf Basis des „No Net Loss“- Prinzips vor;
diese könne dann Teil der ergänzenden
Maßnahmen im Bewirtschaftungsplan sein
(Drafting Group 2006b, 28).
Darüber hinaus ist zu beachten, dass die
Begründungen für die Erteilung von Aus-

nahmen, die Zulassung von Verschlechte-
rungen der Gewässerqualität sowie die ge-
troffenen Minderungs- und Wiederherstel-
lungsmaßnahmen mit in die Bewirtschaf-
tungspläne aufzunehmen sind. Sie unterlie-
gen dadurch einer kritischen Prüfung durch
die EU-Kommission, die zwar über keine
direkten Druckmittel verfügt, um Verstöße
gegen die WRRL unmittelbar zu ahnden, sie
jedoch im Wege eines Vertragsverletzungs-
verfahrens über den EuGH verfolgen kann.
Bei Verschlechterungen, die zugleich einen
Eingriffstatbestand darstellen, können dem-
nach Kompensationsmaßnahmen aus der
Eingriffsregelung herangezogen werden, um
den Handlungspflichten etwa bei einer Ver-
schlechterung des Zustands wasserabhän-
giger Ökosysteme nachzukommen. Bereits
jetzt wird in manchen Wasserwirtschafts-
verwaltungen aktiv mit der Eingriffsrege-
lung argumentiert, um etwa den Bau von
Fischtreppen zu finanzieren und so zu hel-
fen, die Durchgängigkeit von Gewässern
wieder herzustellen, die ein wesentliches
hydromorphologisches Qualitätsmerkmal
im Sinne der WRRL darstellt. Die Recht-
sprechung hat dabei ausgesagt, dass bei den
Vorkehrungen, die getroffen werden, um
die Verpflichtungen nach § 4 Abs. 2 Nr. 2a
WHG (Festsetzung von Maßnahmen zum
Ausgleich einer auf die Gewässerbenutzung
zurückzuführenden Beeinträchtigung) zu
erfüllen, keine Verengung auf eine bestimm-
te Maßnahmenart erforderlich ist, sondern
jede Art von Gegenmaßnahme gemeint sein
kann (Bayer. VGH, Urt. v. 28.06.2005 – 22
B 95.2188). Dies eröffnet eine gewisse Fle-
xibilität, die Synergien mit Kompensations-
maßnahmen aus der Eingriffsregelung er-
leichtert.
Aber auch darüber hinaus sollten zwischen
den Kompensationsmaßnahmen aus der Ein-
griffsregelung und den Maßnahmen der
Maßnahmenprogramme gem. WRRL, die
zur Ereichung der Umweltziele notwendig
sind, aktiv Anknüpfungspunkte gesucht
werden. Hier sind etwa die Landschaftsplä-
ne gefordert, entsprechende Zielfestlegun-
gen zur Lenkung von Ersatzmaßnahmen zu
treffen, die zugleich der Erreichung der
Umweltziele nach WRRL zugute kommen.
Naturschutzrechtliche Kompensationsmaß-
nahmen können vor allem im Zuge der er-
gänzenden Maßnahmen nach Art. 11 Abs. 4
WRRL, die zusätzlich zu den grundlegen-
den Maßnahmen zu ergreifen sind, einge-
setzt werden, um die Umweltziele zu errei-
chen. Denkbar ist, insbesondere für diejeni-
gen Eingriffe, die im direkten Einflussbe-
reich von Oberflächengewässern oder in
Auenbereichen liegen, Ausgleichs- und Er-
satzmaßnahmen zu bündeln sowie etwa in
Form von Flächenpools großräumig in die
Renaturierung von Auenbereichen und
Feuchtgebieten zu lenken und damit zu er-
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reichen, dass den Anforderungen der Ein-
griffsregelung entsprochen wird und gleich-
zeitig positive Effekte im Sinne der WRRL
erzielt werden. In jedem Falle können natur-
schutzrechtliche Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen bei entsprechender Ausgestal-
tung einen bedeutenden Beitrag zur Verbes-
serung des ökologischen Zustands der Was-
serkörper leisten; es wird sogar die Auffas-
sung vertreten, dass sich ohne die Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen aus der Ein-
griffsregelung bzw. ihre zielgerichtete Bün-
delung in Flächenpools die Umweltziele der
WRRL kaum werden erreichen lassen bzw.
sich die Maßnahmen aus der Eingriffsrege-
lung dazu als unabdingbar erweisen werden
(so z. B.Wasser- und Bodenverband Hase-
Wasseracht 2006, 92 f.).

3 Umwelthaftungsrichtlinie

Die Richtlinie 2004/35/EG über Umwelt-
haftung zur Vermeidung und Sanierung von
Umweltschäden (Umwelthaftungsrichtlinie,
UH-RL) hat zum Ziel, auf der Grundlage

des Verursacherprinzips einen gemeinsa-
men Ordnungsrahmen zur Vermeidung und
Sanierung von Umweltschäden zu schaf-
fen. Hintergrund ist, dass bisher Schädiger
von Gemeinschaftsgütern, die wie Arten,
Wasser oder Luft nicht eigentumsrechtlich
zugeordnet sind, kaum zu befürchten hat-
ten, für die von ihnen verursachten Schädi-
gungen aufkommen zu müssen (FÜHR et
al. 2006, 67). Die Richtlinie datiert vom
21.04.2004 und ist bis zum 30.04.2007 in
nationales Recht umzusetzen. Zum Zeit-
punkt der Erstellung dieses Beitrags lag
zum 22.09.2006 ein Gesetzentwurf der Bun-
desregierung für ein Artikelgesetz zur Um-
setzung der Richtlinie vor (UH-GE). Dieses
enthält in Artikel 1 den Entwurf eines sog.
Umweltschadensgesetzes (USchadG) und
in Art. 2 und 3 notwendige Anpassungen
von Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG).
Die Umwelthaftungsrichtlinie sieht für be-
stimmte Schädigungen von „geschützten
Arten und natürlichen Lebensräumen“ so-
wie der Gewässer und des Bodens Kompen-

sationsverpflichtungen in Form von sog.
„Sanierungsmaßnahmen“ vor, folgt dabei
dem Verursacherprinzip, stellt die Vermei-
dung als prioritär in den Vordergrund und
gibt bei auftretenden Umweltschädigungen
ein Entscheidungsprogramm vor. Jedoch
folgt sie von den Anwendungsvorausset-
zungen und dem zugrunde gelegten Scha-
densbegriff einer gänzlich anderen Logik
als die Eingriffsregelung und weist in ihrer
Entscheidungsabfolge zwar gewisse Ähn-
lichkeiten mit der Kaskade der Eingriffsre-
gelung auf, ist unter dem Strich aber anders
ausdifferenziert (vgl. Tabelle 1).

Der Anwendungsbereich der UH-RL be-
zieht sich auf Umweltschäden, die durch die
Ausübung einer der im Anhang III der Richt-
linie aufgeführten beruflichen Tätigkeiten
verursacht werden. Mit diesem Tätigkeiten
sind u. a. der Betrieb von Anlagen, Abfall-
bewirtschaftungsmaßnahmen, Wasserab-
leitungen und Einleitungen von Stoffen in
Oberflächengewässer, Wasserentnahmen,
Gefahrguttransporte sowie die Anwendung

Umwelthaftungsrichtlinie (UH-RL) Eingriffsregelung

bzw. Gesetzentwurf zur Umwelthaftung (UH-GE)

Anwendungs- Vorliegen eines Schadens gem. unten stehender Definiti- Erhebliche Veränderung der Gestalt oder
voraussetzungen on oder einer Gefahrsituation („unmittelbare Gefahr“ ei- Nutzung einer Grundfläche (§ 18 Abs. 1

nes Schadens muss gegeben sein, d. h. dieser  muss mit BNatSchG, s.u.)
hinreichender Wahrscheinlichkeit in naher Zukunft ein- Vorliegen eines Verwaltungsaktes
treten,  Art. 2 Nr. 9 UH-RL), (behördl. Entscheidung oder Anzeige
der im Zusammenhang mit der Ausübung bestimmter an eine Behörde, § 20 Abs. 1 BNatschG)
beruflicher Tätigkeiten (vgl. Anhang III UH-RL) ent-
standen ist.
Keine Anwendung, sofern die Tätigkeit bereits aufgrund
einer FFH-VP (Art. 2 Ziff. 1a UH-RL) bzw. nach
§ 19 BNatschG oder durch Aufstellung eines B-Plans nach
§§ 30, 33 BauGB genehmigt wurde (Art. 3 UH-GE).

Schadens-/Erheb- Schaden = direkt oder indirekt eintretende erhebliche nach- Veränderungen der Gestalt oder Nutzung
lichkeitsbegriff teilige Auswirkungen, u. a. auch durch Einträge in die Luft von Grundflächen oder Veränderungen des

und stoffliche Veränderungen. mit der belebten Bodenschicht in Verbin-
Nachweisliche Auswirkungen auf die Gesundheit gelten dung stehenden Grundwasserspiegels, die
stets als Schaden die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des
Maßgeblich für die Erheblichkeit einer Schädigung sind Naturhaushalts oder das Landschaftsbild
(Anhang I UH-RL) erheblich beeinträchtigen können
- der zum Zeitpunkt der Schädigung gegebene (§ 18 Abs. 1 BNatschG).

Erhaltungszustand (mit Bezug auf den Ausgangszustand),
- die mit den betr. Arten und Lebensräumen verbundenen

Funktionen,
- die natürliche Regenerationsfähigkeit.

Verursacher-/Ver- Greift Greift, unabhängig vom Verschulden, sofern
schuldensprinzip Verschuldensunabhängig, sofern durch bestimmte in o. g. Voraussetzungen für einen Eingriffstatbe-

Anhang III aufgeführte Tätigkeiten ein Umweltschaden stand vorliegen
verursacht wird;
bei Biodiversitätsschäden auch bei Vorliegen anderer Ur-
sachen, sofern dabei fahrlässig oder vorsätzlich gehan-
delt wurde

(Art. 3 Abs. 1 UH-RL)

Tab. 1: Gegenüberstellung der Bestimmungen von EG-Umwelthaftungsrichtlinie (Richtlinie 2004/35/EG) und Eingriffsregelung.
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und Freisetzung gentechnisch veränderter
Organismen erfasst. Was die Verursachung
von Umweltschäden durch diese Tätigkei-
ten betrifft, besteht eine Haftung unabhän-
gig vom Vorliegen eines Verschuldens. Im
Fall einer Schädigung geschützter Arten
oder Lebensräume wird der Anwendungs-
bereich der UH-RL erweitert: Gemäß Art. 3
Abs. 1 b UH-RL können derartige Schäden
auch durch andere als die in Anhang III
aufgeführten beruflichen Tätigkeiten verur-
sacht werden, jedoch wird hier dann ein
Verschulden durch Vorsatz oder Fahrläs-
sigkeit vorausgesetzt.
Umweltschäden sind dabei (nach Art. 2 Ziff.
1 der Richtlinie) definiert als:
- Schädigungen geschützter Arten oder

natürlicher Lebensräume, die erhebliche
nachteilige Auswirkungen auf die Errei-
chung oder Beibehaltung eines günstigen

Erhaltungszustandes haben. Damit sind
ausdrücklich die Arten und Lebensräume
nach der FFH- und Vogelschutzrichtlinie
erfasst, inklusive der Anhang IV-Arten.
Umstritten ist hingegen, inwieweit die
Richtlinie auch für Arten und Lebens-
räume der Anhänge I und II anzuwenden
ist, die sich außerhalb von Natura 2000-
Gebieten befinden (FÜHR et al. 2006,
69). Zudem können ausdrücklich auch
nach nationalen Rechtsvorschriften ge-
schützte Arten und Lebensräume mit ein-
bezogen werden. Der im September be-
schlossene Gesetzentwurf der Bundesre-
gierung zur Umsetzung der UH-RL be-
schränkt sich zwar auf die nach der FFH-
und der Vogelschutz-RL geschützten Ar-
ten und Lebensräume (es werden also
keine weiteren nach nationalen Vorschrif-
ten erfassten mit aufgenommen), grenzt

diese aber nicht nur auf die als Natura
2000 auszuweisenden Gebiete ein.

- Schädigungen der Gewässer, die erhebli-
che nachteilige Auswirkungen auf den
ökologischen, chemischen oder mengen-
mäßigen Zustand und/oder das ökologi-
sche Potenzial des Gewässers im Sinne
der Definitionen nach der WRRL haben.

- Schädigungen des Bodens, d. h. Boden-
verunreinigungen, die ein erhebliches
Risiko einer Beeinträchtigung der mensch-
lichen Gesundheit verursachen.

Die Anwendungsvoraussetzungen der Um-
welthaftungsrichtlinie sind damit an eine
sehr komplexe Tatbestandsstruktur ge-
knüpft. Es geht hier nicht, wie bei der Ein-
griffsregelung, um die Zulassung von Pro-
jekten bzw. die Genehmigung bestimmter
Pläne (Bauleitpläne), sondern um die Sanie-
rung von Schädigungen, die bei Unfällen

Umwelthaftungsrichtlinie (UH-RL) Eingriffsregelung

bzw. Gesetzentwurf zur Umwelthaftung (UH-GE)

Erfasste Schutzgüter Arten: Alle Arten und Lebensräume
Zugvögel und wildlebende Vogelarten nach Art. 4 Abs. 2 u. sowie durch die Grundsätze des BNatschG
Anhang I Vogelschutz-RL erfasste Tatbestände
Tier- und Pflanzenarten nach Anhang I FFH-RL Veränderungen des mit der belebten Boden-
Streng geschützte Arten nach Anhang IV FFH-RL schicht in Verbindung stehenden Grund-

Lebensräume: wasserspiegels
Der Vogelarten nach Art. 4 Abs. 2 und Anhang I Vogel- Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen
schutz-RL Luft/Klima
Nach Anhang I FFH-RL sowie der nach Anhang II und IV Landschaftsbild
FFH-RL geschützten Arten

(Art. 2 Nr. 3 UH-RL)
sowie

ggf. weitere nach nationalen Bestimmungen geschützte
Arten
Gewässer: ökolog., chemischer  und/oder mengenmäßiger
Zustand bzw. Potenzial i. S. der WRRL (Art. 2 Nr. 1b)
UH-RL)
Böden: Bodenverunreinigungen, die ein erhebliches Risiko
einer Beeinträchtigung der menschlichen Gesundheit
verursachen (Art. 2 Nr. 1c) UH-RL)
Nicht: Luft/Klima, Landschaftsbild

Rechtsfolgen Priorität von Vermeidungsmaßnahmen (bei noch nicht ein- Priorität von Vermeidungsmaßnahmen
getretenem Umweltschaden, aber unmittelbarer Gefahr (§ 19 Abs. 1 BNatSchG)
(Art. 5 Abs. 1 UH-RL)
Informationspflicht des Betreibers (sofern unmittelbare ./.
Gefahr des Umweltschadens nicht abgewandt werden kann,
Art. 5 Abs. 2 UH-RL)

Sanierung von Umweltschäden (Anhang II UH-RL): Ausgleichsmaßnahmen (gleichartig), sowie
„Primäre Sanierung“ (Wiederherstellung des Ausgangs- nach Landesnaturschutzgesetzen ggf.
zustandes der geschädigten Ressourcen oder Funktionen) Wiederherstellung des früheren Zustands
„Ergänzende Sanierung“ (primär  gleichartige, ansonsten bei rechtswidrigen Eingriffen
 gleichwertige Kompensation verbleibender Beeinträchti- Ersatzmaßnahmen (gleichwertig)
gungen)
„Ausgleichssanierung“ (Kompensation zwischenzeitlicher ./.
Verluste)
Anwendung anderer Bewertungsverfahren (z. B. Fest- Ggf. Ersatzzahlung
stellung des Geldwertes; Anhang II. 1 UH-RL) (§19 Abs. 2 BNatschG)

Tab. 1: Fortsetzung.
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bzw. bei bestimmten ausgeübten berufli-
chen Tätigkeiten entstanden sind. Entspre-
chend sehen die Umwelthaftungsrichtlinie
bzw. der Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung vor, dass die Bestimmungen nicht zur
Anwendung kommen, sofern mögliche Aus-
wirkungen in einer FFH-Verträglichkeits-
prüfung (Art. 2 Ziff. 1a UH-RL) bzw. nach
§ 19 BNatSchG oder durch Aufstellung
eines Bebauungsplanes nach §§ 30, 33
BauGB (vgl. Art. 3 des Gesetzentwurfs der
Bundesregierung) bereits geprüft wurden
und die Tätigkeit dabei ausdrücklich be-
hördlich genehmigt wurde. Auch bei Schä-
digungen an Gewässern sind der nach Art. 2
des Gesetzentwurfs der Bundesregierung
zufolge vorzunehmenden Änderung des
WHG diejenigen Schädigungen des ökolo-
gischen bzw. chemischen Zustands bzw.
des Potenzials von Gewässern ausgeschlos-
sen, für die bereits eine Ausnahme-
genehmigung nach den Voraussetzungen
des § 25d WHG erteilt wurde.
Was die Rechtsfolgen angeht (vgl. Tab. 1),
trifft den Verursacher eines Umweltscha-
dens bzw. einer Gefährdung durch einen
Umweltschaden eine Informations- (Art. 4
UH-RL), eine Gefahrenabwehr- (Art. 5)
sowie eine Sanierungsverpflichtung (Art.
6). Demnach hat der Verantwortliche bei
Gefahr eines Umweltschadens unverzüg-
lich die erforderlichen Vermeidungs-
maßnahmen zu ergreifen und im Falle eines
tatsächlich eingetretenen Umweltschadens
die notwendigen Sanierungsmaßnahmen
einzuleiten. Für Schäden an Gewässern so-
wie an geschützten Arten und Lebensräumen
soll (Anhang II.1 der UH-RL zufolge)
zunächst eine „primäre Sanierung“ erreicht
werden, indem der Ausgangszustand der
geschädigten Ressourcen und Funktionen
wiederhergestellt wird. Ansonsten ist eine
„ergänzende Sanierung“ bzw. „Ausgleichs-
sanierung“ durchzuführen; mit Letzterer sind
ausdrücklich auch zwischenzeitlich eintre-
tende Verluste zu kompensieren. Für die
Festlegung des Umfangs der ergänzenden
Sanierungsmaßnahmen und der Ausgleichs-
sanierungsmaßnahmen ist zunächst die An-
wendung von Konzepten zu prüfen, die auf
der Gleichartigkeit von Ressourcen oder
Funktionen beruhen; ansonsten sind andere
Ressourcen oder Funktionen bereitzustel-
len (Anhang II.1.2.2 UH-RL). Erweist sich
auch dies als unmöglich, werden stattdessen
andere Bewertungsmethoden angewendet,
z. B. indem ein Geldwert festgesetzt wird.
Damit ist auch bei der Umwelthaftungs-
richtlinie ein differenziertes Entscheidungs-
modell vorgegeben, das jedoch trotz partiel-
ler Ähnlichkeit (Priorität von Vermeidung
sowie ansonsten funktional gleichartige
Kompensation/Sanierung) anders ausgestal-
tet ist als das der Eingriffsregelung und von
anderen Anwendungsvoraussetzungen aus-

geht. Auch ist eine Kompensation zwischen-
zeitlicher Verluste wie sie die sog. Aus-
gleichssanierung vorsieht, dem deutschen
Recht nach vorherrschender Auffassung
bisher so nicht zu entnehmen.
Art. 14 Abs. 1 der Umwelthaftungsrichtlinie
verpflichtet die Mitgliedstaaten zudem,
Maßnahmen zu ergreifen, die es den Betrei-
bern ermöglichen, Finanzsicherheiten in
Anspruch zu nehmen, um im Schadensfall
ihren Haftungsverpflichtungen nachzukom-
men. Damit wird ein Markt für entsprechen-
de Versicherungslösungen geschaffen (vgl.
hierzu CLAUSEN 2005). In diesem Zusam-
menhang wird ein wesentlicher Handlungs-
bereich in prospektiven Abschätzungen ei-
nes möglichen Sanierungsumfangs liegen.
Hierfür wie auch für die Bestimmung eines
Geldwertes, der anzusetzen ist, wenn keine
Sanierung möglich sein sollte, können in
Anlehnung an die Bewertungsverfahren aus
der Eingriffsregelung, etwa an Biotopwert-
verfahren, Methoden zur Kostenabschätzung
entwickelt werden (ROLLER & FÜHR
2005, 116).

Insgesamt erweist sich die Umwelthaftungs-
richtlinie von den Anwendungsvorausset-
zungen, dem Schadensbegriff und den
Rechtsfolgen her anders gelagert als die
Eingriffsregelung. Allerdings sind Über-
schneidungen gegeben, z. B. bei Betroffen-
heit von Anhang IV-Arten nach der FFH-
Richtlinie. Damit werden durch die Um-
welthaftungsrichtlinie vor allem die Schwie-
rigkeiten deutlich, die auftreten, wenn zwei
unabhängig voneinander entstandene und
so für sich anders ausdifferenzierte
Regelungsmaterien EU-weiter und nationa-
ler Art aufeinander treffen.

4 Schlussbetrachtung

Die verschiedenen Umweltfolgenprüfver-
fahren sind in Abb. 1 nach den darin enthal-
tenen Schutzgütern aufgegliedert. Weiterhin
ist dargestellt, ob dabei Verfahrensregelun-
gen getroffen werden, ob die relevanten
Regelungen Aussagen zur Berücksichtigung
des Ergebnisses treffen (auch wenn dies,
wie bei der UVP, keine materiell-rechtli-
chen Wirkungen beinhaltet) und ob darüber
hinaus materielle Wirkungen eintreten.

Deutlich wird dabei:
- Biodiversitätskonvention, CBD, Umwelt-

haftungs-RL sowie die Folgen einer durch-
geführten FFH-Verträglichkeitsprüfung
erstrecken sich jeweils nur auf ein kleines
Segment an Schutzgütern. Dabei umfasst
die FFH-VP nur einen Teil der in der
Eingriffsregelung zu betrachtenden Ar-
ten und Lebensräume. Hingegen ist die
biologische Vielfalt in der CBD sehr weit
gefasst und geht unter Einschluss der ge-
netischen Diversität über die herkömmli-

chen Betrachtungsgegenstände der Ein-
griffsregelung hinaus.

- Die Wasserrahmenrichtlinie betrifft das
Schutzgut Wasser (Verschlechterungs-
verbot und Qualitätsziele für Grund- und
Oberflächenwasserkörper) sowie ein klei-
nes Segment an Lebensräumen (wasser-
abhängige Ökosysteme). Diese Vorga-
ben sind eigentlich strikt zu beachten,
inwieweit ihre Nicht-Beachtung jedoch
weitere Folgen etwa in Form von
Kompensationsmaßnahmen nach sich
zieht, ist noch offen. Ein Verfahrensab-
lauf ist dazu nicht vorgegeben.

- UVP und SUP erstrecken sich im Gegen-
satz zur Eingriffsregelung zwar auf die
Schutzgüter aller umweltrelevanten
Rechtsmaterien, bleiben jedoch ohne
materielle Folgen.

Nur die Eingriffsregelung hat einen breit
gelagerten, umfassenden Anspruch, sowohl
was das Abdecken der verschiedenen
Schutzgüter (bis auf die Gesundheit des
Menschen) und den flächendeckenden An-
satz angeht als auch was materielle Folgen
über eine reine Berücksichtigung des Er-
gebnisses hinaus betrifft. Bei den nun anste-
henden Überlegungen zu einer integrierten
Vorhabensgenehmigung, die im Zuge der
Entwicklung eines Umweltgesetzbuchs
(UGB) konzipiert werden und dabei für
bestimmte umweltrelevante Vorhaben nur
noch ein einheitliches Genehmigungsver-
fahren erfordern sollen, in dem die umwelt-
bezogenen Zulassungsvoraussetzungen me-
dienübergreifend geprüft werden, wird es
darum gehen, zu überlegen, welche Aspekte
man geschickt bündeln kann, ohne Abstri-
che vom bisher erzielten Schutzniveau zu
machen. Dabei gilt es, verfahrenstechni-
sche wie inhaltliche Aspekte gleichermaßen
zu beachten. Ein Beispiel für eine schon
erfolgte Bündlungs von Verfahrensansät-
zen ist die Umweltprüfung in der Bauleit-
planung: Es erfolgt eine verfahrenstechni-
sche und inhaltliche Integration der ver-
schiedenen Prüfverfahren in einem gemein-
samen Trägerverfahren, wobei dann aber
mit Blick auf die Abwägung die einzelnen
Verfahrensbestandteile wieder differenziert
nach ihren unterschiedlichen materiellen
Wirkungen „aufgesplittet“ werden müssen
(JESSEL 2004). In den nun laufenden Dis-
kussionen wird man auch in Bezug auf die
Eingriffsregelung nicht auf der Stelle ste-
hen bleiben können, sondern auch sie wird
sich dabei weiterentwickeln müssen, etwa
in Richtung einer stärkeren Integration auch
anderer Umweltbelange.
Dabei gilt es neben Formalismen, den
verfahrenstechnischen Aspekten einer vor-
dergründigen Vereinfachung und einer mög-
lichen Verengung auf eine 1:1-Umsetzung
internationaler Vorgaben auch übergeord-
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nete Ziele zu beachten. Es sind derartige
Ziele, die im Vordergrund stehen sollten;
Instrumentarium und Verfahren sind
lediglich Mittel ihrer Erreichung. Und hier
bliebt zu hoffen, dass man angesichts
weiterhin hoher Flächeninanspruchnahme,
dem anhaltenden Rückgang der Artenvielfalt
und vor dem Hintergrund der Ziele der na-
tionalen Nachhaltigkeitsstrategie auch land-
schaftliche Qualitäten, den Erhalt und die
Qualität der Durchschnittslandschaft, der ja
gerade die Eingriffsregelung verpflichtet
ist, im Auge behält.

Zusammenfassung

Neben der naturschutzrechtlichen Eingriffs-
regelung, der UVP und SUP sowie der FFH-
Verträglichkeitsprüfung spielen Aspekte der
Bewältigung von Umweltfolgen auch in ei-
ner Reihe internationaler Richtlinien und
Konventionen eine Rolle. Diese werden auf
Berührungspunkte mit der Eingriffsregelung
sowie daraufhin betrachtet, was die
naturschutzrechtliche Eingriffsregelung zu
ihrer Umsetzung beitragen kann: Die

Biodiversitätskonvention (CBD) sieht eine
Verträglichkeitsprüfung von Plänen und
Projekten vor, zu der die Eingriffsregelung
im Gegensatz zu der lediglich auf bestimm-
te Arten und Lebensräume verengten FFH-
VP einen wesentlichen Beitrag leisten kann.
Allerdings spielt das Thema der Kompensa-
tion in den Papieren zur CBD derzeit nur am
Rande eine Rolle. Das Verschlechterungs-
verbot sowie die zu erreichenden Umwelt-
ziele der Wasserrahmenrichtlinie betreffen
das Schutzgut Wasser (Grundwasser und
Oberflächengewässer) sowie, allerdings ein-
geschränkt auf die Perspektive des Standort-
faktors Wasser, die wasserabhängigen Öko-
systeme. Inwieweit bei einer Nichteinhal-
tung des Verschlechterungsverbots über
Minimierungsmaßnahmen hinaus auch
Kompensationspflichten greifen, ist noch
offen; jedoch wären diese im Fall der wasser-
abhängigen Ökosysteme durch den Tatbe-
stand und die Rechtsfolgen der Eingriffs-
regelung erfasst. Lediglich die Abwägung
wäre für diese Lebensräume dahingehend
anzugleichen, dass zur Zulassung eines Ein-
griffs ein Überwiegen öffentlicher Belange

erforderlich ist. Die EG-Umwelthaftungs-
richtlinie weist in ihrem Entscheidungs-
programm und in den erfassten Schutzgütern
zwar gewisse Parallelen zur Eingriffs-
regelung auf, kommt jedoch von ganz ande-
ren Anwendungsvoraussetzungen her, da
sie nicht bei der Genehmigung von Plänen
und Projekten, sondern bei Unfällen, die bei
der Ausübung bestimmter Tätigkeiten zu
Schädigungen führen, greift. Dennoch gibt
es auch hier, etwa bei einer Betroffenheit
von Anhang IV-Arten der FFH-Richtlinie,
Überschneidungen zur Eingriffsregelung.
In der Zusammenschau wird deutlich, dass
die Eingriffsregelung den am breitesten ge-
lagerten und umfassendsten Anspruch ver-
tritt und ihr eine Art Bündelungsfunktion
zugesprochen werden kann, sowohl was die
erfassten Schutzgüter als auch was die ma-
teriellen Folgen betrifft. Dies wie auch das
übergeordnete Ziel der Eingriffsregelung,
das nicht auf Schutzgebiete fokussiert, son-
dern flächendeckend ausgerichtet war und
daher auf den Erhalt der Qualitäten in der
Durchschnittslandschaft Bezug nimmt, soll-
te bei den anstehenden Überlegungen zu

Abb. 1: Anwendungsbereiche von Instrumenten zur Folgenprüfung und zur Bewältigung von Beeinträchtigungen bzw. Schäden.
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einer integrierten Vorhabensgenehmigung
im Zuge der Entwicklung eines Umwelt-
gesetzbuches mit beachtet werden.
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Zielsetzungen des

Deutschen Rates für Landespflege

Der Deutsche Rat für Landespflege ist eine vom damaligen Bundespräsidenten Dr. h.c. Heinrich Lübke initiierte freie und unabhängige
Vereinigung mit Sitz in Bonn, die sich am 5. Juli 1962 im Bundespräsidialamt konstituiert hat und seitdem ständig unter der
Schirmherrschaft des jeweiligen Bundespräsidenten steht.

Er verfolgt als Zweck die Zielsetzungen, die in der „Grünen Charta von der Mainau“ vom 20. April 1961 festgelegt sind:
„Um des Menschen willen ist der Aufbau und die Sicherung einer gesunden Wohn- und Erholungslandschaft, Agrar- und
Industrielandschaft unerläßlich.

Deshalb ist zu fordern:

1 eine rechtlich durchsetzbare Raumordnung für alle Planungsebenen unter Berücksichtigung der natürlichen Gegebenheiten;

2. die Aufstellung von Landschaftsplänen, von Grünordnungsplänen in allen Gemeinden für Siedlungs-, Industrie- und
Verkehrsflächen;

3. ausreichender Erholungsraum durch Bereitstellung von Gartenland, freier Zugang zu Wäldern, Bergen, Seen und Flüssen
und sonstigen landschaftlichen Schönheiten, stadtnaher Erholungsraum für das Wochenende und stadtferner Erholungs-
raum für die Ferien;

4. die Sicherung und der Ausbau eines nachhaltigen fruchtbaren Landbaus und einer geordneten ländlichen Siedlung;

5. verstärkte Maßnahmen zur Erhaltung und Wiederherstellung eines gesunden Naturhaushaltes, insbesondere durch
Bodenschutz, Klima- und Wasserschutz;

6. die Schonung und nachhaltige Nutzung des vorhandenen natürlichen oder von Menschenhand geschaffenen Grüns;

7. die Verhinderung vermeidbarer, landschaftsschädigender Eingriffe, z.B. beim Siedlungs- und Industriebau, beim Bergbau,
Wasserbau und Straßenbau;

8. die Wiedergutmachung unvermeidbarer Eingriffe, insbesondere die Wiederbegrünung von Unland;

9. eine Umstellung im Denken der gesamten Bevölkerung durch verstärkte Unterrichtung der Öffentlichkeit über die Bedeutung
der Landschaft in Stadt und Land und die ihr drohenden Gefahren;

10. die stärkere Berücksichtigung der natur- und landschaftskundlichen Grundlagen im Erziehungs- und Bildungswesen;

11. der Ausbau der Forschung für alle den natürlichen Lebensraum angehenden Disziplinen;

12. ausreichende gesetzgeberische Maßnahmen zur Förderung und Sicherung eines gesunden Lebensraumes.“

In Erfüllung dieser Zielsetzungen gibt der Deutsche Rat für Landespflege Empfehlungen und äußert sich gutachtlich zu grundsätz-
lichen Problemen und zu aktuellen Projekten des Natur- und Umweltschutzes in der Bundesrepublik Deutschland. In der Regel werden
die Problembereiche in internen wissenschaftlichen Kolloquien, Symposien oder Seminaren mit Sachverständigen behandelt und
die Referate und Aussprachen von Arbeitsausschüssen ausgewertet. Die Ergebnisse seiner Arbeit legt der Rat in schriftlichen
Berichten und gutachtlichen Stellungnahmen nieder, die den zuständigen Behörden des Bundes und der Länder sowie wissenschaft-
lichen Einrichtungen und einschlägigen Verbänden zugestellt werden.

Der Deutsche Rat für Landespflege beruft als Mitglieder Persönlichkeiten verschiedenster Fachrichtungen und Bereiche (z. B.
Naturschutz und Landschaftspflege, Wirtschaft, Kultur). Nach dem Statut ist die Zahl der Ordentlichen Mitglieder auf 20 begrenzt.
Die Mitglieder sind in ihrer Mitarbeit unabhängig, an Weisungen nicht gebunden und vertreten keine Interessengruppen; ihre
Mitarbeit ist ehrenamtlich.

In der Geschäftsstelle des Rates in Bonn werden die laufenden Arbeiten und Projekte organisiert, koordiniert und zur Veröffentlichung
vorbereitet.
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